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Editorial 

Archive bewahren etwas. In Ostdeutschland ging es in den 
letzten drei Jahren vieffach um die Bewahrung der Archive. 

Föderalisierung, Bundesarchivgesetz und Neuzuordnung hie­
ßen die drei Koordinaten, innerhalb derer sich die ostdeutschen 
Archivare in dieser Zeit bewegen mußten. Die mit der Auflösung 

eines Staates zwangsläufig sprunghaft wachsende Fülle des 
aufzunehmenden Archivgutes wurde gleichsam nebenbei be­

wältigt (und, es sollte vielleicht erwähnt werden, nicht für alle, die 
sich dabei nicht schonten, fand sich später noch eine Stelle in 

den neuen Ausstattungsplänen). 
Die Zahl der wissenschaftlichen Archivnutzer steigt. Die DDR 

erlebt endlich einmal eine (wenn auch retrospektive) Konjunktur: 
als Forschungsgegenstand. Unser erster Themenschwerpunkt 
widmet sich den Archiven. Auf eine der Lücken in der Behand­

lung sei ausdrücklich hingewiesen: Die unabhängigen Archive, 
die sich Ende 1989 / Anfang 1990 gegründet hatten und seither 
zu verschiedenen Schwerpunkten systematische Sammlungen 
anlegten, z. T. mff, z. T. ohne den Anspruch eigenständiger wis-

senschaftlicher Auswertung des Gesammelten arbeiteten -
diese Archive fehlen in diesem Heft. Die Gründe sind profan: 
Ihre ABM-Stellen stehen vor dem Auslaufen oder sind bereits 
ausgelaufen, öffentliche Finanzierungen sind in Frage gestellt, 

auf Räumlichkeiten lasten Restitutionsansprüche usw. Das 
bindet Kräfte. Der politische Wille zum Erhalt dieser Archive wird 

weitgehend vermißt. Da läßt sich schlecht in aller Ruhe ein 
Artikel schreiben. 

p.p. 
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THEMA 1: Die ostdeutschen Archive 

Ulrich Geyer (Berlin): 

Zur Entwicklung und zur Situation einiger wichtiger ostdeutscher Archive 

Zu DDR-Zeiten setzte sich das Archivwe­
sen aus dem staatlichen Archivfonds ei­
nerseits und Archiven von Parteien, Orga­
nisationen, Kirchen und kirchlichen Ein­
richtungen, Genossenschaften sowie Pri­
vatpersonen andererseits zusammen. Der 
weitaus größte Teil gehörte zum staatli­
chen Archivfonds, der unter Betreuung 
der staatlichen Archiwerwaltung stand. 

Die staatliche Archiwerwaltung ist aufge­
löst und die zum staatlichen Archivfonds 
gehörenden Archive der Wirtschaft sind 
aus diesem herausgelöst. [1] Dies ist die 
größte formale Änderung, die nach der 
deutschen Einheit im ostdeutschen Ar­
chivwesen vollzogen wurde. 

Welche detaillierten Änderungen gab es 
nun? 

Das zentrale Staatsarchiv (ZSIA) Potsdam 
(1) wurde zum Bundesarchiv - Abteilung 
Potsdam. Es ist, im Prinzip wie früher, haupt­
sächlich zuständig für das Schriftgut der 
Staatsorgane der ehemaligen DDR und 
des Deutschen Reiches. 

Das ZStA Merseburg (II), zu DDR-Zeiten 
ein sogenanntes Historisches (Staats-) Ar­
chiv, d.h. es beherbergte die Akten nicht 
mehr existenter Registraturbilclner, ging als 
Geheimes Staatsarchiv in die Stiftung Preu-
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ßischer Kulturbesitz ein. Dabei wurden, 
sofern sie es wollten, alle Mitarbeiter des 
Archives mit übernommen. 

Die Staatsarchive bzw. die diesen zuge­
ordneten ehemaligen historischen Staats­
archive Potsdam, Magdeburg, Dresden, 
Weimar, Schwerin, Greifswald, Leipzig, 
Meiningen, Rudolstadt bzw. Altenburg, 
Bautzen, Gotha, Greiz, Oranienbaum, Mök­
kern, Wernigerode, Ludwigslust und Frei­
berg gingen in die Hoheit der jeweiligen 
Länder über. Damit wurde in etwa der Zu­
stand wieder hergestellt, der bis zur soge­
nannten Verwaltungsreform (Zerschlagung 
der Länder und Schaffung von Bezirken) 
1952 von 1949 bis 1952 in der SBZ und 
später in der DDR bestand. Das Staatsar­
chiv Dresden wurde jetzt zum sächsischen 
Hauptstaatsarchiv. Die Staatsarchive Wei­
mar (Thüringen), Magdeburg (Sachsen­
Anhalt), Potsdam (Brandenburg), Schwerin 
(Mecklenburg) und Greifswald (Vorpom­
mern) wurden zu Landesarchiven. 

Bei allen Landesregierungen gibt es inzwi­
schen einen Archivbeauftragten. Unter­
,c:r.hiArllir.h i,c:I r1iA l lnlAr<C:IAlhmg des Ar-
chivwesens. Teilweise sind die Kultusmi­
nister Dienstherr (z.B. Brandenburg), teil­
weise der Innenminister (z.B. Sachsen). In 
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den alten Bundesländern ist es ebenso 
uneinheitlich. In DDR-Zeiten war das staat­
liche Archivwesen zentral dem Innenmini­
sterium (in Form der Staatlichen Archivver­
wallung) unterstellt. Dies hatte sich als nicht 
gerade vorteilhaft herausgestellt. (2) 

Die Staatsarchive blieben in ihrer juristi­
schen Stellung unverändert. Einzige Aus­
nahme war das ostberliner Stadtarchiv, das 
jetzt, räumlich unverändert, Teil des Lan­
desarchivs Berlin ist. 

Problematisch wird es vielfach bei den 
Kreisarchiven. 

Mit Wiedergründung der fünf neuen Län­
der war von Beginn an eine Kreis-bzw. 
Gebietsreform vorgesehen. Jene ist z.Z., 
in unterschiedlichen Stadien, im Gange. 
Um das Provenienzprinzip aufrecht zu er­
halten, müßten eigentlich sämtliche Archi­
ve, deren Sprengel sich ändert, zu histori­
schen Archiven werden (d.h. sie müßten 
zum Zeitpunkt des Abschlusses der Kreis­
neugliederung ihre Übernahme von Be­
hördenschriftgut beenden und zum Ver­
walter der bis dahin abgeschlossenen 
Bestände werden). Für die neuen Gebiets­
körperschaften müßten neue Archive im 
neuen Hoheitsgebiet entstehen, eine fi­
nanziell als absolut utopisch einzustufende 
Variante. Noch komplizierter wird es bei 
Überlappungen ehemaliger Kreis- bzw. 
Gebietsgrenzen. Zu diesen Fragen müßte 
unbedingt noch einmal eine Ideenkonfe­
renz von betroffenen Archivaren und poli­
tisch Verantwortlichen stattfinden. (3) 

Schwierigkeiten gab es teilweise für die 
Archive der einzelnen Akademien. End­
gültig der neuen Rechtsträgerschaft unter­
stellt ist z.Z. noch gar keines dieser Archi­
ve. A!izysehen sind die Lösungen für die 
der ehemaligen Akademie der Wissen­
schaften und der Akademie der Künste. (4) 
Für das AdW-Archiv, das im laufe des 
Jahres Archiv der neugegründeten Berlin-
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Brandenburgischen Akademie werden 
wird und praktisch schon arbeitet, steht das 
Problem des Dokumentationsprofils. Das 
Archiv bringt eigentlich den Bestand eines 
Teilvorläufers (AdW) in den neu zu doku­
mentierten Registraturbildner ein. Da aber 
die Auflösung der AdW sich im Prinzip 
permanent seit der Wende im Herbst 1989 
vollzog, d.h. sich einzelne Institute bzw. 
Fachgebiete repräsentierende Mitarbeiter­
gruppen ausgliederten, teilweise neue In­
stitute gründeten oder in anderen Wissen­
schaftseinrichtungen aufgingen und dabei 
größtenteils ihr archivwürdiges Schriftgut 
mitnahmen, ist die Aussage so nicht auf­
recht zu erhalten. Es entsteht eine ähnliche 
Situation wie in den 50er und 60er Jahren 
beim Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, 
als sich einzelne Technikbereiche de facto 
verselbständigten. 

Die Archive werden beim AdW-Archiv in 
die neue Trägerschaft mit übernommen. 

Noch keine definitiven Aussagen sind dem 
Verfasser z.Z. zu den Archiven der ehema­
ligen Akademie der Landwirtschaftswissen­
schaften (5) und der Bauakademie mög­
lich. 

Die Archive der Universitäten und Hoch­
schulen sind in ihrer Rechtsträgerschaft 
unverändert. Im Prinzip wurde ihre juristi­
sche Position gestärkt, da die Autonomie 
der Bildungseinrichtungen, v.a. bei Uni­
versitäten, nicht mehr nur auf dem Papier 
steht. 

Die Archive der zentralen Staatsorgane 
der ehemaligen DDR stellen zwei verschie­
denen Kategorien dar. Die überwiegende 
Anzahl waren Verwaltungsarchive, d.h. im 
Prinzip Behördenregistraturen, die nach 
festQelegten Zeitpunkten an das damalige 
ZStÄ (1) abgaben. Dieses Schriftgut wurde 
vom Bundesarchiv - Abteilung Potsdam 
übernommen. Die Archive einiger Ministe­
rien (z.B. Staatssicherheit, Äußeres, Vertei-
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digung, Inneres) waren Endarchive bzw. 
trugen Endarchivcharakter, d.h. sie waren 
Behördenarchive. Ausschließlich des 
Schriftgutes des MfS wurden diese Archi­
ve von den obersten Budesbehörden über­
nommen, die die Nachfolge der jeweiligen 
DDR-Einrichtungen antraten. Ursprünglich 
sollten sie alle räumlich am selben Ort 
verbleiben. Im Falle des Militärarchives 
zeichnet sich im Moment allerdings die 
Tendenz ab, das Schriftgut von Potsdam 
nach Freiburg (Bundesmilitärarchiv) zu 
verlagern. Andererseits soll das Militärfor­
schungsinstitut von Freiburg nach Pots­
dam umziehen. Wenn beides tatsächlich 
voll realisiert werden sollte, wäre dies aller­
dings mehr als ein Schildbürgerstreich. 
Das Archiv des ehemaligen MfS wurde 
bekanntlich zum Kernstück der Behörde 
des Bundesbeauftragten für die Unterla­
gendesehemaligenMinisteriumsfürStaats­
sicherheit der DDR (Gauck-Behörde), die 
ihrerseits eine Sonderdependenz des Bun­
desministeriums des Inneren ist. Die ehe­
maligen Bezirksarchive der Staatssicher­
heit sind vor Ort geblieben und werden 
vom zentralen Archiv in der Gauck-Behör­
de angeleitet und koordiniert. Formal sind 
die Archivare Mitarbeiter bei dieser Behör­
de. 

Laut verschiedener Durchführungsbestim­
mungen des Einheitsvertrages sind die 
Archive sämtlicher Parteien und Massen­
organisationen der ehemaligen DDR in 
einen Verbund (Verband) unselbständi­
ger Stiftungen unter formaler Oberaufsicht 
des Bundesarchives zu überführen. Die­
ser komplexe Anspruch, das läßt sich jetzt 
schon feststellen, wird nicht realisiert wer­
den. 

Seit Januar dieses Jahres (1993) ist das 
eflerna;ige zerttia;e Parteiarchh; dar SED, 
zwischenzeitlich Archiv am Institut für Ge­
schichte der Arbeiterbewegung, eine der 
unselbständigen Stiftungen. Die Archivare 
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sind dabei teilweise Mitarbeiter des Bun­
desarchives oder haben sogenannte 
Werksverträge. Die Schwierigkeit bei die­
ser Archivüberführung waren zwei Fra­
gen. Zum ersten war zu klären, wie sich der 
Datenschutz bei den reichlich vorhande­
nen Nachlässen mit der Zugänglichkeit 
ohne Sperrfrist vereinbaren ließ. Die ande­
re Frage war, daß der inhaltliche Zusam­
menhang 110n Archiv und Bibliothek ge­
wahrt blieb. 

Das Schriftgut aller übrigen ehemaligen 
DDR-Parteien ist bisher nicht überführt 
worden. (6) Weder die CDU (mit dem 
Schriftgut der Ost-CDU und der Bauernpar­
tei, DBD) noch die FDP (mit dem Schriftgut 
der LDPD und NDPD) haben bisher die 
Bestimmungen des Einheitsvertrages ein­
gehalten. Die FDP läßt nach langen Ver­
handlungen die Bereitschaft erkennen, das 
Archiv der NDPD in die Stiftung zu überfüh­
ren, während sie keinesfalls das LDPD­
Archiv aufgeben will mit der Begründung, 
bis zur endgültigen Gleichschaltung der 
LDPD im Jahre 1952 sei diese Partei ein 
eigenständige Ziele verfolgender Faktor 
gewesen. Ähnlich argumentiert die CDU 
betreffs des Archives der Ost-CDU. Sie ist 
darüberhinaus aber auch nicht bereit, auf 
das 080-Archiv zu verzichten, obwohl sie 
nicht bestreitet, daß die 080, wie die NDPD, 
von Anfang an eine Tarnorganisation der 
SED war. Während das Bundesarchiv, in 
den Verhandlungen vertreten von Dr. Klaus 
Oldenhage, der FDP-Argumentation zäh­
neknirschend folgen will, hat es im Falle 
des DBD-Archives juristische Schritte an­
gekündigt. Ein eventueller Prozeß könnte 
sich allerdings bis zur Jahrtausendwende 
hinziehen. 

Das Archiv des FDGB, zwischenzeitlich 
Archiv in der Sassenbach-Stiftung, geht in 
,_.,...n C♦ilt11nn~uorh11nrl oin nh rfor l\l:::1ma 
UCII UlfllVJl~oi>•QIVUtt\oa QUt. ...,_,._, ... v, ••-•••v 

Sassenbach-Stiftung beibehalten wird, ist 
dem Verfasser augenblicklich nicht be­
kannt. 
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Im Moment in Verhandlung sind die Archi­
ve der DSF, des Kulturbundes und des 
DFD. Wahrscheinlich wird es in allen Fäl­
len zu Kompromißlösungen kommen, da 
diese Organisationen in veränderter Form 
weiter existieren. 

Von Anfang an größtes Problem war das 
zentrale FDJ-Archiv. Das aus einer Aus­
gliederung aus der AdW hervorgegange­
ne Institut für zeitgeschichtliche Jugendfor­
schung übernahm ab April 1990 de facto, 
ab Juli 1990 auch formal, das Archiv. Stän­
dig umstritten, selbst unter den Mitarbeitern 
des Institutes, war die Form der Übernah­
me. Dies führte bald zur Spaltung des Insti­
tutes und zum Ausschluß fast der Hälfte der 
Mitarbeiter, was mehrere Prozesse nach 
sich zog, die teilweise noch heute laufen. 
Zwischenzeitlich bildete sich ein Beirat aus 
Historikern, Germanisten und Soziologen, 
der aber ebenfalls nicht richtig funktionier­
te. Daraufhin bestand das Bundesarchiv 
auf der sofortigen Überführung des Archi­
ves in den Stiftungsverbund, was von der 
Institutsleitung abgelehnt wurde. Daraufhin 
reagierte das Bundesarchiv mit einer _ge­
richtlichen Beschlagnahmung, was von der 
Institutsleitung ihrerseits mit einer einstwei­
ligen gerichtlichen Aufhebungsverfügung 
gekontert wurde. Dies ist der augenblickli­
che stand (März 1993). 

In relativ geordneten Bahnen verlief, sofern 
sie stattfand, die Überführung der Archive 
der Kirchen und Religionsgemeinschaf­
ten. Dom- und Stiftungsarchive blieben in 
der Regel unverändert vor Ort. Die Kirchen 
schlossen sich, bei Übernahme der Archi­
ve, über einen unterschiedlich langen 
Zeitraum hinweg zusammen. Als letzter 
archivischer Zusammenschluß erfolgte der 
, .... ,,.., .. "'""'""" n""""' ,..,,. .. cvn r,1 
UIUl:fl 'UOIII UCll.,11 UCJI L.l'\,U. l' J 

Besondere Schwierigkeiten warfen die 
Archive der Wirtschaft auf. Die T reuhandan­
stalt hatte dem Bundearchiv anfang 1991 
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zwar zugesagt, bis zur Übernahme der 
Archive in die Rechtsträgerschaft der neu­
en privaten Eigentümer für den vollständi­
gen Erhalt des Schriftgutes zu garantieren, 
allein die Praxis sah anders aus. Bis zum 
Jahresanfang 1992 wurde von Verwaltern, 
Liquidatoren usw. in der Regel Schriftgut 
kassiert bzw. sich selbst überlassen, sofern 
nicht Archivare vor Ort dies aufopferungs­
voll verhinderten. Erleichtert wurde dies 
noch durch ein Relikt aus DDR-Zeiten, 
dem Einteilen in Registraturbildnern sei­
tens der Staatlichen Archiwerwaltung in 
sogenannte Wertkategorien. Die meisten 
Wirtschaftsarchive fielen dabei in die Wert­
kategorie III, d.h. in die mit Schriftgut ohne 
archivischen Dauerwert. Als dann die Ver­
treter der Treuhand 1992 in Verhandlun­
gen mit den Landes- resp. Staatsarchiven 
traten, um eine Übernahmevereinbarung 
für Archive von liquidierten Betrieben bzw. 
von Betrieben, deren neue Eigentümer 
kein Interesse für die Archive zeigten, zu 
erzielen, mauerten die Landesarchive teil­
weise ihrerseits, da sie sich stellenweise 
räumlich überfordert sahen. Dies führte 
wiederum zum Vertust von Archivgut. In­
zwischen ist dies einigermaßen geregelt. 
Die Verluste sind aber unersetzbar. 

Völlig ungeklärt ist der Verbleib der Archi­
ve der Konsumgenossenschaften, die sich 
im Jahre 1992 aufgelöst haben. Nach Ein­
schätzung des Verfassers sind sie partiell 
bewußt vernichtet worden, um massive 
Finanzmanipulationen zu verschleiern. 
Über das zentrale Archiv des Konsums ist 
der Verfasser nicht auskunftsfähig. (8] In 
den Fällen, in denen sich nicht Stadt-, 
Kreis-und Gemeindearchive darum be­
müht haben, ist ebenfalls von massiven 
Verlusten bei Schriftgut der ehemaligen 
LPG's auszugahen. 

Noch dramatischer scheint dem Verfasser 
die Situation der ostdeutschen alternativen 
bzw. oppositionellen Archive zu sein. War 
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schon die schriftliche u.a. gegenständli­
che Dokumentation der oppositionellen 
Tätigkeit zu Vorwendezeiten aus verständ­
lichen Gründen minimal, so war in der 
Wendezeit zu registrieren. daß Dokumen­
te wie z.B. die von regionalen und fachspe­
zifischen Runden Tischen nicht vollstän­
dig gesichert wurden. Nahezu alle Archi­
ve, die sich bis heute dieser Dokumente 
annahmen bzw. schon zu DDR-Zeiten ar­
chivierten, sind jetzt in existenzbedrohen­
den Finanznöten! 

Für alle erwähnten Archive gilt formal das 
Bundesarchivgesetz (BArchg). In jedem 
Falle ist es dort zu realisieren, wo der Da­
tenschutz berührt wird. Jenen beachtend 
gilt. daß Archive im Verbund unselbständi­
ger Stiftungen keine Sperrfristen haben. 
Für alle anderen Archive existiert die im 
BArchG festgelegte 30jährigeSperrfrist. Die­
se kann, nach Abwägung durch die ver­
antwortlichen Archivare, restriktiv aber auch 
liberal angewandt werden. Unabhängig 
davon gibt es Archivgut, welches soge­
nannte zu schützende Staatsinteressen 
beinhaltet, die einer 80jährigen Geheim­
haltungsfrist unterliegen. Diese ist gesetz­
lich festgelegt, bindend und darf in keinem 
Falle unterschritten werden (Eine diesbe­
zügliche Gesetzesänderung ist in Archivars­
kreisen in Diskussion). Bei einer prinzipiel­
len Einbindung aller Archive in das BArchg 
muß man aber teilweise erhebliche Abstri­
che machen. Diese sind einerseits juri­
stisch bedingt, andererseits ergeben sie 
sich aus der praktischen Situation. Die Ar­
chive, die Kirchen, kirchliche Einrichtun­
gen. Religionsgemeinschaften, privaten 
Wirtschaftseinrichtungen, Parteien, Verei­
nen, Stiftungen usw. unterstehen oder ei­
gen sind, können Zugang, Nutzerkreis und 
Verwendungsmodalitäten (unter Beach­
tung des Datenschutzes) zu und für ihre 
Archivalien eigenständig festlegen. Dies 
kann bis zum völligen Ausschluß von Nut­
zern reichen. In der Regel wird dies aller-
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dlngs nicht der Fall sein. Die andere Ein­
schränkungsmöglichkeit ist durch die prak­
tische Situation der Archive gegeben. Mit 
der deutschen Einheit kamen durch das 
teilweise schlagartige Ende von Registra­
turbildnem derartige Mengen von Schrift­
gut in einige Archive, daß allein die Siche­
rungs- und L.agerungsarbeiten bis heute 
fast die ganze Arbeitszeit ausfüllen. Manch· 
mal müssen daran ausschließlich aus dem 
Schriftgut, das oftmals bis zum letzten Au­
genblick im laufenden Dienstbetrieb ge­
braucht wurde, erst Akten zusanmmenge­
stellt werden. Danach kann erst Verzeich­
nung und wissenschaftliche, die Nutzung 
ermöglichende Aufbereitung beginnen. 
Dies trifft v.a. auf die Archive zu, bei denen 
eine oberste Bundesbehörde die Rechts­
nachfolge antrat. 

Obwohl die meisten Archive räumlich we­
nig Veränderungen unterlagen, stehen vie­
le aus eben erwähnten Gründen vor Raum­
problemen. Von Ausnahmen abgesehen, 
hat sich in den meisten Archiven die tech­
nische Ausstattung verbessert. So sind 
Computer und Kopiergeräte, wenn auch 
nicht immer ausreichend vorhanden, in­
zwischen die Regel. Auch das Papierpro­
blem hat sich entspannt. Der fast überall 
geltende Einsparungszwang hat bei den 
meisten Archiven zu Einstellungsstop oder 
zumindest dazu geführt, daß nur ausschei­
dende Mitarbeiter ersetzt werden. Einzig 
deutlich davon abweichend Ausnahme ist 
das Archiv der Gauck-Behörde. Aber auch 
dort könnten mehr Archivare Verwen­
dung finden. 

Insgesamt gesehen ist die ostdeutsche 
Archivlandschaft in einer schwierigen Si­
tuation. Vermutlich erstmalig in der deut­
schen Geschichte interessieren sich grö­
ßere Menschenmassen über den träditiö­
nellen Nutzerkreis wie Historiker, Juristen 
u.ä. hinaus für Archive und ihren Fundus. 
Und gerade in diesem Moment stehen die 
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Archive selbst vor ihnen neuen oder zu­
mindest in diesen Dimensionen neuen Si­
tuation wie Rechtsträgerwechsel, sind 
ändernden Rahmengesetzen, riesiger 
Zuwachs an zu bearbeitendem Schriftgut 
oder für die Archivare sind ändernde ar­
beitsrechtliche Bedingungen. Dies erklärt 
teilweise auch, warum sich relativ wenige 
Institutionen, Organisationen und Perso­
nen der Gesamtproblematik annahmen. 
Neben den Beauftragten des Bundesar­
chives, zumindest was den direkten Zu­
ständigkeitsbereich betrifft, waren dies ei­
nige Bürgerrechtler wie Wolfgang Tem­
plin, vereinzelte Historiker und Archivare 
und der Unabhängige Historikerverband. 
(9) 

Diese geringe Zahl ist bedauerlich, wird 
doch wahrscheinlich nie wieder der Begriff 
Archiv von so vielen Menschen richtig in­
terpretiert und insgesamt positiv bewertet 
werden. Wahrscheinlich also wird es für 
das Archivwesen nicht so schnell wieder 

Anrnef1ulgM 

die Chance geben, gegenüber Staat, Län­
dern, Kommunen und Privatiers mit An­
hang im Rücken Forderungen zu stellen. 
Die Erfüllung solcher Forderungen aber 
würde dazu führen, daß manche Archive 
ihre Nutzerdienste schneller wieder auf­
nehmen könnte, und daß für die Nutzer 
bedienenden Archive nicht gilt , die Akten 
entweder in großer Quantität oder hoher 
Qualität zu erschließen und zur Verfügung 
zu stellen, sondern sowohl großer Menge 
als auch hoher Qualität. 

Für dieses Ziel sollten Archivare und Nut­
zer an einem Strang ziehen. 

Ulrich Geyer, Dipl. -Archivar/Historiker, 
Gründungs- und Vorstandsmitglied des 
Unabhängigen Historiker-Verbandes, ist 
tätig beim Auswärtigen Amt, Dienststelle 

Berlin, Politisch-Historisches Archiv 
(Archiv des ehemaligen Ministeriums für 
Auswärtige Angelegenheiten der DDR) 

[ 1] Das Archiv der Akten der NS-Zeit beim ehemaligen MfS gehört jetzt als Außenstelle Hoppegarten 
(Brandenburg) zum Bundesarchiv. V<j. Vortrag (als Aufsatz) Matthias Wag,er"DasArchiv der NS­
Akten des ehemaligen MfS" Bert in Januar 1993 

(2] vgl. Referat Ulrich Geyer" Akten der staatlichen Organe der ehemaligen DDR" bei gemeinsamer 
Tagung der "Historischen Kommission zu Bert in" und dem "UHV" im September 1992 in Bert in in 
Sonderheft 1992/93 der HiKo 

(3)ebenda 

(4 J vgl. Artikel Volker Kahl in diesem Heft 

(5] vgl. Referat Siegfried Kunlsche auf Kolloquium des UHV" Archivwesen der früheren DDR-Bilanz 
und Perspektiven" im Juni 1991 in Berlin im Konferenzbericht von Ulrich Geyer in "Archivar" H 1/ 
1992 

[6] vgl. Artikel Mitchel G. Ash und Ulrich Geyer "The current Situation of the Archives of the New 
German States· in• Arbeitskreis Nachkriegsgeschichte" Third lssue Winterausgabe 1991/92 

[7Jebenda 

j8j eventuell soüie dazu Rainer Karisch, Forschungen zu Wirtschaftseinrichtungen der ehemaligen 
DDR (Spezialgebiet Chemeindustrie), um Auskunft gebeten werden. 

[9)vgl. Dokumentation über den UHVvon llko-Sascha Kowalczuk in: 'hochschuleost" 5/1993, S. 66-
77. 
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Volker Kahl (Berlin): 

Die Archive, Sammlungen und die Bibliothek der ehemaligen Akademie der 
Künste der DDR 

Die Archive, die Sammlungen die Biblio­
thek der Akademie der Künste am Ro­
bert-Koch-Platz in Ber1in standen 1989/ 
90 - wie viele andere Einrichtungen auch 
- vor der existentiellen Frage, ob und in 
welcher Weise die Arbeit fortegführt wer­
den kann. Um darauf eine Antwort zu 
finden, war es notwendg, die neue, nun 
gesamtdeutsche Archivlandschaft zu 
analysieren, das eigene Profil zu hinter­
fragen und im Ergebnis deser Überta­
gung Varianten zu entwickeln, de sach­
lich fundiert, von der Öffentlichkeit ak­
zeptiert und nicht zuletzt finanzierbar 
waren. 

Die Archive der Akademie waren abtei­
lungsweise, den vier klassischen Kunst­
sparten folgend, gegliedert: die Literatur, 
die Darstellende Kunst (einschließlich 
der Filmkunst), die Bildende Kunst und 
die Musik. Dokumente zur Architektur 
wurden nicht einbezogen, da de Baua­
kademie hierfür der geeignetere Ort und 
die Akademie der Künste/Ost keine Sek­
tion Baukunst besaß. 

Die gesammelten Quellen umfaßten den 
Zeitraum vom Ausgang des Kaiserrei­
ches bis zur Gegenwart. Den Grund­
stock des Archivfonds bildeten dabei die 
Nachlässe von Akademiemitgliedern, 
wobei in immer stärkerem Maße neben 
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ästhetischen Kategorien kultur- und zeit­
geschichtliche Aspekte die Sammeltä­
tigkeit mitbestimmten, die Grenze des 
akademischen Bereiches notwendiger­
weise weit überschritten. 

In zunehmendem Maße wurde versucht, 
charakteristische Erscheinungen, Ent­
wicklungen, Ausformungen des kulturel­
len Lebens in der DDR quellenmäßig zu 
sichern, aufzubereiten, der Forschung 
und der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. So entwickelte sich seit 1950 
ein Gesamtbestand, der 1989 über 230 
Nachlässe und Sammlungen, ca. 21.500 
Kunstwerke (Gemälde, Graphik, Skulp­
turen), 18.000 künstlerische Plakate und 
150.000 Bücher (Allgemeine Bibliothek 
und Nachlaßbibliotheken) umfaßte. Hin­
zu kamen mehrere Gedenkstätten, die 
von der Akademie betreut wurden. 

Jedwede Zukunftsorientierung mußte de­
se Gegebenheiten berücksichtigen, wo­
bei die neuen Rahmenbedingungen, zu 
denen auch das sich abzeichnende Ende 
einer eigenständigen "Ostakademie" als 
tragender Einrichtungen zu zählen war, 
nicht außer Acht gelassen werden durfte. 
Dabei ergaben sich hauptsächliche Ge­
sichtspunkte: 

1. Die gewachsene Struktur des Ge-
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samtbestandes, seine innere Einheit, muß 
erhalten bleiben. Ein wesentliches Cha­
rakteristikum unserer Einrichtung besteht 
in der Vereinigung unterschiedlicher Kun­
strichtungen unter einem Dach, ein Prin­
zip, das der Organisationsstruktur der 
Künstlersozietät nachgestaltet ist, und 
das sich sowohl nach innen als auch 
nach außen als fruchtbar und effektiv 
erwiesen hat. Diese Breite des Samm­
lungsgebietes stellt eine gewisse Beson­
derheit dar; in der Regel spalten sich 
ähnlich geartete Institute in einzelne Ar­
chivtypen (Literaturarchive, Theaterarchi­
ve etc.) auf. 

Der Forschung wird damit ein großer 
Vorteil geboten: die Vernetzung und die 
Bezüge der Bestände untereinander kön­
nen gattungsübergreifend nachvollzogen 
werden, ohne daßß aufwendige Stand­
ortrecherchen und Reisen notwendig 
sind. 

2. Der Schwerpunkt der Sammeltätigkeit 
mußte gemäß der föderalen Struktur der 
Bundesrepublik modifiziert werden, ohne 
dabei das charakteristische Profil des 
bisherigen gewachsenen Archivfonds in­
frage zu stellen. Dies bedingt, daß das 
Archiv als eine aktiv sammelnde Einrich­
tung erhalten bleibt und nicht zum bloßen 
Nachlaßverwalter einer vergangenen 
Epoche degradiert wird. Die Gründe da­
für liegen zum einen im Weiterwirken der 
Künstler, die ihre Arbeit ja nicht mit dem 
Ende der DDR eingestellt haben, und 
zum anderen in der Tatsache, daß auch 
die 40 Jahre DDR Teil deutscher Ge­
schichte sind, mit Wurze!n, die weit in die 
Vergangenheit reichen, und mit Auswir­
kungen, die den 9. Novmeber 1989 über­
dauern. 
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3. Die Betreuung der Bestände erfolgte 
durch hochmotivierte und gut ausgebil­
dete Fachkräfte, deren Wissen und Kön­
nen für eine qualifizierte Führung des 
Archivs unverzichtbar war und deren Ar­
beitsmöglichkeiten erhalten werden muß­
ten. 

Von diesen Prämissen ausgehend wur­
de eine Vielzahl von Gesprächen mit 
ähnlichen Archiven in der alten Bundes­
republik geführt und sehr früh Kontakt 
zum Bundesministerium des Innern her­
gestellt. Nach einer Phase externer und 
interner Diskussionen über die Rolle der 
neuen Einrichtung in der gesamtdeut­
schen Archivlandschaft, den Möglichkei­
ten und Grenzen, kristallisierte sich als 
tragfähigste und den gegebenen Bedin­
gungen am besten entsprechende Vari­
ante des zusammengehen mit dem Ar­
chiv der Akademie am Hanseatenweg 
(ehemals Bertin-West) heraus. Die Grün­
de dafür lagen zum einen in der paralle­
len inneren Struktur (auch dieses Archiv 
erstreckte seine Sammeltätigkeit auf alle 
Kunstsparten), zum anderen verhalten 
sich ein Großteil der Bestände - vor 
allem im Bereich des Exils - komplemen­
tär zueinander, sie ergänzen sich. Die 
Nähe reicht in einigen Fällen bis hin zur 
gemeinsamen Provinienz, so daß es bei 
einer Zusammenführung beider Einrich­
tungen zu einer "Wiedervereinigung" 
ehemals getrennter Bestandteile kom­
men würde. 

Darüber hinaus befanden sich beide Ber­
liner Kunstakademien in einem, wenn 
auc.~ schwiaiigan urid langwierigen Pr<r 
zeß der Vereinigung zu einer Bertin-Bran­
denburgischen Akademie, so daß neben 
den inneren sachlichen Gründen für eine 
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Zusammenführung beider Akademiear­
chive ein zusätzliches organisatorisches 
Element hinzutrat. 

Das Bundesministerium des Innern er­
kannte sehr früh die gesamtstaatliche 
Bedeutung der in unserem Haus betreu­
ten Archiv- und Sammlungsbestände, so 
daß eine finanzielle Mitträgerschaft des 
Bundes bei der Weiterführung dieses 
Archivs in Aussicht genommen wurde. 
Voraussetztung dafür war allerdings, daß 
dieser zukünftigen Einrichtung eine ge­
wisse haushaltsrechtliche Selbständig­
keit gegeben wird. Die Lösung dieses 
Problems wurde in der Gründung einer 
rechtlich unselbständigen Stiftung "Ar­
chiv der Akademie der Künste Bertin­
Brandeburg" gefunden. 

Die Anbindung dieses Archivs an die 
Akademie bleibt erhalten, ohne daß eine 
Vermischung beider Haushalte erfolgt. 

Die Ursache für die verzögerte Fusion 
beider Archive ist - von unterschiedli­
chen, einander widerstrebenden Interes­
sen einmal abgesehen - vor allem in der 
bisher noch nicht erfolgten Neugründung 
einer Ber1in-Brandenburgischen Akade­
mie der Künste zu suchen. Inzwischen 
wurde der "Staatsvertrag über die Auflö­
sung der Akademie der Künste der ehe­
maligen Deutschen Demokratischen 
Republik" von allen neuen Bundeslän­
dern und Bertin ratifiziert. Die Paragra­
phen Vier und Sechs regeln die Fortfüh­
rung des Archivs. Es heißt darin, daß die 
Bestände als "Sondervermögen ... in der 
Förm einer nicht rechtsfähigen Stiftung 
des öffentlichen Rechts geführt" und "Die 
Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter .. . in 
dem Umfang, wie es für eine Fortsetzung 
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der Arbeit erforder1ich ist, bei der Akade­
mie der Künste in Bertin-Tiergarten fort­
gesetzt werden." 

Damit ist in personeller und finanzieller 
Hinsicht eine sichere Grunclage für die 
Fortsetzung der Arbeit gegeben. Die per­
sonellen Einschnitte, die das Archiv da­
bei hinnehmen mußte, waren schmerz­
lich, stellten aber die grundsätzliche Ar­
beitsfähigkeit nicht in Frage. 

In der Zukunft wird der Forschung und 
der interessierten Öffentlichkeit ein gr<r 
ßes einheitliches Archiv zur Verfügung 
stehen, dessen Bestände singuläre Quel­
len zur Kultur- und Zeitgeschichte der 
vergangenen einhundert Jahre enthal­
ten. Trotz der Fülle der zu lösenden Ein­
zelprobleme, besonders was die Meth<r 
den der Archivarbeit und räumlich-struk­
turelle Fragen betrifft, wird es keine we­
sentlichen Einschnitte für die Benutzung 
geben. Ein Programm der rechnerge­
stützten Verzeichnung wird in Zukunft 
einen schnellen Nachweis der Dokumen­
te und eine noch kürzere Zugnffszeit 
ermöglichen. 

Die Stiftung Archiv der Akademie der 
Künste verfügt über ca. 400 Nachlaßbe­
stände, eine Bibliothek mit 300.000 Bän­
den, eine Kunstsammlung mit 30.000 
Gemälden, Graphiken und Skulpturen. 
Dieser immense Quellenfundus ist durch 
Findbücher, Karteien und Inventare in 
einem hohen Grad erschlossen. Für die 
Unterbnngung der Archivalien steht ein 
1988 bezogener Archivzweckbau mit ei­
nem Vöii kiimäiisienen Magaziniun11 zur 
Verfügung. Wie sich bereits zeigt, ist das 
Interesse der Forschung außerordent­
lich groß. Ein Lesesaal mit dreißig Ar-
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beitsptätze~ bietet dem Benutzer gute 
Arbe1tsbed1ngungen. Die retrospektive 
~nd zukunftsgerichtete Erwerbungspoli­
ttk gewähr1eistet einen Quellenfundus 
der sich ständig erweitert, und mit des~ 
sen Hilfe Fragen, die die Gesellschaft an 
sich selbst und an ihre Vergangenheit 
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richtet, differenziert beantwortet werden 
können. 

Volker Kahl, Achivrat, ist Leiter der 
Archive, Sammlungen und der Bibliothek 

der Akademie der Künste/Ost 
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lnge Pardon (Berlin): 

Vom Zentralen Parteiarchiv der SED über den Verbund Archiv/Bibliothek/ 
Technische Werkstätten beim Parteivorstand der PDS in die "Stiftung 

Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR" 

Die Sicherung und Bewahrung der archiva­
lischen Überlieferungen gehören zu den 
wichtigsten humanistischen Anliegen ge­
rade in Zeiten gesellschaftlicher Umbrü­
che, die, wie historische Erfahrungen aus 
verschiedenen Jahrhunderten belegen, 
häufig mit Unruhen und Unwägbarkeiten 
und somit Gefahren auch und insbeson­
dere für Archivgut verbunden waren und 
sind. Archivalien als authentische Zeitzeu­
gen sind für jegliche Aufarbeitung von 
Geschichte und Analyse historischer Pro­
zesse unentbehrlich. 

Die Sorge um die Erhaltung der Archive 
der ehemaligen DDR, vor allem die Siche­
rung der Geschlossenheit ihrer Bestände 
und deren Benutzbarkeit, bewegt seit 
dem Herbst 1989 nicht nur die betroffenen 
Archivare. Wissenschaftler des In-und 
Auslandes, vor allem Historiker, Politolo­
gen, aber auch Journalisten, Dokumenta­
risten und Biographen bangen um ihre 
Arbeitsgrundlagen, das unersetzbare Ar­
chivgut, die z.T. einmaligen Quellensamm­
lungen, aus denen zu schöpfen noch vie­
len Forschergenerationen vergönnt sein 
sollte. 

Für das Zentrale Parteiarchiv der SED im 
Institut für Geschichte der Arbeiterbewe­
gung (lfGA) begann im Herbst 1989 ein 
ebenso ungewöhnliCher \wie atemberau~ 
bender Existenzkampf. (1) Esging um das 
Überlebenund gleichzeitig das Wahrneh­
men neuer Entwicklungsmöglichkeiten 
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inmitten sich überstürzender Ereignisse 
und Veränderungen mit oft völlig ungewis­
sem Ausgang. 

Mit dem Fall der Berliner Mauer und der 
Auflösung der DDR gab es eine Chance 
des Zusammenwachsens bedeutender 
Kultur- und Wissenschaftspotentiale, die 
auch für den Bereich Geschichte der 
Arbeiterbewegung im Berliner Raum ver­
heißungsvolle Perspektiven eröffnete und 
die Metropoleals internationales For­
schungszentrum für diese historische Spe­
zialdisziplin qualifizierte. (2) Den Bestän­
den des Zentralen Parteiarchivs wurde 
dabei von Fachleuten eine absolut her­
ausragende Bedeutung beigemessen. [3) 

Das Zentrale Parteiarchiv stand in der Tra­
dition der Archive der deutschen Arbeiter­
bewegung und ihrer Parteien. [4] Es ver­
körperte eine einmalige Sammlung von 
Archivalien zur Geschichte der deutschen 
und internationalen Arbeiterbewegung und 
sozialer Bewegungen in Deutschland, zur 
Geschichte des deutschen Widerstandes 
und zur SED-Geschichte. Sie gehört zum 
unveräußerlichen nationalen Kulturgut. Als 
bedeutendes Spezialarchiv verwaltete das 
ZPA Bestände von den Anfängen der 
Arbeiterbewegung im 19.Jahrhundertbis 
zur Auflösung des Apparates der SED. [5] 
So gehörten neben dem Marx-Engels­
Bestand mit wertvollen Originaldokumen­
ten organisationseigene Schriftstücke der 
SPD und sozialdemokratischer Organisa-
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tionen, vor allem die umfangreichen Über­
lieferungen des Historischen Archivs der 
KPD und das Schriftgut der SED, einschließ­
lich der Dokumentationen des Internen 
Archivs des Politbüros und des Bezirks­
parteiarchivs Berlin sowie eine breite Quel­
lenüberlieferung zur KPD in den west­
lichen Besatzungszonen und in der BRD 
[6) zum einzigartigen Fundus. Er wurde 
bereichert durch etwa 300 dokumentari­
sche Nachlässe historischer Persönlich­
keiten sowie einer Sammlung von über 
25.000 Erinnerungsberichten ehemaliger 
Funktionäre der Arbeiterbewegung, Wi­
derstandskämpfern gegen den Faschis­
mus und Opfern stalinistischer Repressali­
en. Zu den Sammlungen gehörten ferner 
z.B. Archivgut über die Arbeiter-und Sol­
datenräte in der Novemberrevolution, eine 
Materialsammlung über den Kapp-Putsch 
1920, Dokumente zum Spanischen Bür­
gerkrieg, zum Nationalkomitee "Freies 
Deutschland' und der Bewegung "Frei­
es Deutschland" für den Westen, Flug­
blätter und Autographen. Das Bild- Film­
und Tonarchiv bewahrte u.a. rund 250. 000 
Fotos, Schallplatten, Plakateund historische 
Tonbandaufzeichnungen. 

Die Gefahrender Zersplitterung bzw. Ab­
wanderungdieses unersetzlichen Kultur­
gutes wurden frühzeitig erkannt. (7) 

Konzeptionen und Konstruktivität des Insti­
tuts, des Archivs und der PDS, ihre Bemü­
hungen, Archiv und Bibliothek zu retten 
und einmaliges Kulturgut in seiner gene­
tisch gewachsenen Einheit und Geschlos­
senheit der Wissenschaft weiterhin verfüg­
bar zu halten (8) trafenauf Widersacher und 
Gegenkonzepte in den eigenen Reihen 
(9), staatliche Enteignungsvorstöße (10), 
Initiativen von Wissenschaftler- und lnter­
essemengruppierungen zur Schaffung in­
stitutioneller Lösungen (11) sowie existen­
tielle Bedrohung durch Finanzierungs­
stopp seitens der Treuhandanstalt. Beglei-
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tet wurde dies alles einerseits von Ver­
leumdungen des Parteiarchivs, die von 
bestimmten Medien kolportiert wurden 
und die vor allem immer wieder in den 
ungeheuerlichen Vorwurf mündeten, daß 
im ZPA den Archivträger kompromittieren­
de Unterlagen vernichtet werden würden 
(12), andererseits von einer Konsolidie­
rung der "Stimme der Vernunft" und 
Sammlung kompetenter Kräfte aus Ost und 
West sowie aus dem Ausland zur Erhal­
tung von Archiv und Bibliothek im Förder­
kreis "Archive und Bibliotheken zur Ge­
schichte der Arbeiterbewegung" unter 
dem Vorsitz von Dr. Henryk Skrzypczak. 
(13) 

Die Situation der ehemaligen Bezirkspar­
teiarchive der SED, später Landesparteiar­
chive der PDS, muß hier ausgeklammert 
werden. lhrdramatischer Überlebenskampf 
verdient eine eigenständige Behandlung 
auch deswegen, weil er in seiner Differen­
ziertheit in den einzelnen Ländern darge­
stellt werden muß. 

Im Herbst/Winter 1989 haben Parteiar­
chivare, geprägt von ihrem Berufsethos, 
mir großem persönlichen Einsatz aus Bü­
ros, Sekretariaten und Abteilungen des 
sich auflösenden SED-Apparates Doku­
mente vor der Vernichtung gerettet. Auf 
diese Weise waren etwa 500 lfm Schriftgut 
in das Parteiarchiv geholt worden. Die 
jährlichen Übernahmen lagen sonst bei 
ca.70 lfm. Trotzdem vorhandene Überlie­
ferungslücken sind nicht den Archivaren 
anzulasten, da bereits beim Aegistratur­
bildner nicht alle Materialien in die Ablage 
gelangten. Eine wesentliche Bereiche­
rung erfuhr der SED-Bestand durch die 
komplette Zuordnung des ehemaligen "In­
ternen Archivs" des Politbüros. die auf 
Weisung des Parteivorsitzende~ G;eg~~ 
Gysi erfolgte. Er hatte zuvor ein Angebot 
aus Moskau, das Parteiarchiv dorthin aus­
zulagern, abgelehnt. 
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Im Umfeld des Gründungsparteitages der 
SED-PDS im Dezember 1989 und der Grün­
dung des Instituts am 4. Januar 1990 nah­
men Vorstellungen zur Sicherung der 
Bestände des ZPA konkrete Gestalt an. Die 
Misere der Gesellschaft, Unsicherheit und 
Illusionen fanden ihren Niederschlag z.B. 
in der Absicht, Archiv und Biliothek zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung der 
Zentrale der zu erneuernden Partei unmit­
telbar anzuschließen. oder in dem auf die 
Tagesordnung gesetzten kühnen (aber 
nicht neuen) Projekt des gemeinsam mit 
der Staatlichen Archiwerwaltung der DDR 
zu schaffenden Nationalarchivs bzw. Zen­
tralarchivs der DDR in Berlin, dem dann 
Archiv und Bibliothek des lfGAalsgeschlos­
sene Abteilung mit einem Spezialbestand 
samt Mitarbeitern zugeordnet werden soll­
ten. (14) 

Aussichten auf Erfolg hatten seit Sommer 
1990 die Verhandlungen mit der Friedrich­
Ebert-Stiftung (FES), denen viele Jahre 
fachlicher Kooperation zwischen dem ZPA 
und dem Archiv der Sozialen Demokratie 
sowie den Bibliotheken vorausgegangen 
waren. Zunächst sollte von Vertretern der 
PDS und ihrer Historischen Kommission, 
der FES u.a. Einrichtungen, die sich der 
Pflege und Auswertung des archivalischen 
Erbes der Arbeiterbewegung verpflichtet 
fühlten.ein wissenschaftliches Dokumen­
tationszentrum "Archiv und Bibliothek der 
Arbeiterbewegung e.V." gegründet wer­
den.Die Einrichtungen derPDS sollten ko­
stenlos eingebracht, der Vorstand paritä­
tisch besetzt, die Mitarbeiterweiterbeschäf­
tigt und die öffentliche Finanzierung 
durch die Ebert-Stiftung organisiert wer­
den. 

"Der forcierte Anschluß der DDR an die 
BRD, die Gefahr der Übernahme des Par­
teiarchivs durch den Staat und die Notwen­
digkeit der finanziellen Entlastung der PDS 
gebieten, den Verein 'Archiv und Biblio-
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thek zur Geschichte der Arbeiterbewegung' 
noch vor dem 3.Oktober 1990 zu konstitu­
ieren", hieß es in einem Material des PDS­
Vorstandes vom 12.9.1990. 

Am 13. September behandelte die Volks­
kammer der DDR einen Antrag der Fraktio­
nen CDU/DA, SPD, DSU, F.D.P. und Bünd­
nis 90/Grüne, das Archivgut der Parteiar­
chive des Politbüros der SED und des 
Zentralkomitees der SED durch den Staat 
zu sichern. (15) Der Antrag wurde in den 
Innenausschuß und in den Rechtsaus­
schuß verwiesen, deren Beschlußemp­
fehlung am 20. September lautete, daß ihm 
wegen "fehlender rechtsstaatlicher Grund­
lage" nicht zugestimmt werden sollte. (16) 
In diesem Sinne erfolgte dann auch die 
Abstimmung durch das erste frei gewählte 
Parlament der DDR. 

Sorge und Eile der PDS werden in diesem 
Zusammenhang verständlicher: "Ange­
sichts der zunehmenden Gefährdung des 
PDS-Eigentums, der Versuche, das ZPA 
durch das staatliche Archivwesen zu ver­
einnahmen und angesichts der Bestre­
bungen von verschiedenen Institutionen 
und Personen, Teile des Archivs und der 
Bibliothek herauszufordern, kann der Ver­
ein Erhalt und Fortbestand von Archiv und 
Bibliothek nur dann gewährleisten, wenn 
er als Eigentümer dieses Kulturgutes auf­
tritt ... Bisher ist vor allem unter dem Aspekt 
verhandelt worden, wie Archiv und Biblio­
thek finanziert werden, inzwischen ist aber 
in den Vordergrund gerückt, wie sie vor 
unrechtmäßigem Zugriff anderer Interes­
senten geschützt werden können ... ", stell­
te sie in dem o.a. Dokument vom 12.9. fest. 

Trotz Zöger1ichkeiten auf beiden Seiten 
und gravierender politischer Ereignisse wie 
der Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten, dem Finanzskandal der PDS, der 
Personenkrise in der SPD u.a. überstand 
das gemeinsame Vereinsprojekt all diese 
Situationen. Satzung, Vereinbarung und 
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Vertrag über dieEinbringung nahmen im­
mer konkretere Konturen an. 

Im März 1991 wurde die Gründung eines 
gemeinsamen, wissenschaftlichen, partei­
politisch neutralen und gemeinnützigen 
Vereins von beiden Seiten als " ... real mög­
licher Weg zur Sicherung von Archiv und 
Bibiothek und deren Arbeitsfähigkeit an­
gesehen." Der Vereinsgründung stünde 
politisch nichts mehr im Wege, sagte der 
Verhandlungsführer der FES, Dr. Burck­
hardt, der Berliner Zeitung. (17) 

Nach der ersten Lesung des Gesetzent­
wurfes über die Änderung des Bundesar­
chivgesetzes im Deutschen Bundestag 
(April 1991) und der Besuche der SPD­
Abgeordneten Wartenberg, Thierse, So­
ell und Schwanitz im PDS-Archiv zeichne­
te sich ab, daß das gemeinsame Vorha­
ben mit der Ebert-Stiftung keine politische 
Mehrheit erhalten wird. Die PDS und auch 
die FES räumten, unterstützt vom Förder­
kreis, ein, daß der Trägerverein nunmehr 
unter "Einbeziehung des Bundes'' gegrün­
det werden sollte, hatte dieser doch sei­
nen Anspruch auf SED-Schriftgut unmiß­
verständlich formuliert und könnte schließ­
lich als Geldgeber kontrollierend und mit­
bestimmend beteiligt sein. Politische Krei­
se wollten eine privatrechtliche Lösung 
verhindern und das Bundesministerium 
des Innern strebte eine öffentlich-rechtli­
che Lösung im Rahmen des Bundesar­
chivs an. 

Das Zentrale Parteiarchiv hatte sich trotz 
widriger Umstände zu einer geschätzten 
Forschungseinrichtung entwickelt, in der 
mittlerweile täglich bis zu 70 Interessenten 
fachlich kompetent beraten wurden und 
Quellen vorgelegt bekamen. Es arbeitete 
seit April 1990 auf der Grundlageeiner neu­
en, ander Bundesarchivgesetzgebung ori­
entierten Benutzungsordnung, die breiten 
Zugang ermöglichte und großzügige 
Auswertungsbedingungen, einschließlich 
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Veröffentlichungsgenehmigungen und 
Kopiermöglichkeiten, bot. 

Im November 1990 hatte die Berliner Se­
natsverwaltung für Kultur die Eintragung 
von Archiv und Bibliothek im lfGA in das 
Gesamtverzeichnis national wertvollen 
Kulturgutes und national wertvoller Archive 
eingeleitet. Anfang 1991 beschloß der In­
ternationale Archivrat in Paris einstimmig 
die Aufnahme des Zentralen Parteiarchivs 
als Mitglied. 

Zu den Widrigkeiten gehörten z.B. die aus 
finanziellen Gründen unvermeidbar gewor­
dene Reduzierung der Belegschaft um 50% 
(von 52 auf 26 Mitarbeiter) bei gleichzeitig 
enorm gewachsener Arbeitsanforderung 
(im gleichen Zeitraum wurden derGauck­
Behörde 3000 Arbeitskräfte bewilligt), die 
sehr aufwendige Umlagerung der gesam­
ten Archivbestände vom Haus der Parla­
mentarier in das Institut für Geschichte der 
Arbeiterbewegung bei unausgesetzter 
Benutzung im Herbst 1990 und die damit 
verbundenen Umbauten sowie die Re­
konstruktion des Lesesaals und seine Ver­
größerung von 20 auf 40 Plätze (18], die seit 
der treuhänderischen Verwaltung nicht 
abreißenden Finanzierungsprobleme (mo­
natelang überfällige Gehälter der Mitarbei­
ter für geleistete gemeinnützige Arbeit 
von Archiv und Bibliothek) und schließlich 
die Abwicklung des Instituts auf Treuhand­
entscheidund die damit erforderliche ver­
waltungstechnische Verselbständigung 
von Archiv, Bibliothek und ihren drei 
technischen Werkstätten Restaurierung, 
Buchbinderei und Mikrofilmstelle als Ver­
bund mit all ihren Konsequenzen für die 
Aufrechterhaltung der Arbeitsfähigket 

Eine ausschlaggebende Frage für das 
Schicksal des Parteiarchivs war die Bewer• 
tung des SED-Schriftgutes. Das Verlan­
gen nach Verstaatlichung des ZPA bzw. 
die Überführung seines SED-Aktenbestan­
des in Staatseigentum gründete sich auf 
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die These, daß SED-Akten stets als Sta~s­
akten anzusehen seien, und stellte eine 
existentielle Bedrohung für das gesamte 
Archiv dar. Diese Problematik hat monate­
lang die Diskussion der Politiker, der Ar­
chivare und der Presse maßgeblich be­

stimmt. Im Parteiarchiv der SED wurden 
jedoch niemals "Staat~kten~~ldet; es 
war für staatliches Schnftgut nicht zustän­
dig. (19] Die SED-Akten waren in der SED 
produziert worden. Sie sind .- wie i~mer 
man sie inhaltlich bewerten W1ll - zweifels­
frei deren geistiges und materielles Eigen-

tum. 

Bei unbestrittener Verquickung von SE~ 
und Staatspolitik ist von getrennter Schrift­
gut- Entstehung in den Registraturen der 
SED und des Staates auszugehen. Der 
Inhalt des Schriftgutes ist dabei zunächst 
nicht relevant, denn nicht nach Pertinen­
zen, sondern nach Provenienzen wu_~ 
nim Parteiarchiv Akten gebildet. Parte1e1n­
richtungen standen im Verteilerschlüssel 
staatlicher Institutionen an vordersterStelle. 
Gleichermaßen gelangten Parteibeschlüs­
se Informationen etc. in staatliche Abla­
ge~. Es entstanden Mehrfachüberliefe~n­
gen _ staatliche Schriftstücke finde_n sich 
im Parteischriftgut wieder und Parteidoku­
mente in staatlichen Überlieferungen. 

der DDR haben sich zwei deutlich abge­
grenzte Archivfonds, der Parteiarchivfond 
der SED und der Staatliche Archivf?"~s 
der DDR, ergeben.die keineswegs mite~­
ander identisch sind. Auf weitere gravie­
rende inhaltliche Problem wie die Gemen_­
gelage vor allem im Zusammenhang m~ 
Nachlässen, auf die sich aus der Vermi­
schung von staatlichen und Parte~~ge~­
genheiten in der Praxis und damit '° ein 
und demselben Aktenband ergebende 

praktische Unmöglichkeit ~ Be~tands­
trennung im Falle des Parte1archivs der 
SED (durch ein Außeinanderreißen _von 
Vorgängen wären der wis~nschafthche 
Aussagewert der gesamten Uberlieferung 
entschieden geschmälert und die für de~ 
Wissenschaftler unverzichtbare quell~kn­
tische Vertiefung anhand der genetisch 
gewachsenen lnformation~u~mmenhän­
ge vereitelt worden) kann in diesem Rah­
men nicht eingegangen werden• 

Aller Beurteilung ist die Funktionsweise 
der Mechanismen der SED- und der Re• 
gierungspolitik, des Verhältnisses von Par­
tei und Staat, der Machtapparate von SED 
und DDR zugrunde zu legen. Gera~e 
deshalb war auf das grundlegeode, im 
Archivwesen generell anerkannte und 
auch in staatlichen Archiven durchw~ 
praktizierte Provenienzprinzip zu ~erwei­
sen, auf die Archivierung des Schriftgutes 
innemalb seines Entstehungszusammen­
hanges. Aus der spezifische~ Au~estal­
tung der Funktion der SED e1~erse1ts_ und 
des Staates andererseits und ihrer Wide~­
spiegelung in Staatsrecht und Staatspraxts 

Der Einigungsvertrag hatte durch die Er­
gänzung des Bundesarchivgesetzes um 
den § 2 VIII BArchG den Anwendungs~­
reich des Bundesarchivgesetzes auf die 
Unterlagen erweitert, die bei den "S!ellen 
der DDR" entstanden sind. {20] Bel den 
Verhandlungen zum Einigungsvertra~ 
hatte die Regierung unter Ministerpräsi­
dent de Maiziere nicht zugesti~mt, ~ß 
auch SED und Massenorganisattonen ihre 
Unterlagen dem Bundesarchiv überge­
ben sollten. (21 l Daraus leitete die ~undes­
regierung Handlungsbedarf ab. Die Koa­
litionsfraktionen legten unter dem 20.3.1991 
einen Entwurf zurÄnderung des Bundes­
archivgesetzes vor. (22) Der Entwurf sah 
eine Ergänzung des § 2 BArch_G vor, .. WO: 
nach Unterlagen der SED sowie _der_ ubn­
gen Parteien und Massenorganisationen 
der DDR, soweit sie "die Wahrnehmung 
staatlicher Aufgaben betreffen", al~ Unter-
lagen im Sinne des Bundesarchivgeset­
zes gelten. Die Änderun~ ei~es Gesetzes 
wurde angestrebt, um für eine de facto-
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Enteignung des SED-Archivs eine gesetz­
liche Handhabe zu erlangen. 

Die vorgesehe,:,e Gesetzesänderung ba­
sierte auf der Uberlegung, daß die SED 
nicht ein vom Staat DDR unabhängiges­
Rechtssubjekt war, das Eigentum an Un­
terlagen begründet hat, welche dem staat­
lichen Zugriff entzogen sind, sondern z.T. 
als "Verfassungsorgan" staatliche Aufga­
ben wahrgenommen hat. Die in diesem 
Zu_sammenh~g. angefallenen Unterlagen 
stunden damit nicht im Eigentum der SED 
bzw. ihrer Rechtsnachfolgerin PDS und 
seien durch Artikel 14 GG vor staatlichem 
Zugriff nicht zu schützen, da sie ja zum 
Eigentum des untergegangenen Staates 
DDR gehörten. 

Von daher meint der Gesetzgeber, daß es 
sich ir_n Sinne ~r Gesetzesänderung nicht 
um eine Enteignung handle, die zu ihrer 
Rechtfertigung einer Entschädigungsre­
gelung bedarf. Insofern wurde davon aus­
gegangen, daß es für den Zugriff auf SED­
Unterlagen, die in Wahrnehmung staatli­
cher A~fgaben in den Besitz der SED ge­
langt sind Oder von ihr erstellt wurden 
eigentlich gar keiner Ermächtigungsgrund'. 
lage bedürfe, die vorgeschlagene Rege­
lung lediglich der "Klarstellung" diene. 

Im Gegensatz hierzu werden die Archive 
der in den Altbundesländern tätig gewe­
senen Parteien nicht dem staatlichen Zu­
griff unterworfen. Schlichtweg undenkbar 
dte Vorstellung, daß die Dokumente von 
Vorst~ndsberatungen Bonner Regierungs­
parte10n zu Fragen der Staatspolitik der 
BRD als Staatsakten deklariert werden könn­
ten, auch nicht die aus der Zeit, als die CDU 
allein regierte. 

Im übrigen dienen Parteien grundsätzlich, 
äueh nach dem gehenden "Gesetz über 
die politischen Parteien", der politischen 
Willensbildung, nehmen auf die politische 
Entwicklung in der Regierung Einfluß und 
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führen ihre politischen Ziele in den Prozeß 
der staatlichen Willensbildung ein. In die­
sem Sinne sind die Unterlagen über ihre 
politischen Entscheidungsprozesse von 
der Natur der Sache her zwar staatlich 
relevant, aber nicht identisch mit staatli­
chen Unterlagen. 

Angesichts der akuten Gefahr, daß durch 
das Gesetz "eine einmalige Sammlung 
zur Geschichte der deutschen Arbeiterbe­
wegung zerrissen" werde, sprach der PDS­
Vorsitzende von Kulturfrevel. Hans Mo­
drow protestierte gegen diese Lex PDS 
" ... auc:h wenn sie durch die Einbeziehung 
der fruheren Blockparteien und Massenor­
gan_isationen kaschiert wird." (23J In der 
h1tz1gen BundestagSdebatte zur Archivpro­
blematik vom 18.4.1991 kam man trotz al­
lem nicht umhin, von der PDS als Archivei­
gentümerin zu sprechen. Die PDS ließ ihre 
En~schk?,ssenheit erkennen, bei zwangs­
we1ser Uberführung von Teilen des SED­
Archivs ins Bundesarchiv vor Gericht zu 
~hen. Die damit verbundene Schließung 
hatte sehr zum Schaden der zeitgenössi­
schen Geschichtsaufarbeitung gereicht. 
Der Gesetzesentwurf wurde in die Aus­
schüsse verwiesen. 

Von herausragender Bedeutung für den 
Fo~gang der Dinge war ein Gespräch, das 
zwischen dem Bundesinnenminister Dr. 
Wolfgang Schäuble und dem PDS-Vorsit­
zenden Dr. Gregor Gysi zur Archivfrage 
zustandegekommen war. (24J Das sich 
schnell verbreitende Stichwort hieß seit­
~m "einvernehmliche Lösung". In Institu­
tionen und Einrichtungen wie der Kultur­
abteilung des Bundesinnenministeriums 
der Berliner Senatsverwaltung für Kultur: 
dem Bundesarchiv und dem Verein Deut­
scher Archivare setzten sich iuristisr.hA 
Auffassungen vom Eigentum, ~rchivwis­
senschaftliche und archivrechtliche Posi­
tionen durch, die den Kurs in die Richtung 
lenkten, einen Kompromiß im Interesse 
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der Bundesrepublik Deutschland und der 
PDS als Eigentümerin am Archiv-und Bi­
bliotheksgut sowie den Depositaren anzu­
streben. 

Der federführende Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages hatte für den 
28.8.1991 Experten aus verschiedenen 
Archiven, Kapazitäten der historischen 
Forschung, des Datenschutzes, von Orga­
nisationen, Verbänden, Stiftungen und 
Vereinen, die einschlägige Erfahrungen 
mit Archiven haben, zu einer öffentlichen 
Anhörung in das Berliner Reichstagsge­
bäude eingeladen. Nahezu einhellig spra­
chen sich die Sachverständigen dafür aus, 
die Unterlagen der SED, der Blockparteien 
und der Massenorganisationen der DDR 
aus archivfachlichen und wissenschaftli­
chen Gründen nicht zu trennen, sie jeweils 
mit ihren dazugehörigen Bibliotheken ge­
schlossen zu bewahren, nicht aus Berlin 
zu verlagern und der Öffentlichkeit zugäng­
lich zu halten bzw. zu machen. Keine Über­
einstimmung wurde gefunden über eine 
gesetzliche Regelung für die Trägerschaft 
der Archive der Blockparteien; die Konrad­
Adenauer-Stiftung wollte das Archiv der 
Ost-CDU und die Friedrich-Naumann Stif­
tung wollte das Archiv der LDPD in ihren 
jeweiligen Parteiarchiven belassen, in die 
sie bereits überführt worden waren. Die 
Form der Trägerschaft war strittig. Als der 
Bundestagsabgeordnete Gerd Wartenberg 
(SPD) vorschlug, die Errichtung einer un­
selbständigen Stiftung unter dem Dach des 
Bundesarchivs zu prüfen, wurde dies von 
den meisten Anwesenden als wahrschein­
lich machbarer Kompromiß empfunden. In 
jedem Falle kam eine öffentlich-rechtliche 
Lösung den Archiveigentümern in der Fra­
ge der Finanzierung entgegen, denn die 
WAitAr::irhAit riAr meisten zur Diskussion 
stehenden Archive konnte nur durch Gel­
der der öffentlichen Hand gewährleistet 
werden. Die PDS schloß sich dem Mehr­
heilvotum der Sachverständigen an, favo-

hochschulc ost juli 1993 

risierte also die Offentlich-rechtliche Stif­
tung, allerdings unter folgenden Bedin­
gungen: 

1. Erhaltungder Archiv-und Bibliotheks­
bestände geschlossen in Berlin. 
2. Bei klaren Besitzregelungen wird das 
Eigentum nicht verändert; 
den unterschiedlichen Standpunkten zu 
Eigentumsfragen ist allenfalls in salvatorl­
schen Klauseln Rechnung zu tragen. 
3. Die Bestände von Archiv und Bibliothek 
sind systematisch durch Neuerwerbungen 
zu ergänzen. 
4. Personen- und Datenschutz sowie 
schutzwürdige Belange Dritter, insbesoo­
dere ausländischer und deutscher Partei­
en sind zu gewähr1eisten. 
5. Satzung und Geschäftsordnung sind so 
zu gestalten, daß die POS gegenüber ih­
ren Mitgliedern und den Depositaren den 
Nachweis zu erbringen vermag, deren 
berechtigte Interessen schützen und ver­
treten zu können. 
6. Beauftragte des Parteivorsitzenden und 
er selbst haben jederzeit Zugang zu allen 
von der PDS eingebrachten Beständen 
und können Kopien verlangen. 
7. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
ZPA, der Bibliothek und der Werkstätten 
werden übernommen. 
8. Während die PDS die wertvollen Be­
stände, Findhilfsmittel, das Gebäude (zum 
Nießbrauch für den Stiftungszweck) und 
die Spezialisten einbringt. übernimmt die 
öffentliche Hand die laufende Finanzie­
rung. 

In der ersten intensiven Verhandlungspha­
se (Herbst 1991) zwischen dem Bonner 
Innenministerium und dem Parteivorstand 
der POS über die Ausarbeitung eines Ver­
traoes zur Überführung von PDS-Archiv 
und -Bibliotheken in öffentlich-rechtliche 
Trägerschaft ging es zunächst noch um 
drei unselbständige Stiftungen - eine für 
die Johannes-Sassenbach-Stiftung (Archiv 
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und Bibliothek der Gewerkschaften), eine 
für das ZPA und die Bibliothek im lfGA 
("Rosa-Luxemburg-Stiftung") und eine für 
Archive von Blockparteien und Massenor­
ganisationender DDR. Dieser Weg wurde 
dann (vor allem aus haushälterischen 
Gründen) nicht weiter beschritten. Per 
Erlaß des Bundesministers des Innern war 
die Errichtung einer unselbständigen "Stif­
tung Archiv der Parteien und Massenorga­
nisationender DDR" unter dem Dach des 
Bundesarchivs vorgesehen. 

Am 23. Januar 1992 wurde im Deutschen 
Bundestag die Novelle zum Bundesarchiv· 
gesetz angenommen. G. Gysi hat zwar in 
seiner Rede erneut darauf hingewiesen, 
daß die mit dem Gesetz geschaffene Ei· 
gentumsregelung und damit das Gesetz 
selbst völlig überflüssig sind, bekannte sich 
aber zum Entwurf des schon weit gediehe­
nen Einbringungsvertrages in die Stiftung. 
Der sich abzeichnende, für diePDS zwar 
schmerzhafte Kompromiß in Form der 
Stiftungslösung barg aber gleichzeitig die 
einzige Chance für das Weiterleben von 
Archiv, Bibliothek und ihren Werkstätten. 
Das Konstrukt des Einbringungsvertrages 
basierte auf der Bereitschaft des Bundes, 
die auf ihn per Gesetz überkommenen 
staatsbezogenen Unter1agen der SED als 
Stiftungsvermögen in die Stiftung einzu­
bringen. Im Interesse des Erhalts der Ge­
schlossenheit des Gesamtbestandes war 
die PDS einverstanden, alle übf'igen Ar­
chiv und Bibliotheksmaterialien, einschließ• 
lieh der ihr anvertrauten Deposita, einzu­
bringen. 

In einer Berichterstattung der Archivleitung 
vor dem Parteivorstand und dem Parteirat 
am 12. 9. 1992 wurde eingeschätzt, daß, 
ausgehend davon, daß die PDS kein Geld 
hat, untei tieuhäneieriscner Verwaltung 
steht, pausenlos verleumdet, angefeindet 
und immer wieder von Polizeiaktionen [25) 
heimgesucht wird, es doch gelungen sei, 
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den Entwurf eines Einbringungsvertrages 
mit der Bundesrepublik Deutschland vor­
zulegen, in dem wesentliche Bedingun­
gen der PDS ihren Niederschlag gefun­
den haben. Hervorzuheben seien der Ei· 
gentumsvorbehalt der PDS, der Verzicht 
auf die Einrede der Verjährung, der Erhalt 
des historisch gewachsenen Entstehungs­
zusammenhangs von Archiv und Biblio­
thek und ihre weitere Komplettierung, die 
Anerkennung der zwischen PDS und Ar­
chivgut-Einlegern geschlossenen Verträ· 
ge oder gleichgestellten Erklärungen, die 
Zugangsregelungen für die PDS und ihre 
"angemessene" Vertretung in den leiten­
den Gremien der Stiftung. 

Gegen Jahresende tauchten Probleme mit 
den Rechten der Depositare und Praktiken 
der Treuhandanstalt auf. Über 20 Archiv­
gut-Einleger machten Rückforderungen 
geltend und forderten die weitere Zusam­
menarbeit mit ihren Vertrauenspersonen. 
Mehr als 60 wollten davon ihre künftige 
Entscheidung über den Verbleib ihrer 
Deposita abhängig machen. In einer Pres· 
semitteilung des Förderkreises vom 15.12. 
1992 heißt es: 

"In ernster Sorge darum, daß Einleger von 
Nachlässen Archivgut aus dem Zentralen 
Parteiarchiv zurückholen werden, hat der 
Förderkreis Archive und Bibliotheken zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung am 12. 
Dezember auf seiner Jahresmitgliederver­
sammlung einen dringenden Appell an 
das Bundesministerium des Innern und an 
die PDS gerichtet. Er fordert, den para­
phierten Einbringungsvertrag erst zu un­
terzeichnen, wenn alles ausgeräumt ist, 
was neuerdings das Mißtrauen der Ar­
chivgut-Einleger geweckt und manche 
von ihnen bereits zur Rückforderung ihres 
Eigentums veranlaßt hat. [26) Der Förder­
kreis hält es für unverzichtbar, daß in der 
Stiftung 'Archiv der Parteien und Masse­
norganisationen der DDR' die Stelle des 
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Archivgruppenleiters mit einer Fachkraft 
besetzt wird, die das volle Vertrauen der 
Depositare genießt." 

Am 28.12.1992 hat GregorGysi ungeachtet 
dessen den Einbringungsvertrag unter­
schrieben. Damit war die entscheidende 
Voraussetzung geschaffen, daß die "Stif· 
tung Archiv der Parteien und Massenorga­
nisationen der DDR'' am 4. Januar 1993 ins 
Leben treten konnte. Sie hat die Aufgabe, 
"Unterlagen der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands sowie anderer Partei· 
en der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, der mit diesen Parteien verbundenen 
Organisationen und juristischen Personen 
sowie der Massenorganisationen, soweit 
sie die Wahrnehmung staatlicher Aufga­
ben betreffen, zu übernehmen, auf Dauer 
zu sichern, nutzbar zu machen und zu er­
gänzen. Dies gilt auch für andere Unterla• 
gen, Materialien und Bibliotheksbestände 
zur deutschen Geschichte, insbesondere 
zur Geschichte der deutschen und inter­
nationalen Arbeiterbewegung, die damit in 
historischem oder sachlichem Zusammen· 
hang stehen." (27) 

So stehen jetzt in der geschätzten Adresse 
Berlin, Wilhelm-Pieck-Straße 1, neben den 
Archivalien des ehemaligen SED-Archivs 
auch die des Kulturbundes der DDR und 
der DSF (später "Brücken nach Osten") 
und, an anderen Stellen, aber integriert in 

Anrnelmlgl!fl 

die Stiftung, das Archivgut des FDGB, des 
Nationalrates der Natlonalen Front u.a. den 
Interessenten zur Verfügung. Die Benut­
zung folgt den Vorschriften desBundesar­
chivgesetzes in der Fassung vom 13.März 
1992 und des Erlasses des BMI über die 
Einrichtung der Stiftung vom 6.April 1992, 
d.h. z. B., daß die Schutzfrist von 30 Jah· 
ren auf die Bestände der Stiftung keine An­
wendung findet. (28) 

Die aus verschiedensten Gtilnden bisher 
nicht erfolgte Einbringung der großen Ar­
chivbestände z. B. der FDJ, des DFD, der 
Ost-CDU, der LDPD, der Bauernpartei u.a., 
die beginnende Erosion von Nachlaß-Be· 
ständen im ehemaligen ZPA durch Her­
ausnahmen und Rückforderungen, die 
bevorstehende Berufung des Kuratoriums 
und des Wissenschaftlichen Beirats der 
Stiftung sowie spektakuläre als auch nicht 
erfolgte Personalentscheidungen werden 
wohl auch künftig für Diskussionen und 
Entscheidungszwang sorgen. 

tnge Pardon, Dr. phil., war bis Dezember 
1992 Leiterin des Verbundes Archiv 

Bibliothek Technische Werkstätten beim 
Parteivorstand der PDS, seit Januar 1993 

läuft ein Bewerbungsverfahren für die 
Aufnahme einer leitenden Tätigkeit in der 

"Stiftung Archive der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR" 

1) Den ersten Versuch einer zusammenhängenden Darstell~n~ einiger ausgewählter Aspekte 
dieses Kampfes unternimmt die Autorin in ihrer Abschlußarbeit furdas post graduale Studium der 
ArchivwissenSchaft, die im Dezember 1992 an der Humboldt-Universität zu Berlin angenommen und 
verteidigt wurde. Vgl, 1. Pardon, DasZentraleParteiarchivunt_erverän~rten poht1schen Rahmen­
bedingungen (1990-1992). Zur Sicherung und Bewahrung seiner Bestände. 
2) Vgl. H.SkrzyPczak, Anmerkungen zu'?iskll:lsion überdie ~icherungdesSED-Parteiarchivs", 
Berlin-Lichterfelde, 3. April 1991, unveroffenthchtes Manusknpt, S.1. 
3) In den Verhandlungen zwischen der Bu~desregierung und der PDS über ~ie ~inbringung v°'! 
Archiv und Bibliothek in die "Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen ~er DDR 
wurde dies mehrmals übereinstimmend festgestellt und Vertragspassagen, z.B. bezughch der 
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Sitzeund Stimmenin Kuratorium und WissenschaftlichamBeirat, entsprechend formuliert. 
Vgl. auch B. Brachmann, Humboldt-Universität, Gedanken zur zukünftigen differenzierten Behand­
lung von Archiv und Bibliothek des Instituts für Geschichte der Arbeiterbewegung, Potsdam, 29.Mai 
1991, 
D. Pforte.Berliner Senatsverwaltung fürKulturelle Angelegenheiten, Stellungnahme zu den Überle­
gungen über die künftigen Trägerschaften a) des Zentralen Parteiarchivs deS Instituts für Geschichte 
der Arbeiterbewegung b) der Sassenbach-Sliftung, c) der Archive der Blockparteien und Massenor­
ganisationen in der ehemaligen DDR, Bertin,3.9.1991 und H. Weber, Vortäufigekurze Übertagungen 
zu den Archiven in Berlin, Mannheim, 14. März 1991. (Alle Dokumente in Besitz der Autorin). 
4) Zur Geschichte des Archivs vgl.: Der Verbund Archiv/Bibliothek/Technische Werkstätten beim 
Parteivorstand der PDS, Bertin, September 1992 (broschiert). 
5) Über Zuständigkeit, Profil, Arbeitsweise und Bestände des ZPA wurde wiederholt publiziert. 
Vgl. l. Pardon, Das Zentrale Parteiarchiv der PDS. In: Der Archivar, 45. Jahrg., Heft 3, 1992, Sp. 4 
ff. 
Vgl.l.Pardon, Der Verbund Archiv/Bibliothek/Technische Werkstätten beim Parteivorstand der 
PDS. In: Berliner Archive, Berlin 1992, S. 133. 
6) Auf Weisung des Parteivorsitzenden G.Gysi wurden die Bestände der KPD der Westzonen und 
derBRDimDezember1992vor1äufigausdemParteiarchivausgegliedertundindenParteivorstand 
der PDS umgelagert. 
7) Vgl. H. Trotnow, Rettet das IML. In: Die Zeit, 8.6.1990, S.61 
Vgl. P.J. Winters, Ein Kapitelim Buch der deutschen Geschichte. In: FAZ 12.4.19990, S.11. 
Vgl. derselbe: Das SED-Parteiarchiv - ein national wertvolles Kulturgut. In: FAZ 12.4. 1991. 
Diese sachlichen, in einflußreichen Zeitungen erschienenen informativen Artikel von Kennern der 
Archivproblematik haben nicht zu übersehende Achtungszeichen gesetzt. 
8) Vgl. K.Höpcke, Einzigartige Quellensammlung historischer Zeugnisse. Rede auf der Volkskam­
mertagung am 13.9.1990. In: Presseinformationsdienst des Parteivorstandes, Nr.38, 28.9.1990, 
BeitageS.6-8. 

9) Vgl.IG" ArchiveundBibliotheken"bei der PDS, Gründungsinitiative, Berlin, 21.1.1991. 
1 0)Vgl.VolkskammerderDDR, 1 0.Wahlperiode,AntragderFraktionen der CDU/DA, der SPD, der 
DSU, der FDP und Bündnis 90/Grüne vom 12.September 1990, Drucksache Nr.235. 
Vgl. DeutscherBundeStag, 12. Wahlperiode, Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundesar­
chivgesetzes, Bundestags-Drucksache 121288, 20.3.1991. 
11) Vgl. PressedienstFUBerlin, 16.4.1991, 100/91, WissenschaftlerundBürgerrechtlerausOst-und 
Westdeutschland fordern die Gründung eines "Instituts für Zeitgeschichte zur Aufarbeitung der 
Geschichte der ehemaligen DDR". 
12)Vgl.RheinischerMerkur, 19.4.1991. 
Vgl. Die Welt, 1.4.1992. 
13) Zu den Gründungsmitgliedern des Förderkreises gehörten: H. Skzrypczak, G. Benser, U. 
Cartarius, E. Dolatowski, H. Gemkow, L.Hombogen, Narihikolto, K. Kinner, 1. Pardon, H. Trotnow, 
J. Stroech, H. Weber. Als Vorstandsberater hatten sich die Professoren E. Engelberg, H.Hurwitz, J. 
Kuczynskiund W. Leonhard~rVerfügJnggestellt. Heute vereint der Förderkreis etwa 400 Mitglieder 
unterschiedicherpolitischerUberzeugungen, parteipolitischer Zugehörigkeiten sowie weltanschau­
licher Auffassungar, aus 24 Ländern, unleiihmm KapäZiiäien der hisiorischen Forschung und der 
Archivwissenschaft.die alle der Gedanke vereint, etwas da für tun zu wollen, daß eine der weltbesten 
Sammlungen von Archivalien und Uteraturzur Geschichte der deutschen und internationalen 
Arbeiterbewegung fortbesteht. Seine Mitglieder haben in derÖffenUichkeit des In-und Auslandes für 
mehr Sachlichkeit, Gerechtigkeit und Transparenz in der Diskussion um das ZPA gesorgt. 
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14) Diese und weitere Vorgänge werden erstmalig von 1. Pardon dokumentiert in "Das Zent~te 
Parteiarchiv unter veränderten .. ." a.a.O. S. 21 ff. Dargestellt werden u.a. die Hoffnung auf eme 
PDS-nahe Stiftung, VorstellungenzurGründ.mg einer August-Bebet-Gesellschaft, Erwägungen der 
Verselbständigungmit PDS-Geldern analog der MEGA (Marx-Engels-Gesamt-Ausgabe). 

15) Vgl. VolkskammerderDDR,a.aO. (Drucksache Nr. 235). 
16) Vr). Volkskammer der DDR, 10.Wahlperiode, Beschlußempfehlungdes Innenausschusses der 
VolkskammerderDDRvom20.September 1990, Drucksache Nr. 235a. 

17) Vgl. Bertiner Zeitung vom 23./24. März 1991. 
1a)lmZusammenhangmitderEintagerungderDMindasGebäudedese!"9maligenZK~rSED, 
dann Haus der Parlamentarier, mußten auf Entscheid des Parlaments die Tresormagaz1n~ d~s 
Parteiarchivs unverzüglich geräumt werden. Es entstand ein~ äußerst be_drohhche Lagefur die 
Bestände, dakein alternatives Gebäude für die Aufbewahrung, WISS8nschaftl1c:he Bea~tung und 
Benutzung zur Verfügung gestellt wurde. Vgl. dazu: 1. Pardon, Das Zentrale Parteiarchiv unter 
veränderten ... "a .a. 0. S.34-40. 
19)Vgl. Richtlinien über den Archivfonds der SED, die Struktur und die Aufgaben der Parteiarchive. 
BeschlußdesSekretariatsdesZKderSEDvom 22.11.1982, IIGA, ZPA, J IV2/3/3450. 
20) Vgl. Einigungsvertrag, BGBI II, 1990, 885, Anlage 1, Kap II, Sachgebiet B Abschnitt II Nr.2. 
21) Vgl.die Antwort des Partamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt vom 
7.11.1990 auf eine entsprechende Anfrage des Abgeordneten Gerhard Baum, Bundestags-Druck­
sache 11/8457,S.9. 
22) Vgl. Deutscher Bundestag, a.a.O. (Druck-Sache 12/288). _ . 
23) H. Modrow, Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Ande~ des BundesarchtVgeset­
zes, vom9.4.1991, unveröffentlichtes Manuskript in Besitz der Autonn,S.1/2. 
24) Ein zweites, ebenfalls einvemehmli?hes ~8:>p~ch zwi~en Gysi und Schäuble über die 
Bedingungen der Einbringung des Parteiarchivs an eine neue, offenthche Trägerschaft fand am 
5.September 1991 statt. 
25) Spektakuläre Vorkommnisse um das Archiv können in diesem Beitrag nicht ausgeführt we~ 
- dazu gehören eine anonyme Bombendrohungam 22.Juli 1991, die die Unterbrechung der Arbeit 
und die Evakuierung der Belegschaft zur Folge hatte, die polizeiliche Besetzung und Du_rct:i5uch_ung 
desArchivsdurch 300 Polizisten, 50 Kriminalbeamte und 15Staatsanwälte AnfangApnl (uberdiese 
unverhältnismäßige Aktion hat das Parteiarchiv eine Dokumentation herausgegeben) sowie der 
Versuch der von der Treuhandanstalt eingesetzten Berliner Bank Gebäudeverwaltung GmbH, Akten 
zuentwenden. 
26) In der einstimmig angenomnenen Entschließung sprach sich die 2. Jah,resmitgliederversamm­
lung am 12.2.1992 dafür aus, den Einbringungsvertrag erst zu unte~e1ch~en, wenn folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 1. Um weiteren Rückforderungen von ArchtVgutein~m vorzu~u­
gen, auf die Rücknahme bereitserhobenerForderungen dieser Art hinwirken undwetteresArchavgut 
einwerben zu können, sind die Möglichkeiten rechtlicher Absicherung der Depositare n~h einmal 
zu prüfen. Die Einleger müssen gegen Versuche geschützt sein, Wortlaut u~d Intentionen des 
Einbringungsvertrages zu unterlaufen. 2._ Nachdem das bei einigen Depositaren schon zuvor 
erkennbare Mißtrauen gegenüber den Einbnngungsplänendurch die Ein~ltung~rTmuha~n­
stalt anläßlich der ersten Herausgabeforderungen noch geschürt worden 1~t und die Gefahr_eaner 
Kündigungswelle besteht, ist darauf zu beharren, daß die Stelle des Arch1vgruppenle1te~ an der 
Stiftung mit einer Fachkraft besetzt wird, die das besondere Vertrauen der Depositare genießt. 
"'J17\, ,,... ~""'r,""'I, .... ., Ä ... "- .. u·v, rf~D..,•u•r,rlAsarchivoesetzes. In: BundesgesetzbJatt Jahrg. 1992, Teil 1 
C..I/V~--C;>C\LLUlrt,11\..iofUl~Ut;.-, -- u 

und Bundesrats-Drucksache 41 /91. 
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THEMA II: Verbände (-Schicksale) 
im Osten Teil 3 

Hansgünter Meyer (Berlin): 

Rückblick 
Es gab eine Gesellschaft für Soziologie in Ostdeutschland 

Für alle Phänomene, die eine Geschichte 
haben, gibt es eine Vorgeschichte. Auch 
ein Text über die kurze Geschichte der 
(ostdeutschen) Gesellschaft für Soziologie 
sollte mit ihrer Vorgeschichte beginnen. 
Der V. Soziologie-Kongreß in der DDR war 
seit dem Sommer 1989 für Anfang Februar 
1990 vom "Wissenschaftlichen Rat für so­
ziologische Forschung in der DDR" einbe­
rufen. Der Herbst brachte die politische 
Wende, den demokratischen Aufbruch, 
den Beginn der grundlegenden gesell­
schaftlichen Erneuerung. Die Soziologen­
Profession war im Zugzwang. Was tun? 
Sollte der Kongreß abgesetzt, sollte er 
umfunktioniert werden? Mit dieser bevor­
stehenden, auch international beachteten 
Präsentation vor Augen, beeilten sich die 
Anfang November 1989 entstandenen In­
itiativ-Gruppen zur Gründung eines den 
Soziologen bislang verwehrten Berufs­
Verbandes mit der Arbeit. Ihre Mitglieder 
traten in das Vorbereitungskomitee des 
Kongresses ein, dem eine neue Thematik 
gegeben wurde: "Soziologie im Prozeß 
der Erneuerung•. 22 neue Vorträge und 
thematische Diskussionen wurden ange­
boten. Es wurde beschlossen, den Kon­
greß mit der Gründung einer Gesellschaft 
für Soziologie in der DDR ausklingen zu 
lassen. 
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Am Abend des 7. Februar 1990 kamen in 
der Berliner Kongreßhalle am Alexander­
platz diejenigen Teilnehmer des V. Sozio­
logie-Kongresses der DDR zusammen, die 
eine neue wissenschaftliche soziologische 
Gesellschaft gründet wollten, begleitet von 
Interessierten, denen diesem Vorgang bei­
zuwohnen der Abend nicht zu strapaziös 
war. Es waren zwischen 600 und 700 Per­
sonen, die die Halbrundsitzreihen füllten, 
darunter etwa 50 Westdeutsche. Und es 
war strapaziös. Der Kongreß hatte seit dem 
5. Februar getagt, zumeist bis weit in die 
Nacht hinein. 900 Teilnehmer drängten 
sich vor und in den diversen Kongreß­
Einrichtungen. 

Die Gründungsveranstaltung verlief, wie 
vieles in diesen Zeiten, in dem üblichen 
basisdemokratischen Tohubawohu. Sta­
tements, Protest. erregte Anfragen. Manch­
mal verließ jemand verärgert den Raum. 
Die zur Abstimmung gestellte Liste der Mit­
glieder des Gründungsvorstandes war in­
stabil. Um den Vorsitz bewarb sich nie­
mand. Bis zuletzt drohte eine Personalkri­
se. 

Verhältnismäßig wenig Probleme machte 
die zu beschließende Satzung. Der Grün­
dungsakt der Gesellschaft war in dieser 
Hinsicht sorgfältig vorbereitet worden: Im 
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November 1989 hatte sich in Leipzig auf 
Initiative von Herbert Wolf ein Regionalver­
band Süd gegründet.. im Dezember schloß 
sich in Rostock bin Verband Nord an. Am 
9. Januar folgten die Ostberliner Soziolo­
gen, den Vorsitz übernahm Thomas Hanf. 
Die Regionalvorstände hatten die Satzung 
für den Dachverband gemeinsam mit größ­
ter Sorgfalt ausgearbeitet. Der Kernsatz 
war vielleicht der: 

§2(1) "Die Gesellschaft für Soziologie Ist 
eine politisch und weltanschaulich una.b­
hänglge Vereinigung von In Forschung, 
Lehre und In der Praxis tätigen Soziolo­
gen. Die In Ihr vereinigten Mltgtleder ge­
hen davon aus, daß die Soziologie not­
wendigerBestandtell derdemolcratlschen 
Öffentlichkeit Ist und In Ihr den demokra­
tischen Diskurs über die Herausbildung 
und Artikulation verschiedener sozialer 
Interessen zu fördern hat." 

Von den knappen funktionalistischen Sat­
zungen nach dem BGB einigermaßen ent­
fernt, waren solche Grundsätze und die Ar­
beitsweise der Gesellschaft detailliert aus­
gearbeitet worden. Es sollte vor allem 
eine Gründung werden, die hinter den de­
mokratischen und freiheitlichen Impulsen 
der Wendebewegung in der DDR nicht zu­
rückstand. Die DDR-Soziologen lebten in 
dem Eigenverständnis, daß die politische 
Strangulierung der Gesellschaftswissen­
schaften sie mit am schärfsten getroffen 
hatte. Sie wollten endlich frei forschen und 
das uneingeschränkt verkündigen können, 
was sie über die gesellschaftlichen Zu­
stände in Erfahrung gebracht haben. 

In der DDR gab es 1989 etwa 1.000 wissen­
schaftlich ausgebildete Soziologen, davon 
etwa 500 mit Promotionen und Habilitatio­
nen (letztere meist mit der Bezeichnung Dr. 
sc.). Als wissenschaftliche Community wa­
ren sie nur in der Minderheit als Dipl.­
Soziologen ausgebildet worden, der grö­
ßere Teil der Profession kam aus anderen 
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Disziplinen und war gewissermaßen kon­
vertiert. 

Es wird sich hoffentlich bald jemand der 
Mühe unterziehen, die interessante inter­
disziplinäre Zusammensetzung der DDR­
Soziologenschaft professions-soziologisch 
darzustellen. Besonders aufschlußreich 
könnte es werden. den Zuzug von Mathe­
matikern. Informatikern und Naturwissen­
schaflem nachzuzeichnen. Eine größere 
Gruppe kam aus der Medizin. Die beiden 
größten Gruppen stellten die Philosophen 
und Ökonomen. Jedoch fehlte eigentlich 
keine gesellschaftswissenschaftliche Dis­
ziplin. Für empirische Untersuchunge~ ~t 
festum könnten die edv-nutzbaren Mitghe­
derdaten der GfS eine gute Ausgangsba­
sis bilden. Sie enthalten allerdings keine 
biographische Mitteilungen; diese wären 
jedoch von besonderem Interesse. 

Die Ausgangsdatei für die GfS-Mitglied­
schaft in den Gründungstagen, die Dr. Ul­
rich Haspel erarbeitete, enthält 610 Na­
men. Diese Liste erfaßte jedoch keine sta­
bile Mitgliedschaft; mancher hatte sich ohne 
feste Absichten am 7.2. während der Grün­
dungsprozedur eingetragen. Einige Kor­
rekturen, die nach der Beitragszahlung und 
der Reaktion auf Rundschreiben gemacht 
wurden, ergaben im Frühjahr 1990 eine 
Namensliste mit 533 Eintragungen. ein Jahr 
später eine Liste mit 415 Namen. Die Auf­
schlüsselung der 533er-Liste ergab: 

Soziologen, die an Universitäten und Hoch­
schulen tätig waren: 27.4 % 

Soziologen. die in der außeruniversitären 
Forschung tätig waren: 24,6 % 

Studenten: 18,8 % 

praktisch tätige Soziologen (einschl. Med.­
Soziologie) sowie Mitglieder ohne genaue 
Berufsangabe: 29.3 % 

Der vereinsrechtliche Status der GfS muß­
te sich auch in anderer Hinsicht aus dem 
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Rohen herausarbeiten. In der zu Ende 
gehenden DDR-Gesellschaft entstanden 
politische, geschäftliche und professionel­
le Gebilde in unvorstellbarer Menge. Man­
cher schrieb sich vorsorgend oder der Mo­
de folgend in einer ganzen Reihe von Ver­
einigungen ein, eine durchgehende recht­
liche Regelung gab es nicht. Dadurch exi­
stierten vielfach nur improvisierte Bildun­
gen, die schnell zerfielen und fast nirgends 
gab es wirklich zuverlässige Mitgliedschaf­
ten. 

Die GfS versuchte sich auf dem in der DDR 
üblichen Weg: Sie beantragte ihre Aner­
kennung als wissenschaftliche Gesellschaft 
bei der Akademie der Wissensehaften, er­
hielt sie auch und wurde beim Innenmini­
sterium registriert. Nach dem 3.10.1990 
wurde der Vorstand aufgefordert, die ver­
einsrechtliche Eintragung nach dem BGB 
beim Amtsgericht Charlottenburg nachzu­
holen. Aus dem großen, 21-köpfigen Ar­
beitsvorstand vom 7 2. wurde ein kleinerer 
Gründungsvorstand abgespalten mit fol­
gender Namensliste: 

Dorit Dennert (Bernau), DieterDohnke (Ber­
lin), Ute Frank (Leipzig), Thomas Hanf (Ber­
lin), Christian Landmann (Berlin), Hans­
günter Meyer (Berlin), Steffen Wilsdorf (Leip­
zig). Die Funktionsteilung blieb: Meyer als 
Vorsitzender, Dohnke und Wilsdorf als Stell­
vertreter. Die Kontobevollmächtigung ging 
von Christian Landmann auf Jan Wielgohs 
(Berlin) über. Im Sommer 1990 wurde die 
Briefwahl zur Revisionskommission abge­
schlossen, Alice Kahl (Leipzig) übernahm 
den Vorsitz. Im Zusammenhang mit der 
Registrierungalse.V. nachdem BGB(Früh­
jahr 1991) wurde auch der Name der Ge­
sellschaft neu bestimmt: Gesellschaft für 
Soziologie (Ostdeutschland) 

Der große •erweiterte Vorstancr der ba· 
sisdemokratischen Wahl vom 7.2.1990 blieb 
erhalten. Er wurde sogar noch um zwei 
Mitglieder kooperativ erweitert: Der Vor-
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stand des Berufsverbandes Deutscher So­
ziologen entsandte den Sprecher des Se­
nats Prof. Bücker-Gärtner und das Vor­
standsmitglied Dr. Winfried Nacken in den 
GfS-Vorstand, im Gegenzug wurde Doz. 
Dr. Steffen Wilsdorf und Dr. Heide Meyer in 
den BDS-Vorstand kooptiert. Zusätzlich zu 
gemeinsamen Vorstandssitzungen war das 
der Versuch, das Zusammenwachsen der 
deutsch-deutschen Soziologen-Klientel zu 
unterstützen. 

Die Arbeitsweise der ursprünglich volkrei­
chen Gesellschaft für Soziologie war so 
gedacht: In Leipzig, Berlin und Rostock 
gab es Regionalverbände. Diese sorgen 
für regelmäßige wissenschaftliche Veran­
staltungen, was jedoch nur in Leipzig durch 
das unennüdliche Wirken von Herbert Wolf 
gelang. Femer waren die Mitglieder aufge­
fordert worden, fachlich orientierte Sektio­
nen, Zirkel oder Arbeitsgruppen zu bilden. 

In Dresden wurde der Versuch gemacht, 
eine Sektion Medizin-Soziologie der GfS 
auf den Weg zu bringen. Die Medizin­
Soziologen in Berlin hatten es vorgezo­
gen, landesweit eine eigene Gesellschaft 
mit ca. 100 Mitgliedern zu gründen, deren 
Vorsitz Günther Miehlke, Charite, über­
nahm. Einen ähnlichen Weg, aber mit der 
Option auf spätere Fusionierung, waren 
die Agrarsoziologen gegangen (Gründung 
einer Agrarsozialen Gesellschaft), uner­
müdlich ingang gehalten durch Kurt Kram­
bach, Werner Hotzweißig und Otto Müller. 
Fred Staufenbiel, Christine Weißke, Bernd 
Hunger waren neben anderen aktiv in der 
Sektion Stadt- und Regional-Soziologie, 
Klaus Rohrberg sorgte für das Zustande­
kommen einer Sektion Sportsoziologie, die 
für 1990 12 Veranstaltungen meldete. Es 
gab einen Arbeiskreis Bildungssoziologie, 
iepiäseniielt durch inngard Steinar, Barba­
ra Gießmann, Elfriede Dietrich, lrene Lisch­
ka. Noch 1991 kündigte sich eine Fachar­
beitsgruppe Soziologie-Psychologie an. 
Bereits am 7 .2. 1990 hatte sich ein Arbeits-
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kreis Wissenschaftssoziologie gegründet, 
der ca. 30 Interessierte umfaßte und einen 
guten Start hatte. U .a. autorisierte er im "Fo­
rum" des BdWi ein "Wissenschaftspoliti­
sches Memorandum", das eine der ersten 
fundierten Kritiken am Ausbleiben der er­
warteten deutsch-deutschen Wissen­
schaftsfusion war. Weitere Gründungsakti­
vitäten gab es für je eine Sektion "Soziolo­
gische Methoden" sowie "Sozialarbeit und 
Rahbilitation". Natürlich war auch an eine 
Theorie-Sektion gedacht. In Leipzig unter­
nahm man den Versuch, eine Sektion "So· 
ziologie der 3. Welt" zu bilden. Da in den 
Gründungsphasen die Personallage ziem­
lich instabil war, wollen wir hier keine wei­
teren Namen nennen. Man kann aber leicht 
hochrechnen, wieviel Kollegen in all diese 
Unternehmungen involviert waren, wenn 
auch keine dauerhafte beruflich-korporati­
ve Struktur daraus hervorging. 

Die Gründung der Sektionen und Arbeits• 
kreise erfolgte von Anfang an unter der 
schwierigen Bedingung, daß die Schaf­
fung sok::herwissenschaftlich-professionel­
len Gemeinschaften in der zu Ende ge­
henden DDR-Gesellschaft nur Übergangs­
provisorien sein konnten. Einerseits war 
seit dem Beginn der Evaluierungsaktionen 
des Wissenschaftsrates völlig unklar, wel­
che Angehörigen der ostdeutschen So­
ziologen-Community eine berufliche Per­
spektive haben. Andererseits war es fach· 
lieh aussichtsreicher, sich mit westdeut­
schen Kollegen zusammenzuschließen. 

Ostdeutsche Sondergründungen konnten 
nur den Sinn haben, die eigenen Kräfte zu 
versammeln, die eigene Professionalität 
und Kompetenz unter Beweis zu stellen, 
die personalen Strukturen der Soziologie 
zu präsentieren. transparent zu mach~. 
Dies alles mußte vor dem Hintergrund künf­
tiger Existenzsicherungen geschehen. 

Die verschiedenartigen fachlichen Grün­
dungen, auch wenn sie die Jahre 1991/92 
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nicht überlebten, waren dennoch nicht 
ohne Wirkungen. Sie fungierten direkt oder 
indirekt als Ausgangspunkte für die Grün­
dung voo 25 bis 30 kleinen wissenschaftli­
chen Gesellschaften, die ABM-Mittel ak­
quirierten und auf diesem oder anderem 
Wege (z.B. durch Einwerbung anderer 
Fördermittel, durch Auftragsforschung oder 
Umschulungsaufträge) dazu beitrugen, daß 
die aus der beruflichen Position geschleu­
derten Soziologen eine Atempause und 
zugleich produktive Ausgangspunkte für 
einen neuen beruflichen Start erhielten. 

Gegenwärtig wird von lrene Müller-Hart­
mann und Michael Schlese in einem Pro­
jektauftrag des BMFT eine Studie fertigge­
stellt, die den Status einer Vielzahl sok::her 
Gründungen empirisch erfaßt und auswer­
tet. 

Die GfS-GrOndungen waren ferner - wenn 
auch nicht in bedeutendem Umfang - der 
Ausgangspunkt für die Mitarbeit ostdeut­
scher Soziologen in den Sektionen der 
Deutschen Gesellschaft für Soziologie. 

Nach den Märzwahlen 1990 setzte gegen 
die DDR-Wissenschaft eine Pressekampa­
gne ein, deren Tenor bestimmt wurde~ 
der Charakterisierung, die der MPG-Präs1-
dent Zacher gab: im Osten eine Wüste. 
Der Spiegel goß Hohn und Spott aus über 
die Gesellschaftswissenschaften der Aka­
demie der Wissenschaften (4 Hochhaus­
blöcke mit tausenden von müßigen Mitar­
beitern an der Berliner Prenzlauer Allee) 
und über das von ihm erfundene "Natur­
wissenschaftliche Zentralinstitut" mit sei­
nen 3.500 Wissenschaftlern (vgl. Ausgabe 
Nr. 30 vom 23.7.1990). An den wissen­
schaftlichen Akademien wurden noch für 
den Sommer 1990 Massenentlassungen 
~ngAkiinrtigt. niA Ars!e We!!e von !ns!ittJ!io­
nenabwicklung setzte ein und erreichte bis 
zum 31.12.1990 tragende soziologische 
Forschungspotentiale. Mit nur minimalen 
Nachfolge-Strukturen verschwanden das 
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Zentralinstitut für Arbeit, Dresden; das für 
die Ost-Soziologie unersetzliche Institut für 
Jugendforschung, Leipzig (die Art seiner 
Abwicklung war ein Akt von Vandalismus 
in der Wissenschaft und zwischen Wissen­
schaftlern); das Zentralinstitut für Hoch­
schulbildung, Berlin-Karlshorst, mit einma­
ligen wissenschafts- und bildungssoziolo­
gischen Forschungsgruppen; die Schul­
und Bildungs-Soziologie an der Akademie 
für Pädagogische Wissenschaften. 
Schockartig wirkte die Mitte Dezember in 
konzertierter Aktion einsetzende Abwick­
lung von Universitätsfacheinrichtungen. 
Obgleich der Wissenschaftsrat eine pro­
fessionell-einwandfreie Evaluierung in Aus­
sicht stellte, war doch klar, daß nur 40-50 % 
der Personalbestände überleben würden. 
Die ohnehin wenig zahlreichen Soziolo­
gen an den Hochschulen schätzten ihre 
beruflichen Überlebenschancen für fast 
gleich Null ein; nur der eine oder andere, 
hieß es, werde ein Fortkommen finden. 
Das ist ja denn auch, außer an der Hum­
boldt-Universität, wo die Dinge anders lie­
fen, etwa so eingetreten. 

Vorstand und Gremien der Gesellschaft für 
Soziologie machten sich über die Situation 
keine Illusionen. Zwar rieten sie, unver­
züglich Kontakt mit den westdeutschen Ver­
bänden und Sektionen aufzunehmen (z.B. 
auch Doppelmitgliedschaften einzugehen), 
sich auf die vielfältigste Weise mit den (bun­
desdeutschen) Förderorganisationen be­
kannt zu machen, dennoch wurde die ein­
fache Formel "go wesl'' (und womöglich 
jeder für sich) abgelehnt. Es gab dafür drei 
Zielsetzungen: Es mußte den pauschalen 
Abwertungen der DDR-Soziologie als pein­
liche Systemstütze, die zudem wissen­
schaftlich unfruchtbar blieb, entgegenge­
wirkt werden. Es muße eine Atmosphäre 
in der deutschen sozialwissenschaftlichen 
Wissenschaftslandschaft geschaffen wer­
den, in der die Forderung breiten Konsens 
findet: soviel Soziologen-Portential erhal-
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ten wie nur möglich. Es mußte an mög­
lichst vielen neuen Strukturen mitgearbei­
tet werden, um möglichst vielen Berufskol­
legen ein Weiterkommen, ein Überleben, 
eine Chance für später zu eröffnen. 

Dafür boten sich folgende Aktivitäten an: 
Publikation programmatischer Texte des 
Vorstandes zur Lage der ostdeutschen 
Soziologie im Prozeß der Wiedervereini­
gung, erfolgreiche Entwicklung des im 
Frühjahr 1990 von der GfS und dem Institut 
für Soziologie der Humboldt-Universität 
gegründeten Berliner Journals für Soziolo­
gie, öffentlichkeitswirksame Teilnahme am 
Weltkongreß für Soziologie in Madrid, zahl­
reiche und aktive Teilnahme am 25. Deut­
schen Soziologentag in Frankfurt im Okto­
ber 1990, Ausrichtung einer Reihe von 
wissenschaftlichen Veranstaltungen durch 
die GfS (darunter solcher mit westdeut­
scher Kooperation), Förderung von ost­
deutschen Publikationsangeboten, Aus­
richtung eines eigenen größeren Soziolo­
gentages (für den von Anfang an Leipzig 
als Veranstaltungsort bestimmt worden war). 

Es wäre eine gesonderte Analyse wert, die 
daraufhin erfolgten Präsentationen ostdeut­
scher Soziologen auf ihren Inhalt, ihre Wirk­
samkeit, den Umfang der Beteligung hin zu 
untersuchen. In Madrid stellten sie mit Artur 
Meier den Programmdirektor und den Vi­
zepräsidenten der ISA (International Socio­
logical Assoziation), mit Klaus Ernst und 
Thomas Hanf zwei Teilnehmer am Coun­
cil, mit Michael Thoms einen ständigen 
Vertreter in den Vorbereitungsgremien zur 
Europa-Soziologie-Konferenz 1992. In 
Frankfurt nahmen etwa 200 DDR/ ostdeut­
sche Soziologen teil, in der Eröffnungsver­
anstaltung förmlich und herzlich begrüßt. 
(Am 3.10. wurde der Vereinigungsvetrag 
in Kraft gesetzt, arn 9.10. bega"ln der Kon­
greß.) Eine offizielle Präsentation der GfS, 
die vom Veranstalter angeregt worden war 
(Vortrag des Vorsitzenden) fand über 1000 
Besucher. Es gab weitere Auftritte, u.a. 
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eine kollektive Präsentation, die z. T. von 
den Medien kritisch-interessiert reflektiert 
wurden. Der Hessische Rundfunk reagier­
te mit Interviews. 

In den von der DGS herausgegebenen 
Protokoll-Publikationen ist das meiste da­
von nachzulesen. 

GfS-Vertreter nahmen im Winter 1990/91 
an einigen Statuskonferenzen teil, die von 
der westdeutschen Seite ausgerichtete 
worden waren. die erste Kontakte zu bun­
desdeutschen Wissenschaftsgremien und 
-Administrationen brachten und Positionen 
und Maßstäbe für die beginnende Evalui­
erung vorklärten. Auch darüber gibt es 
Publikationen (u.a. durch WZB-Berlin und 
!WG-Erlangen, Universität Konstanz). 

überhaupt muß hier eingeflochten wer­
den, daß die beiden westdeutschen So­
ziologenverbände, die Deutsche Gesell­
schaft für Soziologie und der Berufsver­
band Deutscher Soziologen, der Integrati­
on der ostdeutschen Fachkollegen in eine 
vereinte deutsche sozialwissenschaftliche 
Profession große Aufmerksamkeit schenk­
ten ihnen vielfältige Publikationsmöglich­
keiten einräumten, eine engagierte und 
verständnisvolle Zusammenarbeit mit der 
GfS, ihren Gremien, mit soziologischen 
Instituten im Osten und mit einer Vielzahl 
einzelner Persönlichkeiten betrieben. 

Zu den Unternehmungen, den Status der 
ostdeutschen Soziologen zu sichem, ihre 
Lage im Vereingungsprozeß zu ve~s­
sem, ist die Publikation und Vemreitung 
der verschiedenen GfS-Vorstandserldärun­
gen ebenso hilfreich gewesen wie die Her­
ausgabe gemeinsamer Erklärungen der 
drei Verbände zur Lage der Soziologie im 
Osten, einzelner Soziologen-Gruppe_n, 
oder z.B. auch zur Anerkennung der wis­
senschaftlichen Abschlüsse und Graduie­
rungen der Soziologen mit DD~-Herkunft. 
Man findet viel Material dazu 1n den ver-
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bandseigenen Organen: Dem DGS-Mittei­
lungsblatt "Soziologie", den "DGS-lnfor­
mationen" der Zeitschrift des BDS "So-' . ,. 
zialwissenschaften und Berufspraxis • 

Dokumentiert sind auch (vgl. Berliner Jour­
nal für Soziologie) zwei denkwürdige Ver­
anstaltungen, die auf Initiative des GfS-Vor­
standes und in Kooperation mit Partnem 
aus der OOS - hier: der Sektion Theorie 
unter Leitung von J. Weiß-Kassel, bzw. mit 
dem Chef des Kölner Soziologie-Institutes. 
Prof. Friedrichs, (nicht zu vergessen: mit 
erheblichen Fördermitteln der westdeut­
schen Seite) zustande kamen: Die sog. 
Theoriekonferenz vom 6.-7.12.1990 in Ber­
lin-Prenzlauer Berg, die etwa 150 Teilneh­
mer, darunter zahlreiche "Prominente" 
zusammenführte und die Konferenz "So­
ziologie in der DDR" in Berlin-Niederschön­
hausen vom 2.-5. März 1992. (Inzwischen 
erschien auch bei de Gruyter die große 
Recherche, die unter Leitung von Fried­
richs stattfand, und die 500 soziologische 
Dissertationen aus der DDR-Zeit dokumen­
tierte.) 

Aufwendige Arbeit wurde von den beteilig­
ten Seiten auch zur Dokumentation der 
Forschungsprojekte der DDR-Soziologie 
durch das Bonner "lnfonnations-Zentrum 
Sozialwissenschaften" geleistet. Wesentli­
che Bestände der "Grauen Literatur" und 
fast alle wichtigen Datensätze empirischer 
Untersuchungen konnten bibliothekarisch 
bzw. EDV-gerecht gesichert werden und 
sind heute leicht zugänglich. 

Eine große Zahl von Anfragen, Wünsche 
nach Kontakten und nach wissenschaftli­
chem Austausch gingen beim GfS-Vor­
stand ein. Immer wieder wurden Adressen 
ostdeutscher Soziologen nachgefragt. Ei· 
nige hundert Mark bewilligte der Vorstand 
dafür daß sich der Berufsverband Deui­
sche; Soziologen mit seinen Publikationen 
in der Mitgliedschaft der GfS bekannt m~c~­
te. Es wurde der Versuch gemacht, mit e1-
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ner großen Evidenz-Liste wissenschaftlich 
erfahrene Kollegen bekannt zu machen 
und zu empfehlen. Er blieb in den Anfän­
gen stecken, da die Ostdeutschen mit sol­
chen Förderungen keinen oder aber 
schlechte DDR-Erfahrungen gemacht hat­
ten. 

Es ist nicht leicht verifizierbar, aber viele 
Erfahrungen zeigten, daß ihre korporative 
Verfassung, die Möglichkeit, in bestimm­
ten Angelegenheiten mit einer Stimme zu 
sprechen, bei vielen Unternehmungen der 
Soziologen hilfreich war. Von dem Wech­
selspiel zwischen Wissenschaftlicher Ge­
sellschaft und institutionellen Neugründun­
gen (BISS, ISDAT z.B.) ging eine Art syner­
getischer Effekt aus, auch ohne direkt koo­
peratives Handeln. Anders wäre der Leip­
ziger Kongreß nicht möglich gewesen. 

Die aufwendigste Unternehmung mit größt­
möglicher Öffentlichkeit war zweifelsohne 
der von der GfS ausgerichtete und durch 
die Kooperation mit der 7. Tagung für an­
gewandte Soziologie des BDS aktiv • so­
wie durch öffentliche Bekundungen und 
aktive Teilnahmebereitschaft der DGS • 
wirksam unterstützte Soziologen-Tag Leip­
zig 1991, der vom 24. -26. Mai stattfand. 

Der Vorstand der GfS wählte aus einer 
Reihe von Vorschlägen das einzig mögli· 
ehe Thema: Soziologie in Deutschland 
und die T ransfromation großer gesellschaft­
licher Systeme. So gab es das Angebot an 
die deutsche Soziologenschaft, in einer 
Zeit weltverändernder sozialer Umbrüche, 
zwei Interessenlagen zu diskutieren: Mehr 
über die Soziologie in einer solchen Situa­
tion zu reden, oder mehr über die sozialen 
Gegenstände, die sie herausfordern. 

Die Registrierungen der beiden Kongreß­
büros (in Berlin und Leipzig) erfaßten 616 
Teilnehmer. Da zu den 38 Veranstaltun­
gen der Art:>eitskreise, Diskussionsgrup­
pen und Foren weitere Interessenten hin• 
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zukamen, kann man die Beteiligung auf 
über 700 Personen hochrechnen. Das 
Qualifikationsniveau war hoch: Die Mehr­
heit der Teilnehmer war wissenschaftlich 
graduiert, die Anzahl der Professoren und 
Habilitierten betrug etwa 200. 310 ange­
meldete Teilnehmer kamen aus den alten 
Bundesländern, eine Reaktion u.a. auf mehr 
als 1.500 persönliche Einladungen, die 
verschickt worden waren. Die Gesamtver­
staltungsdauer kann mit 220 Stunden an­
genommen werden. 

Das letzte "normale" gesamtdeutsche So­
ziologentreffen, veranstaltet von der Deut­
schen Gesellschaft für Soziologie.hatte als 
7. Soziologentag 1930 in Berlin stattgefun­
den. Seither, im Verlauf von 61 Jahren, 
sind die deutschen Soziologen, von auto­
ritären Systemen ausgegrenzt, durch Kal­
len Krieg und staatliche Teilung in zwei 
Korporationen gespalten, nicht wieder in 
einer so bedeutenden Zahl, angezogen 
von einem sie alle interessierenden be­
deutenden Thema, zusammengekom­
men. Wenn 1994 der 27. Deutsche Sozio­
logentag (Kongreß für Soziologie) in Halle 
stattfinden wird (wie bislang vorgesehen) 
wird die Unternehmung von Leipzig 1991 
noch in lebhafter Erinnerung sein als ein 
Versuch, das berufspraktische Erbe einer 
ganzen Profession, ihre Erfahrungen über 
3 Jahrzehnte, ihre Lerngewinne aus der 
Zeit der Umwertung aller Werte in Beschei­
denheit und doch mit Selbstbewußtsein 
den Partnern anzutragen, die den Neuauf­
bau und die großen Erweiterungsbauten 
des Soziologenfaches im Osten mittragen, 
mitgestalten, begleiten wollen. 

Für das Protokoll des Leipziger Soziolo­
gentages wurden 158 Beiträge eingesandt, 
55 o/o von ostdeutschen Teilnehmern, 45 o/o 
von den Teilnehmern aus den alten Bun­
desländern. Die Beiträge zum Leipziger 
Protokoll sind in ihrer Gesamtheit (1.632 
Druckseiten) ein einmaliges Dokument 
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über die Situation der deutschen Soziolo­
gie im Anfangsstadium jener neuen For­
schungseinrichtung, die unter dem Na­
men "Transformationsforschung" schon 
heute erkennen läßt, daß sie sich als ein 
Hauptforschungsgebiet durchsetzen wird. 
Seit Mai 1992 wird der voluminöse Band 
vom Akademie-Verlag und von der VCH­
Verlagsgruppe Weinheim ausgeliefert. 

Das Berliner Journal für Soziologie, die 
ebenso engagierte wie mühsame Grün• 
dung der GfS und der Soziologen der 
Humboldt-Universität aus den Tagen der 
Wende und des Neuaufbruchs, schien 
einigen (wenigen) Leuten als ein Filetstück 
besonderer Art, dessen geistige Eigentü· 
merschaft man keinen Tag zu lange unter 
der Firmierung ihrer Gründer belassen 
durfte. Ohnehin schien dem einen oder 
anderen die Zeit gekommen, andere Zei­
chen im Umgange mit der GfS zu setzen. 
Einige vereinzelte gereizte Anfragen, wie 
lange denn noch die Ost-Soziologen sich 
in der Sonne ihrer Nostalgie wärmen dür­
fen, gab es schon früher. Im Falle des 
Berliner Journals wurde klargestellt: Her­
ausgeber ist, wer das Geld für die Druckko­
stenzuschüsse hat. So wurde das Grün­
derteam der Herausgeber kurzerhand ge­
feuert und nach Protest beim Verlag dem 
GfS-Vorsitzenden mitgeteilt, dieser Protest 
lasse ja nun offenkundig werden, daß er 
unfähig sei, an der Erneuerung der Sozio­
logie weiter teilzuhaben. Die geschah in 
einem als •öffentlich" deklarierten Brief. 
Publiziert wurde eine andere Feinheit: Dem 
Vorsitzenden der DGS wurde es als Unter­
lassung vorgehalten, der neuen Heraus­
geberschaft als solcher nicht schon sechs 
Wochen vor deren Selbsteinsetzung die 
andienende Aufwartung gemacht zu ha­
ben. Untert:>liebener vorauseilender was? 
Nicht nur Bücher, auch Zeitschriften ha­
ben ihre Geschichte. Das Gedächtnis ei­
ner wissenschaftlichen Profession ist lang­
während. Macht und Geld vermögen viel. 
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Aber eines vermögen sie nicht: Wissen­
schaftsgeschichte umzuschreiben. 

Der 1990 gewählte Vorstand stellle sich in 
Leipzig satzungsgemäß der Wiede~stä· 
tigung. Dies geschah mit der Befnstung, 
zum 2. Jahrestag der Gründung der GfS 
eine Mitgliederjahresversammlung über 
das weitere Geschick der Gesellschaft ent­
scheiden zu lassen. Die Veranstaltung fand 
am 7. März 1992 statt. Sie beschloß nach 
gründlicher Diskussion der Alternativen, 
die Tätigkeit der GfS (Ostdeutschland) per 
31.12.1992 einzustellen. Am 18.12.1992 
faßte der Vorstand, beobachtet von eini­
gen geladenen Gästen, die nötigen Be· 
schlüssse. Die GfS ist bis dato nur noch 
eine Gerichtsakte. Aber es gibt noch zwei 
Gremien, die in der Lage sind, auf die 
besonderen Probleme der ostdeutschen 
Soziologen zu reagieren. 

Die noch verbliebenen geschäftlichen 
Verpflichtungen der GfS werden seit dem 
1.1.1993 durch den folgenden Schriftsatz 
unterzeichnet: 

*Die Gesellschaft für Soziologie (Ost­
deutschland beendete am 31.12.1992 
ihre Tätigkeit. Sie wird bis zur amtgericht· 
lichen Aufhebung geschäftlich von ei• 
ner Arbeitsgruppe vertreten, der ange­
hören: Dozentin Dr. sc. Karin Lohr, Hum­
boldt-Universität zu Berlin; Prof. Dr. Hans­
günter Meyer, ehern. Vorsitzender, WZB 
Berlin; Dr. Jan Wielgohs, Berlin; Dozent 
Dr. sc. Steffen Wilsdorf, Universität Leip­
zig 

Damit soll gesichert werden, daß zuvor 
Verantwortliche der GfS weiterttin erreich­
bar sind und die (kurze) Geschichte der 
Gesellschaft keine Flecken erttält durch 
nicht ordentlich erledigte Verantwortlich­
keiten. 

Es ist aber auch seitens der DGS dafür 
gesorgt worden, daß die besonderen Pro­
bleme der ostdeutschen Soziologen • und 
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davon gibt es genug, was schon damit 
beginnt. daß es nicht genug ostdeutsche 
Soziologen gibt - die nötige und unvermit­
telte Aufmerksamkeit des Vorstandes und 
der Gremien der DGS zu finden. Es wurde 
ein Ausschuß des Vorstandes der Deut­
schen Gesellschaft für Soziologie "Für wis­
senschafts- und berufspolitische Fragen 
im Transformationsprozeß", eingesetzt, 
dem von ostdeutscher Seite Dr. Karin Lohr 
als Vorsitzende, Prof. H. Meyer, Berlin, 
Prof. Voigt, Rostock und Dr. Wilsdorf, Leip­
zig angehören und von seilen der DGS 
Prof. Kreckel, Halle; Prof. Offe, Bremen; 
Prof. Lamneck, Eichstädt. Mit diesem Vor­
s~andsausschuß sollte es gelingen, den 
bislang zähflüssigen Prozeß des Mitwir­
k~s. (einschließlich der Bewerbung um 
Mrtghedschaft) der Ostdeutschen in der 
DGS in Gang zu halten und zu beschleuni­
gen. Zugleich haben sie in einem wichti­
gen Gremium der DGS eine Stimme. 

Die Zukunft gehört einer gesamtdeutschen 
wissenschaftlichen soziologischen Gesell­
schaft, das ist unbestreitbar. Je wirksamer 
s~ ein Forum ist, die Herausbildung einer 
sich zusammengehörig fühlenden deut­
~chen Soziologen-Community zu fördern, 
Je schneller und je umfangreicher die Ost­
deutschen dabei in Erscheinung treten, 
desto besser. 

Die Gesellschaft für Soziologie als ostdeut­
scher Regionalverband hätte noch genug 
Funktionen, um weiterzubestehen. Hun­
derte ostdeutscher Kollegen sind bestrebt, 
rhre Tätigkeit als Soziologen fortzusetzen 
viele tun es in Gestalt kleiner ABM- und 
Beschäftigungsgesellschaften, oft mit dem 
Anspruch einer lokalen wissenschaftlichen 
Gesellschaft. Nach dem Leipziger Soziolo­
gentag 1991 hatte die Frankfurter Rund­
schau (Ausgabe 31.5.) anerkennende 
Worte gefunden, daß es im Osten eine 
anspruchsvolle Soziologie ohne soziolo­
gische Institutionen gibt. All diese Angehö· 
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rigen unserer Profession benötigen eine 
korporative lnteressenwahmehmung. 

Dennoch ist es unvermeidlich gewesen, 
die TätigkeitderGfS einzustellen. Sie könnte 
Sonderinteressen fördern, sie käme jedoch 
je länger desto fataler in die Rolle eines 
Akteurs, der Trennung bewirkt. Bestimmte 
Formen der Integration fänden nicht statt. 
Gerade die unter den neuen Bedingun­
gen Erfolgreichen würden sich von ihr 
abwenden. Natürlich könnte man einen 
Mitgliedsschwund akzeptieren, bei wel­
chem zum Schluß nur eine Handvoll übrig 
bleibt, die Traditionspflege betreibt. Auch 
sie hätte zu tun, denn 30 Jahre Wissen­
schaft und Forschung in einer ostdeut­
schen Gesellschaft zu pflegen, zu bewah­
ren, zu vermitteln, das wäre schon ein 
beachtlicher wissenschaftshistorischer Ge­
genstand, und es ließe sich durchaus da­
für sorgen, daß er nicht in DDR-Nostalgie 
versandet. Dennoch sollte die GfS so nicht 
umfunktioniert werden. Sie war eine ge­
~chtete und beachtete berufliche Korpora­
tion der Soziologen in der DDR/ Ost­
deutschland. In dieser Rolle hat sie sich 
bemüht, einen Beitrag zur Integration deut­
scher Wissenschaft im Prozeß der Wieder­
vereinigung zu leisten. Es bleibt zu hoffen, 
daß die Botschaft, die von ihrem Wirken 
ausging, nicht überhört worden ist und den 
deutschen Soziologen noch deutlich im 
professionsgeschichtlichen Gedächtnis 
bleibt: Die Ostdeutschen sind anderes, wo 
immer man auf sie trifft, aber sie sind keine 
Absurdität. Ihre Tüchtigkeit, ihr wissen­
schaftliches Bemühen, ihr soziales Emp­
finden ist von eigener Art. Die Wiederver­
eingung mit ihnen wird Integration von 
Fremdheit sein - oder sie wird nicht sein. 

Hansgünter Meyer, Prof. Dr., Soziologe, 
tJi,s 31.12.1992 Vorsitzandar da; Gaseli­

schaft für Soziologie (Ostdeutschland), ist 
tätig am Wissenschaftszentrum für 

Sozialforschung Berlin 
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REAKTIONEN 

BRIEFWECHSEL PASTERNACK - KOWALCZUK 

ZU "DER UNABHANOIGE H1sTOR1KER-VERBAND (UHV)" IN hso 5/93 

Fragen eines lesenden Redakteurs 

Lieber llko, herzlichen Dank für Deinen 
Artikel. Wie viele andere Beiträge, die wir 
bekommen, provoziert er bei mir Fragen. 
Zwei Abende in einem Tagungsheim ver­
schafften mir Gelegenheit, diese zu notie­
ren. Das gelingt sonst meist nicht. Vielleicht 
hast Du Lust. dazu noch einen Nach­
schlag zu liefern. 

Manches, wozu ich Anfragen an Deinen 
Beitrag habe, ist vennutlich dem beschränk­
ten Umfang geschuldet, den so ein Artikel 
nun einmal nur haben kann. Manches aber 
scheint mir auch von so anderen Ansätzen 
herzurühren, daß ich über diese gem ge­
nauer unterrichtet wäre: um die eine oder 
andere Deiner (und sicher UHV-) Positio­
nen nachvollziehen zu können. 

Hier also ein wenig sortiert meine fragen­
den Bemerkungen: 

1. Zunächst durchzieht Deinen Artikel ein 
vernichtend negativ gefälltes Generalurteil 
über die DDR-Geschichtswissenschaft ins­
gesamt. Als i.war Nichthistoriker, doch wis­
senschaftsgeschichtlich Interessierter wür­
de ich dieses Urteil natürlich gem nachprü­
fen, ggf. nachvollziehen können. Dazu be­
nötigte ich die Kenntnis Deiner Maßstäbe 
und Kriterien. Ich nehme nicht an, daß die 
westdeutsche Geschichtswissenschaft, die 
bei Dir keine Kritik erfährt (war ja auch nicht 
Gegenstand), der Maßstab schiechthin ist. 
Die hat ja bspw. im Verhältnis zur Bevöl­
kerungszahl ungefähr so viele Historiker 
von Weltgeltung, wie sie die DDR-Historio-

hochschutc o~t juli 1993 

graphie vorzuweisen hatte (letztere wohl 
einen auf 17 Millionen: Markov). Die Maß­
stäbe, die zu Deiner Einschätzung führen, 
sind gewiß inhaltlicher und methodischer 
Natur. Gerade deren Kenntnis fände ich 
interessant: Sie ennöglichte, wie gesagt, 
die Überprüfung und ggf. den Nachvollzug 
Deines Urteils. 

2. In diesem Zusammenhang weckst Du 
bei mir eine latent schlummernde Frage: 
Wird die binäre Einteilung der DDR-Ge­
schichtswissenschaftlerlnnen in etablierte 
Angepaßte und nichtetablierte Unangepaß­
te einer der beiden Gruppen tatsächlich 
gerecht? Zudem: Erfaßt die für mein Ge­
fühl etwas grobe Unterteilung auch die 
situative Vielfalt der einzelnen geschichts­
wissenschaftlichen Teildisziplinen in der 
DDR? 

3. Bleiben wir bei Personen und nehmen 
wir zwei Beispiele: 

Der noch vor dem 89er Umbruch mehr 
oder weniger gewählte letzte Parteisekre­
tär der Leipziger Geschichtssektion wird 
von Dir in einer Reihe mit Hans Ulrich 
Wehler, Winfried Schulze und Wolfgang 
Küttler wohlwollend erwähnt. (S. 70) Ihn 
hattet Ihr auch zu Eurer Ringvorlesung an 
der HUB eingeladen. Wie paßt das mit dem 
anderen zusammen: Angesichts dessen. 
daß der Betreffende nun gerade als glän­
zendes Beispiel dafür gelten darf, wie unter 
allen Wirkungsbedingungen die richtigen 
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Anpassungstrategien zu entwickeln sind. 
Etwa wenn es ihm gelang, sich als be­
nachteiligter Ordentlicher Professor (Oder 
w10 Du sagen würdest: SED-Professor) zu 
verkaufen. ( 1 J Wieso gilt gerade er nicht als 
"stromlinienförmiger Ostdeutscher" (S. 
73)? Weil Dir Differenzierungen durchaus 
angemessen scheinen? Nach welchen 
Kriterien aber greifen diese dann? Haut 
anschließend noch das oben angefragte 
Gut-Böse-Schema hin? 

Du erwähnst Michael Lemke als einen der 
schlicht eine der blödesten Sachen ge~gt 
hat, die sich zur anstehenden DDR-Ge­
schichtserforschung überhaupt sagen las­
sen. (S. 67) Ich kenne Lemke nur aus einer 
Gastvorlesungsreihe, die er 1987 zur bun­
desdeutschen Geschichte in Leipzig ge­
halten hat. Von dieser Erfahrung her wür­
de mir nicht in den Sinn kommen, ihn den 
angepaßtenEtablierten zuzuschlagen. Was 
hatte er nun in den Evangelischen Kom­
mentaren gesagt? 

"Es kann nicht der Weg sein, dem Umbe­
quemen dadurch zu entgehen, daß man 
die Geschichte der DDR und der Bundes­
republik... in einen Topf wirft und sie zu 
einem Brei deutscher Zeitgeschichte 
nach 1945 verkocht... Eine 'Republikflucht' 
a~s der DDR-Geschichte ... bringt überhaupt 
n1ehts, macht die damit Beschäftigten mit 
Folgerichtigkeit uninteressant und dadurch 
erst zahnlos und entbehrbar. Andererseits 
sollte man skeptisch sein, wenn Historiker 
die bislang mit der Geschichte der DDR 
fachlich nichts zu tun hatten, aus 'konjunk­
turellen' Gründen und unter Benutzung 
von ~Jlenbogen und Schuldzuweisungen 
auf ein Gebiet drängen, auf dem Fachleu­
te, die jetzt voll zum Zuge kommen kön­
nen, mit Sachverstand arbeiten." (2) 

Das mag nun wirklich eine merkwürdige 
Auffassung sein - aus der Sict1t vao 1993. 
Als ~ine ~itte 1990 fonnulierte Anmerkung 
las ich Sie - unter Ansehung der Zeitum­
stände - als Warnung vor der Enteignung 
von Geschichte und als Warnung vot Kon-
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junkturrittem. Beide Warnungen schienen 
mir zunächst mal nicht völlig unangebracht. 
Lemkes Folgerung konnte ich nur bedingt 
so teilen (weil die Standards geschichts­
wissenschaftlichen Arbeitens wohl in den 
DDR-{bzw. SED-] Geschichtsbereichen am 
wenigsten internalisiert waren - und es 
insofern um den Sachverstand sehr ver­
schiedenartig bestellt war). Bemerkenswert 
schien !f1ir an Lemkes Position im übrigen 
noch eines: Er fonnulierte sie zumindest 
nicht in wohlkalkuliertem Eigeninteresse -
im Unterschied zu vielen anderen, die sich 
zu derartigen Themen äußerten. Denn sein 
eigener Gegenstand ist ja nicht die DDR­
Geschichte. Insofern - und damit bin ich 
w~r ~ Deiner Auseinandersetzung -
sehe ich 1n der Lemke-Aussage zwar eine 
ablehnenswerte Position. Aber ich sehe 
darin zunächst noch keinen Grund, den 
Mann als Paradebeispiel für Pfründesiche­
rung vorzuführen. Damit jetzt habe ich na­
türlich nicht zuletzt die Stilfrage gestellt. 

4. Bei Dir taucht vorrangig die aktive Unter­
stützung bestimmter (wissenschafts-)politi­
scher Vorgaben in der DDR als Vorwurf 
auf. Es gab wohl fünf Grundtonnen, mit der 
gesellschaftlichen Realität in der DDR um­
zugehen: (a) bedingungslos alles unter­
~ützen und mit durchsetzen (entweder aus 
Uberzeugung oder aus Karrierebewußt­
~~· Mischtonnen waren häufig): (b) sich 
m die Strukturen zu begeben, um (zumin­
dest vom Vorsatz her) Schadensbegren­
zung zu betreiben und Grenzerweiterun­
gen durchzusetzen; (c) die (tatsächlich oder 
~nneintlich) existentiell notwendigen Mi­
nimalanforderungen erfüllen und sich an­
sonsten aus_ allem heraushalten: (d) Wi­
derstand leisten und/oder organisieren 
sowie (e) weggehen. 

Die bei Dir dominierenden Vorwürfe einer­
seits lassen m.E. keine genügende Diffe­
renzi~ng zwischen (a) und (b) zu. Ihre 
~•nanz andererseits vernachlässigt, wie 
Ich denke, was denn nun tatsächlich am 
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wirkungsvollsten (und folglich verwerflich­
sten) für das Funktionieren der bornierten 
Verhältnisse war. Ich denke: Dies war der 
libidinös gelebte Opportunismus (=(cl). (Daß 
der nun das nahezu einzige ist, was sich 
aus der DDR in die jetzige Bundesrepublik 
übergeleitet findet - weil sich opportunisti­
sches Verhalten als kompatibel zur west­
deutschen Gesellschaft erwies -, läßt zwar 
wenig hoffen für diese Gesellschaft. Es 
fonnuliert aber gleichfalls die eigentliche 
Herausforderung: Auch Verhältnisse in der 
Wissenschaft bspw. sind geronnenes Ver­
halten.) 

Wo aber findet sich bei Dir dieser Opportu­
nismus erwähnt: "Das ominöse 'Es' waren 
die real herrschenden Zustände und 
Machtverhältnisse in der DDR, die absolu­
te Gewaltherrschaft der SED, der Unter­
drückungsapparat des MfS, des Mdl und 
anderer Organe sowie (sie!) das millionen­
fache Mitmachen." (S. 73) Die Botschaft, 
die ich dem entnehme: Naja, das millio­
nenfache Mitmachen gab es dann auch 
noch. Sei es also hinten drangehängt noch 
mit erwähnt. 

Schließlich interessiert mich: Hat der UHV 
auch eine Meinung zur Stromlinienfönnig­
keit einer Reihe von westdeutschen Fach­
kolleglnnen? Es können ja wohl nicht alle 
auf eine so kontinuierliche Kritik der DDR­
Geschichtswissenschaft verweisen, wie 
jetzt der Anschein zu erwecken versucht 
wird. Oder etwa: Sind nicht auch die frühe­
ren Auffassungen zahlreicher westdeut­
scher Historiker zu einzelnen Sachproble­
men er1därungsbedürftig, etwa, um ein Bei­
spiel zu nennen, zur deutschen Frage (wie 
sie Jens Hacker in seinem - sicher schwer 
konsumierbaren, weil penetrant schaden­
froh-oberlehrerhaften - Buch "Deutsche 
Irrtümer" ausführ1ich referiert (31)? 

5. Ja, llko, und dann fällt mir an Deinem 
Artikel eines besonders auf: das Fehlen 
kritischer Selbstreflexion. Dies läßt nur fol-
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genden doppelten Schluß zu: Der UHV hat 
erstens bislang alles richtig gemacht und 
zweitens keine intemen Konflikte auszutra­
gen. Anlässe zur Hinterfragung der einen 
oder anderen bisherigen Aktivität gibt es 
nicht. Das einzige Problem, welches der 
UHV hat, ist fremdverursacht (S. 69: "Das 
Dilemma des UHV .. ."). 

Solch bemerkenswert ungetn1bte Bilanz 
der Aktivitäten in einer Zeit wie den letzten 
drei Jahren, die nur so einlud zum alles 
mögliche Falschmachen, weckt nun aller­
dings mein Mißtrauen. Wer zur heftigen 
Kritik gegenüber anderen neigt, ist mir im­
mer noch bißchen sympatischer, je scho­
nungsloser auch die Sebstbetrachtung aus­
fällt. (Du erinnerst Dich vielleicht an einen 
Satz aus meinem letzten Brief: Daß ich 
mich nicht zuletzt deshalb Ober Euem Vor­
standsentscheid, der Artikel solle von Dir 
geschrieben werden, freue, weil mich auch 
interessiert, wie radikal Betrachtungen von 
Dir zu Dingen kommen, an denen Du selbst 
beteiligt bist.) 

Die Frage ist gar nicht so sehr eine politi­
sche. Sie berührt, denke ich, vielmehr das 
Wissenschaftsverständnis der im UHV 
Versammelten. Sollte, wer anderen gewiß 
zu Recht den Vorwurf macht, (in der DDR) 
keine Fähigkeit zur kritischen Hinterfragung 
des eigenen wissenschaftlichen und wis­
senschaftspolitischen Tuns entwickelt so­
wie aktiv der eigenen Instrumentalisierung 
für außerwissenschaftliche Zwecke Vor­
schub geleistet zu haben - sollte der nicht 
auch durchscheinen lassen, wie er es nun 
heute unter ungleich günstigeren Bedin­
gungen mit der Selbstreflexion hält? 

6. Du zitierst Wemer Rohr mit seiner Be­
hauptung, der UHV betreibe lediglich de­
nunziativ Gesinnungsverfolgung und Ab­
rechnung. (S. 70) Wenn Röiir, wie Du 
schreibst, damit darauf hinweisen wollte, 
"daß der UHV Erfüllungsgehilfe und Ab­
wicklungskumpan der westdeutschen 



'Großhistoriker' und des dahinter stehen­
den Großkapitals sei", dann drängt sich mir 
wenigstens eine Frage auf: Macht er damit, 
gleich was seine Motivation sein mag, nicht 
zumindest auf ein klärungsbedürltiges Pro­
blem (und sei es nur ein Perzeptionspro­
blem) aufmerksam? 

Ich vermute mal zwei Dinge: 1. Der UHV 
vermag auch nicht ausnahmslos alles, was 
die westdeutsche Geschichtswissenschaft 
bezüglich der ostdeutschen Erneuerung 
des Faches anstellte, als das Nonplusultra 
von Wissenschaftsförderung zu akzeptie­
ren. 2. Sich in der Bürgerbewegungstradi­
tton verortende Aktivistinnen - wenigstens 
zum Teil - möchten sich selbst gegenüber 
ehrlich bleiben. Sie möchten sich folglich 
nicht instrumentalisieren lassen für Ent­
wicklungen im deutschen Vergesamtstaat­
lichungsprozeß, die dem jeweiligen Anlie­
gen nicht dienen. 

Wenn diese beiden Annahmen zutreffen: 
Wäre dann nicht die Röhr-Erwähnung ein 
passender Anlaß gewesen, die Differenz 
zwischen UHV-Ansatz und dem der eta­
blierten westdeutschen Geschichtswissen­
schaft zu erläutern? Oder gibt es da tat­
sächlich keine Differenz? Das fände ich 
bedauerlich: Denn wäre so nicht der UHV 
lediglich der kollektive Konrad Weiß der 
deutschen Geschichtswissenschaft? Hät­
te er mithin noch irgendeine besondere 
Funktion etwa in Unterschiedenheit zum 
Verband Deutscher Historiker: außer der, 
bestimmte Dinge ausschließlich zu thema­
tisieren, die bei anderen nur solche unter 
vielen sein können? 

7. Es gab/gibt nicht nur in der Geschichts­
wissenschaft ausführliche Diskussionen 
über ihre _Funktion in der DDR. Allerdings, 
und das 1st m.E. durchaus erörternswert 
warenisind die Debatten in der Geschichts~ 
wissenschaft neben denen in der Soziolo­
gie [4} am intensivsten, und sie waren/sind 
in der Geschichtswissenschaft mit Abstand 
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am öffentlichkeitswirksamsten. Da schiene 
mir eine gelegentliche Untersuchung 
durchaus mal interessant, wer mit welchen 
Motiven die erstaunliche Publizität der Dis­
kussion zur DDR-Geschichtswissenschaft 
befördert hat: Könnte dabei auch heraus­
kommen, daß dort stärker als in allen ande­
ren Disziplinen außerwissenschaftliche ln­
!eres~ wie auch kleinliche Schulenego­
Ismen eine Rolle spielten? Womit ich nicht 
auf die beteiligten UHV-Akteure rekurriere 
(da weiß ich auch zu wenig). Sondern ich 
meine natürlich die massiv beteiligten west­
deutschen Kolleginnen. Bei einer solchen 
Untersuchung könnte auch Deine quanti­
tative Aussage überprüft werden, daß zur 
DDR-/ostdeutschen Geschichtswissen­
schaft "vorrangig zwischen ehemaligen 
DDR-Bürgern und -Bürgerinnen" disku­
tiert wurde (S. 66). Ich bin, muß ich sagen, 
nicht so sicher, daß dies Bestätigung fän­
de. 

8. Dann, lieber llko, hätte ich einige Fragen 
zu einem Teil Deiner Begrifflichkeit. Da ist 
für meinen Geschmack manches zu teuil­
letongeistgeschwängert. Vier Beispiele: 

(A) "SED-Gewaltregime" (S. 75, Anm. 7) 
birgt m.E. nur geringe analytische Sub­
stanz in sich. Denn wenn wir Gewalt als zur 
hinreichenden Kennzeichnung eines be­
stimmten politischen Systems genügen­
des Merkmal annehmen, wie Du es mit 
Deinem Begriff tust: Müssen wir dann nicht 
berücksichtigen, daß Regime immer (we­
nigstens im soziologischen Sinne) gewalt­
tatIg sind, auch bspw. das demokratische 
Regime des repräsentativen Parlamenta­
rismus auf kapitaldominierter ökonomischer 
Grundlage (Stichworte: strukturelle Gewalt 
repressive Toleranz - oder vgl. auch zu; 
stärkeren Verdeutlichung die Dokumenta­
tion zur Mainzer-Straße-Schlacht, die Du ja 
vielleicht kennst [51)? Wird folglich nicht das 
DDR-System mit "SED-Gewaltregime" nur 
unzureichend in seiner Unterschiedenheit 
von anderen Regimen erfaßt (zumindest, 
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wenn der Historiker den Begriff verwen­
det)? 

(B) Als Sozialwissenschaftler neige ich na­
türlich beständig zu Relativierungen und 
weiß zudem von der Technik des historio­
graphischen Schlusses zu wenig. Trotz­
dem würde ich Dich gem ein wenig skep­
tisch fragen wollen: Ist das Konstatieren ei­
nes Absoluten in bezug auf einen beliebi­
gen Gegenstand in der historischen Wis­
senschaft angemessen, etwa wenn Du die 
"absolute Gewaltherrschaft der SED" (S. 
73) diagnostizierst? 

(C) Für die 89er Vorgänge verwendest Du 
zum einen den Begriff "Herbstrevolution" 
(S.68) und zum anderen den der 'Wen­
de" (S.69). Treffender finde Ich da die 
Aussage in den UHV-"Anmerkungen zur 
Situation der Geistes- und Sozialwissen­
schaften in der DDR" vom Mai 1990: "Die 
sogenannte Wende in der DDR, die eher 
eine Implosion als eine Revolution war ... " 
[6). Eine Implosion kann m.E. so wenig 
eine Revolution gebären wie umgekehrt. 
In dem Begriff 'Wende" äußert sich der 
analytische Sachverstand von Egon Krenz. 
[7) Entsprechend ist die wissenschafts-
sprachliche Potenz, die er zu entfalten ver­
mag. 

Anmerkungen 

9. Schließlich sagt Du, es gäbe noch im­
mer eine Chance, die Armin Mitter schon 
im September 1990 sah:" ... durch radikale 
Aufarbeitung von 4OJahren SED-Herrschaft 
wesentlich zur Weiterentwicklung des de­
mokratischen Bewußtseins in ganz 
Deutschland beizutragen." (S. 74) Doch: 
Wo nur siehst Du diese Chance 1993? 

Ich meine hier zum einen: Radikalität (z.B. 
bei der Aufarbeitung von irgendetwas) be­
deutet zunächst und vor allem sonstigen 
Freiheit von Instrumentalisierungen für an­
dere Zwecke. Wo siehst Du eine Chance 
für solch instrumentalisierungsfreie Aufar­
beitung von DDR-Geschichte (nach den 
bemerkenswerten Erfahrungen der letz­
ten drei Jahre)? Ich denke hier zum ande­
ren: Die Weiterentwicklung demokrati­
schen Bewußtseins hat als Voraussetzung 
erstens ein gesellschaftliches Bedürfnis 
danach oder/und einen sozialen Druck 
dahin. Sie hat als Voraussetzung zweitens 
eine Situation, in der nicht gerade eine 
allgemeine Regression demokratischen 
Bewußtseins stattfindet. Siehst Du irgen­
detwas davon in Deutschland? 

Peer Pastemsck (Leipzig} 

(1 J Ein Beispiel kolportiert Georg lggers: • ... seines Buches Ober die Struktur des Leipziger 
Proletariats, 197 4 als Habilitationsschrift abgeschlossen, aber erst 1978, nachdem das Wer1< 
internationale Beachtung gefunden hatte, veröffentlicht...", in: G. lggers (Hg.): Ein anderer histori­
scher Blick. Beispiele ostdeutscher Sozialgeschidlte, Frankfurta.M. 1991, Einleitung, S. 26; was im 
konkreten Fall dankenswerterweise richtiggestellt worden ist: "Daß die Dissertation B von Hartmut 
Zwahr, die 197 4 verteidigt wurde, 'erst' 1978 erschienen ist, entspricht dem damals üblichen 
Verlagstrott der Ex-DDR und keineswegs irgendweldlen Vorbehalten. Vielmehr erfuhren dieser 
talentierte Historiker und sein bedeutendes Schaffen vielfältige Förderungen durch führende 
HistorikerderDDR."Wemer Berthold inseinerRezensiondes lggers-Buches, in: ZfG 7/1992. S. sn. 
(Bin ich jetzt stigmatisiert, weil ich den einen SED-Professorgegen den anderen benachteiligten 
SED-Professorins Feld zu führen mich nicht scheue?) 

(2) Michael Lemke: Flecken auf Klios Weste. Deutsche Zeitgeschichtsschreibung der DDR nach der 
Wende. in: EVängeilscheKo,-;;menta;e10l1990t S. 596. 

(3) Vrj.. Jens Hacker: Deutsche Irrtümer. Schönfärber und Helfershetterder SED-Diktatur im Westen, 
FrankfurVMain 1992. Kapitel "Positionen einschlägigerwissenschaftlicherDisziplinen", Abschnitt 
"Geschichtswissenschaft", S. 352- 382. 
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(4) Vgl. (um uns an dieser Stelle auf selbständige Publikationen zu beschränken): Zapf, Wolfgang 
/Thum, Georg (Hrsg.):Zurl.age der sozialwissenschaftlichen Forschung in der ehemaligen DDR: 
W,ssenschaftliche Interessen, Forschungserfahrungen, Struklurprooleme, Kooperationswege. Kon­
ferenzbericht, Wissenschaftszentrum Bert in für Sozialforschung WZB, Bertin 1990; mehrere Beiträ­
ge In: Meyer, Hansgünter (Hrsg.): Intelligenz, Wissenschaft und Forschung in der DDR, Bert in/New 
Yor1( 1990; mehrere Beiträge in: Timmermann, Heiner(Hrsg.):Lebenslagen. So.zialindikatorenfor­
schung in beiden Teilen Deutschlands (Forum: Politik Bd. 12; Dokumente und Schriften der 
Europäischen Akademie Otzenhausene. V. Bd. 64), Saarbrücken-Scheid! 1990; mehrere Beiträge 
in: Zapf, Wolfgang (Hrsg.): Die Modernisierung moderner Gesellschaften. Verhandlungen des 25. 
Deutschen Soziologentages in Frankfurta.M. 1990 [Plenumsbeiträge], Frankfurt a.M./New York 
1991; mehrere Beiträge in: Glatze,, Wolfgang (Hrsg.): 25. Deutscher Soziologentag Frankfurt 9.-
12. 10.1990. ~Die Modernisierung moderner Gesellschaften". Sektionen •Arbeits-und Ad hoc­
Gruppen• Ausschuß für Lehre, OJ)laden 1991; mehrere Beiträge in: Furmaniak, Karl/Kiock, Hartmut 
(Hrsg.):Programmforschung in der und über die (ehemalige) DDR (Werkstattbericht Bd. 13, hrsg. 
von der Gesellschaft für Programmforschung in deröffenllichen Verwaltung e. V. Gf P), München 
1991; mehrere Beiträge in: Giesen, Bemd/Leggewie, Claus (Hrsg.):ExperimentVereinigung. Ein 
sozialerGroßversuch, Bertin 1991; Gimdt, Comelia/Mezger, Erika (Hrsg.): Arbeitswissenschaften 
nach dem Fall der Mauer. Kontroversen, Kontraste, Kooperationsmöglichkeiten. Arbeitswissen­
schaften und Gewer1(schaften - Perspektiven der Kooperation in der BRD und DDR. Arbeitstagung 
der Hans-Böckler-Stiftung und der IG Metall, Marburg 1991; mehrere Beiträge in: Hennig, Werner I 
Friedrich, Walter (Hrsg.): Jugend in der DDR. Daten und Ergebnisse der Jugendforschung vor der 
Wende, Weinheim und München 1991; mehrere Beiträge in: Hohmann, Joachim S. (Hrsg.): 
Sexuologie in der DDR, Berlin 1991; Peter, Lothar: Dogma oder Wissenschaft? Marxistisch­
leninistische Soziologie undstaatssozialislischesSystem in der DDR (IMSF-Forschung und Diskus­
sion, hrsg. vom lnslitutfür Marxistische Studien und Forschungene. V., Bd. 7), Frankfurta.M. 1991; 
mehrere Beiträge in: Schweres, Manfred(Hrsg.J:Problemfelderangewandter Arbeitswissenschaft 
in der DDR (NBL) - Arbeiten auf dem Gebiet vergleichender Analysen (DDR-Forschung), Band II 
(Analysen des Instituts für Arbeitswissenschaft und Didaktik des Maschinenbaus IADM, Universität 
Hannover, Bd. 13), Duisburg-Rheinhausen 1991; Schweres/Rohde (Hrsg.):"Wor1(shop Wissen­
schaftskooperation" - Intensiv-Arbeitstagung zur Lage derarbeitswissenschaftlichen Forschung in 
der DDR, Bonn (Mai 1990) (Analysen des Instituts für Arbeitswissenschaft und Didaktik des 
Maschinenbaus IADM, Universität Hannover), Duisburg-Rheinhausen 1991; mehrere Beiträge in: 
Jautmann, Dieter/Kistler, Ernst/Meier, Klaus/Strech, Karl-Heinz (Hrsg.):Empirische Sozialfor­
schung im vereinten Deutschland. Bestandsaufnahme und Perspektiven, Frankfurt a.MJNew Y 011( 

1992; mehrere Beiträge in: Meyer, Hansgünter(Hrsg.):Soziologen-Tag Leipzig 1991. Soziologie in 
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Die Geschichtswissenschaft In der DDR und der Unabhängige Historiker­
verband. Eine Antwort an Peer Pasternack 

lieber Peer, vielen Dank für Deinen Brief 
und Deine Kritik an meinem Beitrag Ober 
den "Unabhängigen Historiker-Verband" 
(UHV). Ich nehme gern das Angebot wahr, 
nun meinerseits auf Deinen Brief zu reagie­
ren. Es wird nun allerdings weniger ein 
"Nachschlag" als vielmehr die Darstellung 
prinzipieller Erwägungen, die ich entlang 
Deiner einzelnen Kritikpunkte entwickeln 
möchte. Daraus erklärt sich auch, daß meine 
Antwort etwas lang ausgefallen ist. 

1 . Du has1 Recht. den Artikel durchzieht ein 
generell vernichtendes Urteil über die DDR­
Geschichtswissenschaft. Dies nun zu un­
tersetzen, bedeutet Vergleichsmaßstäbe 
heranzuziehen. Dabei ist für mich natürlich 
die wes1deutsche Geschichlswissenschaft 
nicht der Maßstab schlechthin. Dies vor 
allem aus einem - nicht ganz unwichtigen 
- Grund: Wissenschaft is1 eine internationa­
le Veranstaltung, die niemals ihren Maß­
stab an den Leistungen eines einzelnen 
Landes ausrichten kann. Daß nun Wes1-
deutschland "im Verhältnis zur Bevöl­
kerungszahl ungefähr so viele Historiker 
von Weltgeltung (hat), wie sie die DDR­
Historiographie vorzuweisen hatte", sei 
aber dennoch und am Rande stark in Zwei­
fel gezogen. Wenn Du für die DDR einen 
ausmachst (Markov), hieße dies, daß die 
BRD vier hervorgebracht hätte. Ich will mich 
mit Dir nun nicht in eine Detaildiskussion 
einlassen, wie der Maßstab für einen Histo­
riker von Weltgeltung aussähe und wer 
demzufolge als ein solcher zu gelten hätte. 
Aber ich glaube schon, bedeutend mehr 
Historiker von internationalem Rang zu se­
hen. Man muß sich bei einer solcher Be­
trachtung nur von politischen oder wissen­
schaftlichen Sympathien freimachen. 
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Doch zurück zum Maßstab meiner Beurtei­
lung. Es gibt zwei Möglichkeiten, das Desa­
ster der DDR-Geschichtswissenschaft zu 
konstatieren. Ich sehe allerdings keine, ein 
positives Urteil zu fällen, welches auch tat­
sächlich wissenschaftlich abgesichert wer­
den könnte. 

Die eine Möglichkeit bes1eht nun darin, als 
Maßstab des "Erfolgs" den selbst gestell­
ten Anspruch mit den tatsächlichen Ergeb­
nissen zu vergleichen. Den Anspruch 
könnte man knapp vielleicht folgenderma­
ßen umreißen. 

Die Historiker und Historikerinnen aus der 
DDR bemühten sich, den wissenschaftli­
chen Nachweis zu führen, "daß sich die 
gesellschaftliche Entwicklung auf der 
Grundlage objektiv wirkender Gesetzmä­
ßigkeiten vollzieht." (1) Diese Beweisfüh­
rung war die wichtigste Aufgabe der DDR­
Geschichtswissenschaft. Kategorisch be­
hauptete die SED immer wieder, daß die 
"sich objektiv vollziehenden Prozesse" nur 
"richtig" erforscht und dargestellt werden 
könnten, wenn dabei "vom Standpunkt 
der Arbeiterklasse" ausgegangen würde. 
Der folgerichtige Schluß lautete dann: "Der 
verantwortungsbewußte Historiker fühlt sich 
als Beauftragter der Arbeiterklasse und der 
sozialistischen Gesellschaft." (2) Aus die­
sem Anspruch der SED an die Historiker 
ergaben sich die Besonderheiten der hi­
storischen Forschung und Lehre in der 
DDR. 

Die Spezifik der DDR-Geschichtswissen­
schaft war charakterisiert durch methodi­
sche. inhattliche und ergebnisoiientierte 
externe Vorgaben, die in hierarchisch struk­
turierten politischen und wissenschaftlichen 
Einrichtungen formuliert wurden. Diese 



Einrichtungen waren vertikal und horizon­
tal miteinander verkoppelt, wobei neben 
den Partei- und "staatlichen" Institutionen 
auch einzelne Personen aus der Wissen­
schaft als "parteilich-charismatische" In­
stanzen wirkten. Die Historiker besaßen· 
eine besondere Stellung im SED-Staat, 
weil sie maßgeblich an der historischen 
Legitimierung der Gesellschaft beteiligt 
waren. Wie das obige Zitat exemplarisch 
belegt, wurde "die Rechtfertigung der tota­
litären Macht selbst als das Ergebnis einer 
wissenschaftlichen Geschichts- und Ge­
sellschaftserkenntnis ausgegeben". [3) 

Wenn man dieser Argumentation folgen 
kann, dann kann am Ende nur ein völliges 
Versagen der DDR-Geschichtswissen­
schaft konstatiert werden. [4) Nun wird na­
türlich immer gesagt, daß die DDR-Ge­
schichtswissenschaft ja doch noch mehr 
war, als bloße Erfüllungsgehilfin der SED 
zu sein. Selbstverständlich gab es eine 
Vielzahl von Forschungsarbeiten, die in 
dieses grobe Schema nicht hineinpassen. 
Aber es ging hier weniger um eine Ge­
samtwürdigung der DDR-Geschichtswis­
senschaft, als vielmehr um die Ausgangs­
punkte, die zur Existenz des UHV führten. 
Und in diesem Zusammenhang muß nun 
einfach auch ein Aspekt betrachtet wer­
den, der heute so gerne vergessen wird. 

Wenn Du schreibst, daß die westdeutsche 
Geschichtswissenschaft im Verhältnis zur 
Bevölkerungszahl ebenso viele Historiker 
von Weltgeltung hatte wie die DDR, dann 
übersiehst Du noch einen wichtigen Punkt, 
der die ganze Situation der Geistes-und 
Sozialwissenschaften in den neuen Bun­
desländern überhaupt erst erklärbar macht. 
Denn umgekehrt hatte die DDR im Verhält­
nis zur Bevölkerungszahl ein Vielfaches 
mehr an Histoiikem als dia alte Bundasra= 
publik. Während zum Beispiel die "Histori­
ker-Gesellschaft der DDR" am 31. Dezem­
ber 1989 2693 Einzelmitglieder hatte (da­
von 451 aus der Volksbildung) [5], hatte der 
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"Verband der Historiker Deutschlands" 
Anfang 1991 rund 1550 Mitglieder [6). Auch 
wenn diese Zahlen nicht das gesamte 
Spektrum von Historikern widerspiegeln, 
deuten sie aber eine klare Tendenz an. 

Die DDR-Geschichtswissenschaft rekrutier­
te sich eben nicht nur aus den Historikern 
der Universitäten und Hochschulen und 
denjenigen, die an der Akademie der Wis­
senschaften tätig waren. Viele Historiker 
der DDR waren in Parteieinrichtungen (In­
stitut für Marxismus-Leninismus; Akademie 
für Gesellschaftswissenschaften beim ZK 
der SED; Parteihochschule "Karl Marx'', 
dann die vielen kleinen dezentralen Ein­
richtungen der SED, FDJ, des FDGB etc.) 
tätig. 

Die Träger der DDR-Geschichtswissen­
schaft zeichneten sich durch ihren hohen 
Identifikationsgrad mit der DDR-Gesellschaft 
aus, was zugleich eine bedingungslose 
Unterordnung unter die SED-Politik be­
wirkte. Sie haben sich oftmals weniger als 
Wissenschaftler, sondern vielmehr als SED­
Funktionäre verstanden. 

Dieser Anspruch konnte nur auf Kosten 
der Wissenschaftlichkeit verwirklicht wer­
den. Für das Jahr 1974 wurde zum Beispiel 
von der SED-Grundorganisation der Sekti­
on Geschichte an der Berliner Universität 
kritisch festgestellt, daß die Historiker der 
Sektion "durchschnittlich 1,2" wissenschaft­
liche Arbeiten veröffentlicht und sie sich 
damit noch nicht einmal an der Wissen­
schaftsentwicklung innertlalb der DDR be­
teiligt hätten. [7] Schon seit den frühen 
fünfziger Jahren wurde immer wieder kriti­
siert, daß die Mehrtleit der lehrenden in 
den gesellschaftswissenschaftlichen Be­
reichen "nicht voll wissenschaftlich ausge-
u,:.,,.,...,,,."" <"'ai 10:1 7u.,~r noh oc oinon ctö.nriin 
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steigenden Anteil von SED-Mitgliedern (9], 
doch ging dies in der Regel auf Kosten der 
fachlichen Qualität Im Jahr 1962 ergingen 
z. B. von 415 ausgesprochenen Berufun-
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gen aller Wissenschaftszweige lediglich 
44 Prozent an Habilitierte (10), d. h. mehr als 
die Hälfte der Berufenen verfügten nicht 
über die formal-notwendige Qualifikation. 

Interessant in diesem Zusammenhang sind 
auch die Ergebnisse, die der Wissen­
schaftsrat in seiner Empfehlung zur Fort­
führung von Langzeitprojekten 1991 ab­
gab. Danach empfahl er 30 Langzeitpro­
jekte zur Weiterführung. Allerdings wur­
den von diesen 30 Projekten nur neun 
nach 1945 und davon gar drei erst nach 
1960 in Angriff genommen. (11) 

Die Leistungen, die erbracht wurden, müs­
sen noch einer genaueren Prüfung unter­
zogen werden. Es ist trotz einer fehlenden 
Gesamtanalyse unseriös (12], wenn einige 
Historiker aus den neuen Bundesländern 
auf die Filetstücke ihrer Wissenschaft ver­
weisen, dabei aber die Entstehungsbedin­
gungen und Relationen völlig vemachläs­
sigen.(13) Bis zum Jahre 1955 wurden gei­
steswissenschaftliche Dissertationen und 
Habilitationen fast nur an Universitäten ver­
teidigt. Dies änderte sich danach, so daß 
im Zeitraum von 1956 bis 1959 9 Prozent 
und zwischen 1960 bis 1963 schon rund 23 
Prozent der geschichtswissenschaftlichen 
Graduierungsschriften direkt am Institut für 
Gesellschaftswissenschaften beim ZK der 
SED bzw. an der Parteihochschule "Kar1 
Marx" verteidigt wurden, zu denen dann 
immer noch die Qualifikationsschriften der 
Gesellschaftswissenschaftlichen Fakultäten 
hinzugerechnet werden müßten. Bis 1955 
machten die Themen aus dem 19. und 20. 
Jahrhundert einschließlich der Zeitge­
schichte ungefähr nur ein Drittel aller Arbei­
ten aus. Für die Zeit danach können je­
weils weit über fünfzig Prozent für diese 
Epochen nachgewiesen werden, wobei 
zwischen i960 und 1963 die Aibeiten, die 
sich mit Problemen aus der Zeit nach 1945 
beschäftigten, allein schon rund 27 Pro­
zent ausmachten. (14) Diese Tendenzen 
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nahmen in den Jahren bis 1989 weiter zu 
und stiegen stark an. [15) 

Bei der Beurteilung der DDR-Geschichts­
wissenschaft muß berücksichtigt werden, 
daß die bleibenden wissenschaftlichen 
Werke oftmals Einzelleistungen in einem 
Dickicht von kaum wissenschaftlichen Kri­
terien genügenden Publikationen und un­
veröffentlichten Schriften gewesen sind, 
die nicht wegen. sondern trotz der Atmo­
sphäre und Bedingungen für die Wissen­
schaft entstanden sind. 

Vielleicht reicht dies vorerst für die eine 
Möglichkeit des Vergleichs. Der zweite Weg 
des Vergleichs muß dann natürlich auf 
dem dornigen Weg des Internationalen 
Standards, des internationalen Diskussions­
standes gegangen werden. Nun, dies wird 
schon deshalb ein kurzer Weg, weil im All­
gemeinen in der scientific community Wert 
auf Methoden- und Theorienpluralismus 
gelegt wird. Nun könnte man natürlich noch 
einwenden, immerhin wurde in der DDR 
der legitime Weg des Marxismus(-Leninis­
mus) zurückgelegt. Aber leider wurde der 
Weg der marxistischen Methode überhaupt 
nicht abgeschritten. Vielmehr war die Me­
thode ideologie-, das heißt fremdbestimmt. 
Dies ist aber auch nur insofern richtig, als 
daß die Historiker eben nicht fremdbe­
stimmte Wesen waren, sondern der Sache 
nach sich selbst als Ideologen betätigten -
der Kreis ist geschlossen. 

Wenn man nun heute einmal die histori­
schen Werke angeblicher marxistischer 
Provinenz herannimmt, dafür haben sich ja 
fast alle ausgegeben, und sie auf ihren 
tatsächlichen spezifischen Ansatz hin un­
tersucht. wird man leicht feststellen kön­
nen, daß in der DDR vor allem des Positivis-
._ ...... , ,..,.,,frAn♦ un1rt"'lo. In rfor Donal hloihon 
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Materialsammlungen, die in der "Fach­
sprache" den "Jägern und Sammlern" 
zugeordnet werden. Auch in der marxi-
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stisch orientierten historischen Forschung 
war man anderswo weiter. [16] 

Insgesamt sehe ich also zwei Möglichkei­
ten, die DDR-Geschichtswissenschaft zu 
vergleichen. Es gäbe natürlich weitere 
Varianten. So zum Beispiel müßte eigent­
lich am Anfang ersteinmal geklärt werden, 
was für ein Wissenschaftstyp in der DDR 
zum Zuge kam und was für ein spezifischer 
Geschichtswissenschaftstypus in der DDR 
entwickelt wurde. Ich glaube, nach der 
Klärung dieser wichtigen Frage wird sich 
das Problem des Vergleichs auf eine neue 
Weise stellen. Denn eigentlich ist es unse­
riös, wenn in der Diskussion immer wieder 
über die DDR-Geschichtswissenschaft so 
gesprochen und sie so verglichen wird, als 
würde sie eine ganz normale Wissenschaft 
gewesen sein. 

2. Natürlich ist die binäre Einteilung "in 
etablierte Angepaßte und nichtetablierte 
Unangepaßte" ziemlich grob. Aber solche 
Muster sind immer grobmaschig, selbst 
wenn ich zehn Typen ausgemacht hätte. 
Es gibt Versuche, das Verhalten der Wis­
senschaftler aus der DDR zu typologisie­
ren. Der Historiker Jan Peters sieht vier 
Verhaltenstypen bei den Historikern aus 
der DDR: die bedingungslosen Apologe­
ten, die unbekümmerten Anpaßlinge, die 
Eigensinnigen und die Subversiven. [17) 
Der Erziehungswissenschaftler Bernd-Rei­
ner Fischer versucht eine allgemeinere 
Typologie des DDR-Wissenschaftlers. 
Auch er unterscheidet in vier Grundtypen: 
der Subkulturelle, der Reisekader, der Exo­
te und der Knechtselige.[18] 

Diese Typologien sind natürlich differen­
zierter und ausgewogener. Aber für mein 
Thema war eine genauere Unterscheidung 
nicht unbedingt erfordertich. Es ging mir 
mehr darum, eine allgemeinere Trennlinie 
zu ziehen, die dann auch den Ansatzpunkt 
des UHV helfen sollte zu verdeutlichen. 
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Andererseits kann man natürlich noch eine 
völlig andere Argumentation aufziehen, die 
nämlich danach fragt, wer in der DDR über­
haupt Historiker werden und als solcher 
auch arbeiten konnte. Nach diesem Argu­
mentationsstrang müßte dann die Gruppe 
der "etablierten Angepaßten" in sich diffe­
renziert werden. Denn von nichtetablierten 
Historikern in der DDR kann man mit gutem 
Gewissen eigentlich überhaupt nicht spre­
chen. Es sei denn, man würde genauer 
die soziale Zusammensetzung der Haus­
meister, Friedhofsangestellten, Pförtner und 
Gärtner in der DDR erforschen. Nur in sol­
chen und anderen nichthistorischen Tätig­
keitsfeldern ließen sich dann tatsächlich 
"nichtetablierte unangepaßte" Historiker 
ausmachen. 

Insofern zielte meine grobe Unterschei­
dung mehr darauf ab, die Apologeten un­
ter den Historikern von den wissenschaft­
lich arbeitenden Historikern deutlich abzu­
heben. Daß dies natürlich auch etwas mit 
den einzelnen Teildisziplinen zu tun hat, 
steht außer Frage. Nur sollte man dabei 
dann nicht behaupten, wie es so oft getan 
wird, daß die DDR-Geschichtswissenschaft 
bis 1789 oder 1848 sich der reinen Wissen­
schaft hingab und erst danach allmählich 
die Apologie und Verfälschung begann, 
und dann auch speziell in den Gebieten 
der deutschen Geschichte und der 
Geschichte der Arbeiterbewegung. Da dies 
so einfach nicht ist, sei auf die Diskussio­
nen um die Abfolge der Gesellschaftsfor­
mationen, um die asiatische Produktions­
weise Oder um das Feudalismusproblem 
hingewiesen. [19] 

3. Leider kann ich nicht erkennen, lieber 
Peer, daß ich Hartmut Zwahr, der wohl der 
von Dir gemeinte letzte gewählte Parteise­
kretär der Leipziger Geschichtssektion ist. 
"wohlwollend erwähnt" habe. Richtig ist 
vielmehr, daß ich ihn erwähnt habe, und 
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zwar (wie auch Wolfgang Küttler) ohne 
jede weitere Bemerkung. Ich kann Deine 
Aufgeregtheit nicht ganz verstehen. Im Prin­
zip versuchst Du mir mit Deinen Bemer­
kungen zu Zwahr wie auch mit der Anmer­
kung 1 einen Standpunkt zu unterstellen, 
den ich ablehne. Du wirst von mir nicht hö­
ren können, daß ich mich (oder der UHV 
als Verband) dem Gespräch und der Dis­
kussion mit ehemaligen SED-Professoren 
entziehe. Vielmehr ist es gerade so, daß 
sich - von einigen Ausnahmen abgese­
hen, zu denen Zwahr und Küttler ohne 
Zweifel gehören - der größte Teil der 
ehemaligen DDR-Historikerschaft einer öf­
fentlichen und persönlichen Auseinander­
setzung eben nicht stellen. Und wenn da 
einer bestimmte Anpassungsstrategien 
entwickelt oder aus einem System ins näch­
ste transformiert, dann regt mich das natür­
lich auf. Aber dies ist für mich ein viel 
allgemeineres Problem, als daß ich damit 
die spezielle Debatte um die DDR-Ge­
schichtswissenschaft zusätzlich belasten 
würde. 

Mit dem Michael Lemke hast Du nicht ZU· 

letzt die Stilfrage gestellt. wie Du am Schluß 
dieser Passage meinst. Nun ja, mir scheint 
nur die Frage berechtigt zu sein, nach 
wessen Stil - nach meinem oder Deinem 
- Du nun tatsächlich fragst. 

Du kennst Lemke von einer Vorlesung aus 
dem Jahre 1987, ich kenne ihn erst seit der 
neuen Zeitrechnung. Dies mag die Unter­
schiede in der Wahrnehmung erklären, 
jedenfalls habe ich mich über Lemkes Ar­
tikel im Oktober 1990 mehr aufgeregt als im 
Februar 1993. Dies mag aber auch darin 
begründet liegen, daß Du den gesamten 
Umbruch 1989/90 anders wahrgenommen 
und aufgefaßt hast, als ich es beispielswei­
se tat. Ich glaube tatsächlich, hier könnten 
h. h' r,h- n,..t,.,,a,.. ,,_nhr -rl,l;;.r_n ,:,i,lr­
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alles andere. 

Wenn Du nun dem M. Lemke unterstellst, 
er hätte kein "wohlkalkuliertes Eigeninter-
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esse", dann irrst Du In mehrerlei Hinsicht. 
Denn er beschäftigt sich seit dem Herbst 
1989 nicht mehr nur ausschließlich mit der 
BRD, sondern nun auch sehr stark mit der 
DDR. (20) Lemke hat bis 1989 überwie­
gend Schriften zur Bundesrepublik vorge­
legt. Er, der mehr oder weniger als BRDo­
loge bekannt war, mußte nun, wollte er 
überleben, besonders scharf gegenüber 
der Konkurrenz aus der DDR sein. Es gibt 
da nun noch andere Punkte, über die ich 
aber nicht vor einer noch so kleinen Öffent­
lichkeit schwadronieren möchte, die aber 
sehr eng mit den von Dir bei Zwahr kritisier­
ten Anpassungsstrategien zusammenhän­
gen. Jedenfalls gehörte Michael lemke, 
ohne daß man ihm damit weh tun könnte, 
ohne jeden Zweifel zu den etablierten und 
angepaßten Historikern in der DDR, auch 
wenn die DDR nicht lange genug existier­
te, damit ihm der Professorentitel ange­
hängt werden konnte. 

Letztlich ging es mir bei meinen Ausfüh­
rungen aber weniger um Lemke als viel­
mehr um Pfründesicherung und um ver­
meintliche Kompetenzstreitigkeiten. 

4. An diesem Punkt interessiert mich vor 
allem Deine Frage nach der Haltung des 
UHV "zur Stromlinienförmigkeit einer Rei­
he von westdeutschen Fachkolleglnnen". 
Dies hat natürlich etwas damit zu tun, daß 
Du in meinen Ausführungen entdeckt zu 
haben glaubst, daß "die aktive Unterstüt· 
zung bestimmter (wissenschafts-)politischer 
Vorgaben in der DDR" von mir als Vorwurf 
gewertet wird. Du hast Recht. als daß diese 
bedingungslose Haltung von mir negativ 
gewertet wird. Allerdings lehne ich eine 
solche Haltung systemübergreifend ab. (Du 
erliegst in Deinen Ausführungen des öfte­
ren dem Trugschluß, die Systeme der DDR 
und der BRD unreflektiert miteinander ver­
gleichen bzw. nebeneinanderstellen zu 
wollen.) 
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Dieses Verhalten wird vom UHV der Kritik 
unterzogen. Nur ist das nicht unsere ei­
gentliche Verbandsaufgabe. die ja aus dem 
Herbst 1989 herrührt. Andererseits befin­
den wir uns gerade mit unseren Absichten 
sehr häufig auf Konfrontationskurs gegen­
über vielen, die in der bundesdeutschen 
Geschichtswissenschaft zu den Etablier­
ten gehören. Denn dadurch, daß nicht 
sehr viele auf eine kontinuierliche Kritik an 
der DDR-Geschichtswissenschaft verwei­
sen können, werden sie automatisch und 
explizit unserer Kritik unterzogen. Aber die­
se Kritik geht noch weiter. Sie betrifft eben­
so wissenschaftliche Abhandlungen zur 
DDR-Geschichtswissenschaft [21] wie auch 
das Verhalten weiter Teile der Historiker­
schalt der BRD von vor 1989, als sich ost­
und westdeutsche Historiker auf allen mög­
lichen Tagungen und in allen möglichen 
Ländern der Welt zum small talk trafen. 
Nicht die prinzipielle Gesprächsbereitschaft 
war fragwürdig, sondern die moderate Be­
handlung der doktrinären Ansätze ihrer 
Ost-Kollegen unterstützte gewollt oder un­
gewollt deren internationale Anerkennung 
und untermauerte die ungebrochene Stel­
lung der Dogmatiker innerhalb der DDR 
selbst. 

Der von einer selektiven zu einer integra­
len historischen Darstellungsweise ange­
nommene Übergang innerhalb der DDR­
Geschichtswissenschaft [22] verkörperte 
de facto nicht mehr, als die im Zuge der in­
ternationalen Anerkennungsbewegung 
der DDR auch ihrer Geschichtswissenschaft 
zuteil gewordenen Anerkennung, aus der 
ein größeres Selbstbewußtsein entsprang. 
Die neu entdeckten Fragen waren oftmals 
welche, die mutatis mutandls zehn, zwan­
zig oder dreißig Jahre zuvor in den inter­
nen Diskussionen zwischen SED-Apparat 
und SED-Wissenschaft behandelt worden 
waren. (23) Sie konnten in den siebziger 
und achtziger Jahren nicht deshalb be­
handelt werden, weil das System flexibler 
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geworden wäre, sondern weil sich das 
System nach innen und vor allem nach au­
ßen anerkannt und sicher fühlte. Und vor 
allem gab es in den brisanten Themenbe­
reichen der Zeitgeschichte und der Ge­
schichte der Arbeiterbewegung kaum qua­
litative Veränderungen. [24] Bis zu ihrem 
Ende waren die Machthaber gezwungen, 
bei "ihren Begründungsversuchen und 
Geltungsansprüchen (auf) eine gewisse 
rationale oder gar wissenschaftliche Fas­
sade~ Wert zu legen. (25) 

5. Dieser Punkt ist für mich der gewichtigste 
Deiner Kritik. Vor allem deshalb, weil ich Dir 
hier ohne Wenn und Aber Recht geben 
muß. Tatsächlich hat mich dieser Punkt 
schon bei der Abfassung des Manuskripts 
beschäftigt. Allerdings habe ich dann doch 
den Schwerpunkt auf eine Bilanzierung 
unseres Tuns gelegt, ohne auf unsere in­
nerverbandlichen Diskussionen und Ou&­
relen näher einzugehen. Dies hat vor allem 
damit zu tun, daß sich unsere Verbandsar­
beit im Wesentlichen über die Tätigkeit von 
Einzelnen vollzieht. Dies sehen wir im üb­
rigen als nonnal an, da wir nichts von mono­
lithisch geschlossenen Vereinen halten. 

Die kritische Selbstreflexion kann also nur 
eine ziemlich subjektive sein. Unser Haupt­
problem besteht vor allem darin, daß der 
UHV von ein paar wenigen Aktivisten lebt, 
die ihm sein Profil geben. Ebenso sieht es 
natürlich mit dem Wissenschaftsverständ­
nis aus. Wir sind doch im Grunde ein Hau­
fen von Leuten, die sich nach 1989 trafen, 
um an einem spezifischen Punkt aufzuräu­
men. Ich könnte Dir aufzählen, was uns 
eint: das wäre nicht wenig, aber ich fürchte. 
von einem gemeinsamen Nenner beim 
Wissenschaftsverständnis könnte ich nicht 
berichten. Dies ist aber angesichts unS&­
res ausgehandelten Minimalkonsenses 
aushaltbar. Denn unser Ziel und unser Wil­
le ist gerade nicht, durch die UHV-Mitglied-
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schaft auch einheitliche Auffassungen etwa 
vom Wissenschaftsverständnis erzeugen 
zu wollen. 

Das Dilemma ist also kurz und gut, daß Ich 
zwar durchaus Selbstreflexionen anstellen 
könnte, dann aber hätte das Konzept des 
Artikels völlig anders aussehen müssen. 
Vielleicht schreibe ich mal in einem Jahr: , 
"Kritisches zum UHV. Sorry! 

6. Dieser Punkt ist eigentlich schon beant­
wortet. Natürlich war unserer Ausgangsin­
teresse ein ganz anderes als das jenes der 
in Ost und West etablierten Historiker. Un­
ser spezifisches Profil besteht aus der wis­
senschaftlichen Thematisierung bestimm­
ter Fragestellungen zur Zeitgeschichte seit 
1933, aus der nichtprofessionellen Zusam­
mensetzung des Verbands, d. h. jeder In­
teressierte kann Mitglied werden, aus der 
wissenschafts-politischen Debatte um die 
DDR und ihrer Geschichtswissenschaft und 
aus der politischen Verwurzelung mit dem, 
was man vielleicht mit den "Ideen vom 
Herbst 1989" umschreiben könnte. Natür­
lich gibt es einige Gründe für die Existenz 
des UHV, zumindestens einen nannte ich 
ja explizit: die Frage der Mitgliedschaft. Nur 
dieser Punkt allein unterscheidet uns schon 
von dem Exklusivcharakter des VHD. Aber 
es gibt wohl noch andere. Einen möchte 
ich noch nennen: wir begreifen uns in 
Abgrenzung zur Akademikerschaft eben 
nicht nur als f':orscher und Interessenten, 
sondern vor allem auch als politisch han­
delnde Akteure. Und dies ist ein wirklich 
wesentlicher Unterschied. 

Die Kritik an den westdeutschen Wissen­
schaftsverhältnissen ist eine von uns wahr­
genommene Aufgabe. Nur vollzieht die 
sich noc-li stäi'l(ei individuell als die ande­
ren. Denn immerhin wäre es für uns kein 
Ausschließungsgrund, wenn jemand die 
bestehenden Verhältnisse ausnahmslos 
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begrüßt und verteidigt. Unsere Verbands­
satzung ist insofern offen, als daß unsere 
politische Orientierung zwar hauptsäch­
lich bürgerbewegt ausgerichtet ist, aber 
auch sonst von der PDS bis zur CDU alles 
zuläßt - ohne daß danach gefragt wird. 

7. Lieber Peer, daß der Konflikt um die 
Vergangenheit ein Ost-West-Konflikt oder 
gar ein West-West-Konflikt sei, steht zwar 
pausenlos im Neuen Deutschland, aber 
hat doch so gar nichts mit der Realität zu 
tun. Vielleicht ist meine Wahrnehmung in 
Berlin, wo Deutschland drei Kilometer von 
meiner Wohnung entfernt beginnt, doch 
so anders als in Leipzig. Aber egal, an was 
ich denke. die härtesten Auseinanderset­
zungen finden noch immer zwischen DDR­
Bürgern statt. Vielleicht ist die Wahrneh­
mung deshalb verzerrt, weil diese Diskus­
sionen in der Regel in den etablierten Me­
dien Westdeutschlands stattfinden. 

Warum nun ausgerechnet die Geschichts­
wissenschaft so in der Diskussion ist, könn­
te natürlich etwas damit zu tun haben, daß 
•stärker als in allen anderen Disziplinen 
außerwissenschaftliche Interessen wie 
auch kleinliche Schulenegoismen eine Rol­
le spielen". Allerdings kann ich daran nicht 
recht glauben. Immerhin wertest Du alle 
anderen Geistes- und Sozialwissenschaf­
ten gegenüber der Geschichtswissenschaft 
insofern auf, als daß Du dort weder außer­
wissenschaftliche Interessen noch kleinli­
che Schulegoismen vermutest. Nun, so 
gern ich solche Ursachen für die entstan­
dene Diskussion akzeptiere, kann ich aber 
nicht sehen, daß nur die Geschichtswis­
senschaft von solchen Erscheinungen be­
rührt sein soll. Ich glaube, daß andere 
Gründe für die Dominanz der Geschichts­
\•1issenschaft ITT der öffentlichen Diskussion 
entscheidener sind. Du hast sicherlich auch 
schon die Beobachtung gemacht, daß sich 
jeder, der von sich denkt. er sei einigenna-
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ßen bedeutend (z. B. Politiker ), einbildet, 
er sei auch ein berufener Historiker. Die 
Geschichte als identitätsbildende Kraft und 
gleichzeitiger Erfahrungshorizont rückt fast 
unmittelbar auch diejenigen in den Mittel­
punkt, die sich damit professionell beschäf­
tigen. Der Geschichte als sich stets verän­
dernder Größe wird ein viel gegenständli­
cheres Interesse entgegengebracht als 
etwa der Soziologie. Daß dann natürlich 
dieses Interesse auch schneller instrumen­
talisiert und nutzbar gemacht werden kann, 
liegt auf der Hand. Es bleibt die Frage, ob 
nicht stets eine Gruppierung einer ande­
ren unterstellen wird, sie instrumentalisie­
re. 

Letztendlich muß aber auch die Frage er­
laubt sein, in welchen anderen Disziplinen 
von innen die Existenzberechtigung der 
eigenen Wissenschaft in der DDR derart in 
Frage gestellt wurde, wie es in der Ge­
schichtswissenschaft geschah. Der ent­
scheidene Impuls kam einfach von innen 
heraus. 

8. Für Deinen Geschmack ist Dir meine 
Begrifflichkeit zu "feuilletongeistgeschwän­
gert". Nun kann ich natürlich nichts für Dei­
nen Geschmack. Aber ich befürchte fast, 
daß Du mich nicht mehr grüßen wirst, wenn 
ich Dir beichte, daß ich mich dazu durch­
aus bekenne. Das "SED-Gewaltregime", 
ob es das nun gab oder nicht, steht hier in 
einer Aufzählung und gleichzeitigen Ab­
setzung, so daß wohlgesonneren Lesern 
dies durchaus als kurzes sprachliches 
Ausdrucksmittel auffassen könnten, ohne 
daß ich mich hier in soziologische oder 
politikwissenschaftliche Debatten einmi­
schen wollte. (26) 

Lieber Peer, ich will Dir gegenüber heim­
lich bekennen. daß der eigentliche Grund 
für diesen Sprachsalat ein ganz anderer ist: 
ich weiß einfach nicht, was das alles nun 
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wirklich war. War es der Kommunismus, 
der Sozialismus, war es Sozialimperialis­
mus oder Sozialfaschismus, war es gar 
Stalinismus, Ulbrichtismus oder Honecke­
rismus, war es Feudalismus oder schlicht 
Sklaverei oder war es am Ende nur eine 
Abart des Kapitalismus oder Imperialismus? 
Und ob der Kranz tatsächlich analytischen 
Sachverstand genug hat, um zur Begriff­
lichkeit der "Wende" vorstoßen zu kön­
nen, sei bezweifelt. Also, lieber Peer, ma­
che Dich lustig über mich (oder auch nicht), 
aber mehr ist nicht drin. 

Im übrigen darf ich Dich vielleicht auf den 
aktuellen Diskussionstand in der interdiszi­
plinären Debatte hinweisen, wo gefragt 
wird, was das 20. Jahrhundert nun eigent­
lich gewesen sei: Das Jahrhundert der 
totalitären Regimes, das Jahrhundert des 
Kommunismus, das Jahrhundert, das letzt­
lich die Demokratie brachte oder das Jahr­
hundert der großen Kriege oder... Diese 
Diskussion steckt gerade in ihren Anfän­
gen. Soweit ich sehe. ist das gesamte Pro­
blem noch viel diffiziler als es ein paar un­
genaue Begrifflichkeiten vermitteln könn­
ten. 

9. Du fragst: Wo siehst Du eine Chance für 
instrumentalisierungsfreie Aufarbeitung von 
DDR-Geschichte ... ? 

Knapp und ohne Schnörkel: Kein Ort. Nir­
gends. 

Die Voraussetzung dafür wären zwei Din­
ge: 1. die herrschaftsfreie Kommunikati­
onsmöglichkeit im gesellschaftlichen Rah­
men; 2. daß uns das alles nicht mehr auf­
regtl Und soll ich Dir mal was erzählen: 
wenn ich im Archiv sitze und so lese, was 
in diesen Jahren zwischen 1945 und 1989 
dort geschah oder woanders ausgedacht 
wurde, regt mich das oft auf. bewegt mich. 
Also ich werde immer instrumentalisiert 
sein: von mir selbst. 
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Noch etwas: Du räsonierst über die •allge­
meine Regression demokratischen Be­
wußtseins" in Dland. Lieber Peer, berichte 
mir doch bitte bald einmal vom Aufstieg 
des demokratischen Bewußtseins in Dland.! 
Komme mir bitte nicht mit 1989 oder 1968. 
Aber vielleicht siehst Du ja einen histori­
schen Prozeß in Dland., der so etwas be­
wirkte. 

Ich sehe natürlich auch gewisse Fortschrit­
te. die in der Bundesrepublik mit diesem 
demokratischen Bewußtsein gemacht wur­
den. Aber alles in allem bin ich doch eher 
skeptisch, ob da unterschwellig nicht im­
mer auch ein antidemokratisches Bewußt­
sein existierte und weiterhin existiert. 

Vor einigen Jahren schrieb der Historiker 
Hans Mommsen einen Aufsatz über die 
"Last der Vergangenheit". Mit einem Zitat 

Anmerkungen 

daraus möchte Ich schließen. Ich glaube, 
auch wenn dieser Aufsatz am Ende der 
siebziger Jahre geschrieben wurde, daß 
Mommsen dort ein Grundproblem der 
(west-)deutschen Demokratie benannt hat. 
Er meinte. "daß die politische Kultur der 
Bundesrepublik und insbesondere die 
geistige Situation in vielfältiger Brechung 
von den geschichtlichen Belastungen ge­
prägt ist. die in der nachwirkenden Ideolo­
gie des 'deutschen Weges' und tradierten 
autoritären Verhaltenstonnen und Mentali­
täten begründet sind. Mit dem bemerkens­
werten ökonomischen. technologischen 
und sozialen Aufschwung der Bundesre­
publik hat die Emanzipation des intellektu­
ellen Bereichs nicht Schritt gehalten." (27] 
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BERICHTE 

Die Fachhochschulen sind da - neue Möglichkeiten, neue Probleme 

Mit diesem Beitrag wird nicht den vielen 
Lobpreisungen, die es zu den Fachhoch­
schulen gibt, eine neue hinzugefügt. Wir 
wollen vielmehr den Versuch unterneh­
men, uns aus hochschulpolitischer und -
pädagogischer Sicht kritisch, aber (soweit 
dies nur möglich ist) vorurteilsfrei mit der 
Institution Fachhochschule, die nun auch 
im Osten Deutschlands Einzug hält, zu 
befassen. 

Fakten und Tendenzen 

Nennen wir zunächst, auch um die Rele­
vanz des Themas zu verdeutlichen, einige 
Fakten (1): 

Fachhochschulen haben in der "alten" 
Bundesrepublik Deutschland eine über 
zwanzigjährige Tradition; die meisten von 
ihnen sind zwischen 1969 und 1971 errich­
tet worden und aus ehemaligen Ingenieur­
schulen, Akademien und Höheren Fach­
schulen hervorgegangen. An den 121 
Fachhochschulen der alten Bundeslän­
der nehmen inzwischen über 30% (1989: 
30,7%) aller Studienanfänger ihre Ausbil­
dung auf. Über 37% aller Hochschulabsol­
venten kommen von Fachhochschulen. 
Mehr als zwei Drittel aller Ingenieure und 
fast die Hälfte aller Ökonomen und Informa­
tiker werden in den alten Ländern an Fach­
hochschulen ausgebildet. 

Die Hochschulen dieses Typs prägen nun 
zunehmend auch die Hochschullandschaft 
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in Ostdeutschland. Hier wurden 21 Fach­
hochschulen an 27 Standorten gegründet, 
die teilweise schon im Wintersemester 1991 / 
92 ihren Studienbetrieb aufnahmen. (2) 

Wenn hier Fakten genannt werden, dann 
darf u.E. nicht der Preis verschwiegen 
werden, z.B. die Tatsache, daß renom­
mierte Hochschulen der DDR nicht mehr 
bzw. nicht mehr als selbständige Einrich­
tungen existieren, etwa die TH Leuna­
Merseburg, die TH Leipzig oder die Hoch­
schule für Verkehrswesen Dresden. 

Nun zur inhaltlich-qualitativen Seite. Wenn 
man sich die verschiedenen Empfehlun­
gen des Wissenschaftsrates sowie die 
umfangreich gewordene Literatur zum 
Thema "Fachhochschulen" vergegenwär­
tigt, so kristallisieren sich folgende Aussa­
gen heraus: 

1. Innerhalb eines differenzierten Hoch­
schulsystems, so lautet eine vom Wissen­
schaftsrat schon 1981 formulierte Grundthe­
se, seien die Fachhochschulen im Ver­
gleich zu den Universitäten "andersartig, 
aber gleichwertig" (3) Wir kommen noch 
auf das "Andersartige" dieses Hochschul­
typs zurück, hier soll nur die Anmerkung 
stehen, daß auch Insider nicht selten die 
These von der "Gleichwertigkeit" proble­
matisieren. tn bestimmter Hinsicht ist sie 
wohl mehr Postulat als Realität oder. wie 
die Hessische Wissenschaftsministerin 
Evelies Mayer formulierte, eine "fromme 
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Lüge", denn sie verstelle den Blick für eine 
"nach wie vor bestehende Stutung des 
Hochschulsystems, in dem die Fachhoch­
schulen benachteiligt sind". [4 ) 

2. Das "System Fachhochschule" ist von 
der Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland, insbesondere der Wirtschaft, 
angenommen worden. Das Diplom der 
Fachhochschule (FH) genießt Reputation. 
Die Absolventen dieses Hochschultyps 
haben oftmals bessere Berufschancen als 
diejenigen, die von Universitäten kommen. 
Dies ist vor allem im Profil und der Spezifik 
des beruflichen Einsatzfeldes begründet: 
Die Fachhochschulen, so eine Grundaus­
sage des Wissenschaftsrates, "bilden vor 
allem für den Privatsektor der Volkswirt­
schaft aus". [5) Die Absolventen seien -
insbesondere aufgrund ihrer praxisorien­
tierten Ausbildung - für Aufgaben im mittle­
ren Management und für Spezialistenkar­
rieren prädestiniert. Die Nachfrage nach 
Fachhochschulabsolventen wird, so die 
Prognose des Wissenschaftsrates, "noch 
zunehmen, weil für mehr und mehr Tätig­
keiten, die bislang von Technikern, Mei­
stem und Kaufleuten ohne Studium aus­
geübt werden, Hochschulabsolventen, ins­
besondere Fachhochschulabsolventen, 
gefragt sein werden". [61 

3. Damit ist eine weitreichende Konse­
quenz verbunden: Es gelte, die Fachhoch­
schulen als Alternative zu den Universitä­
ten rasch und überproportional auszubau­
en. "Solange nur die Fachhochschulen", 
so der Wissenschaftsrat, "kürzere, berufs· 
orientierte Studiengänge anbieten, gilt es 
diese Hochschulen gezielt auszubauen". 
(7) Zugleich wir die Notwendigkeit unter­
strichen, das eigenständige Profil der Fach­
hochschulstudiengänge zu stärken, das 
Fächerspektrum auszuweiten und neue 
(z.B. auch interdisziplinäre) Studiengänge 
zu entwickeln. Als geradezu einschnei-
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dend sind die Vorstellungen für den Osten 
Deutschlands anzusehen. Im Zusammen­
hang mit der Umgestaltung der hier beste­
henden Hochschullandschaft soll dem 
Aufbau der Fachhochschulen eine "Prio­
rität vor dem weiteren Aus-und Aufbau von 
Universitäten" eingeräumt werden. Damit 
verbunden ist die Vorstellung, für die neu­
en Fachhochschulen • a priori einen grö­
ßeren Anteil an Studienplätzen vorzuse­
hen, als er bislang in den alten Bundeslän­
dern erreicht wird' [8]. Für Sachsen-An­
halt beispielsweise wurde von der "Hoch­
schulstrukturkomm ission" des Landes 
empfohlen, die Weichen dafür zu stellen, 
"daß jeder zweite Studienanfänger einen 
Studienplatz an einer Fachhochschule fin­
den kann". [9) 

Besonderheiten 

In Anbetracht derartiger Vorstellungen und 
Trends fragt sich -fragt sich vor allem der 
Ostdeutsche -. welche Merkmale oder 
Besonderheiten eigentlich die Stärke der 
Fachhochschulen ausmachen. Worin be­
stehen also die tatsächlichen oder mögli­
cherweise die vermeintlichen Vorzüge die­
ses Hochschultyps? 

- Für Fachhochschulen als Bestandteil ei­
nes "horizontal gegliederten, differenzier­
ten Hochschulsystems, in dem die Univer­
sitäten und Fachhochschulen ihre jeweils 
eigenen Profile und Aufgaben haben", sei 
die "Verknüpfung von Wissenschaft und 
Praxis in der Lehre ... ein herausragendes 
Merkmal ... , die ihr ein eigenständiges Pro­
fil" gebe. Im Rahmen der für alle Hoch­
schulen geltenden Aufgabe der wissen­
schaftlichen Berufsvorbereitung wird ins­
besondere der "Anwendungsbezug" in 
der Lehre betont. Zielgruppe seien Stu­
denten, die sich "besonders für die An­
wendung wissenschaftlich-technischer 
Erkenntnisse und für die Lösung prakti­
scher Probleme interessieren".[10] 
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In das Studium sind in der Regel ein bis 
zwei Praxissemester integriert, teilweise gibt 
es auch ein Vorpraktikum (eine einheitli­
che Regelung über Zahl und Lage der 
Praxissemester existiert also nicht, wird 
auch nicht als sinnvoll angesehen). Fester 
Bestandteil des Studiums ist in den meisten 
Studiengängen mithin der - hochschuldi­
daktisch formuliert - "Lernort Betrieb". 

Im engen Zusammenhang mit den Merk­
malen "Anwendungsorientierung" und 
"Praxisbezug" wird nun oft ein weiteres 
Charakteristikum der Fachhochschulen 
hervorgehoben, das u.E. aber nicht un­
problematisch ist. Das Fachhochschulstu­
dium sei im Vergleich zu den universitären 
Studien "mehr fachübergreifend und pro­
blemlösungsorientiert und weniger diszi­
plinär und analytisch". [11) Hier dürften 
wohl Zweifel angebracht sein, die man in 
Frageform vielleicht so kleiden könnte: Trifft 
dies für alle Fachhochschulen und das 
Vermögen aller Lehrkräfte zu? Wird man 
damit den Intentionen und generell auch 
der Praxis universitärer Studiengänge ge­
recht? 

Die besondere Akzentuierung des Praxis­
bezugs und der Berufsorientierung ist un­
trennbar mit folgenden weiteren Merkma­
len der Fachhochschulen verbunden: 

- Im Vergleich zu den Universitäten sei, so 
wird immer wieder hervorgehoben, die 
kürzere Studiendauer charakteristisch. Sie 
beträgt zumeist sechs bis acht Semester. 
Nach Auffassung des Wissenschaftsrates 
soll die Regelstudienzeit einschließlich der 
Praxissemester und der Zeiten für Diplom­
arbeit und Prüfungen maximal acht Seme­
ster betragen (nicht mehr als sechs Seme­
ster an der Hochschule und mindestens 
ein Praxissemester im Betrieb).[12] 

- Ebenso im Unterschied zu den Universi­
täten sei die "straffe Organisation" von Stu­
dium und Prüfungen ein Merkmal des 
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Fachhochschulstudiums,(13) die es den 
meisten Studenten möglich macht, die 
Ausbildung in der Regelstudienzeit mit dem 
Diplom (FH) zu absolvieren. Nicht zuletzt 
für die Studenten selbst sind damit deutli­
che Vorteile verbunden, wenn sie bereit 
sind (oder für sich kaum eine bessere 
Alternative sehen), ein ziemlich reglemen­
tiertes Studium zu akzeptieren: die relativ 
kurze Studiendauer, die Überschaubarkeit 
der Ausbildung, die - zumeist nicht unbe­
gründete - Hoffnung auf Studienerfolg und 
anschließende finanzielle Selbständigkeit. 

Soweit - so gut, könnte man sagen. Nur ist 
damit das Bild noch sehr unvollkommen, 
weil bisher weitgehend die Problemlagen, 
Schwachstellen und "Funktionsmängel" 
ausgeklammert wurden. Einige von ihnen, 
die uns wesentlich erscheinen, sollen nach­
folgend markiert werden. Dabei geht es um 
sehr Unterschiedliches, sowohl um "ex­
terne'' als auch um mehr "interne" Pro­
blemfelder. 

Probleme und "Funktionsmängel" 

(1) Ein erstes Problem ist fachhoch­
schulübergreitend und von grundsätzlicher 
Art. Es soll hier in Form von Fragen formu­
liert werden. Wenn 
a) tatsächlich relativ immer mehr Studen­
ten nicht ein Universitäts-, sondern ein Fach­
hochsch ulstudium aufnehmen werden 
(also künftig 40 oder 50% oder gar noch 
mehr), 
b) die Vorstellung des Wissenschaftsrates 
und der heute in staatlicher Verantwortung 
stehenden Hochschulpolitiker aufgehen 
sollte, daß die Masse der Universitätsstu­
denten in einem (verkürzten) Studium von 
acht bis zehn Semester ihren berutsquali­
fizierenden Abschluß erwerben und damit 
c) offensichtiich für einen relativ ideinen 
Teil der Studenten (es ist wohl nicht verfehlt 
zu sagen: Elite) in einer "zweiten Phase" 
ein (forschungsbezogenes) "Promotions-
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" bzw. "Graduiertenstudium" vorgesehen 
ist, so ist zu fragen: 
Wie wissenschafts- bzw. forschungsorien­
tiert ist dann noch ein Hochschulstudium in 
Deutschland? Die Studenten zu befähi­
gen, mit Wissenschaft aktiv, kritisch und 
verantwortungsbewußt umzugehen -was 
bleibt von einer solchen hochschulorigi­
nären Zielstellung? Es ist u.E. wichtig, der­
artige Fragen (die man auch "positiv" for­
mulieren könnte) öffentlich zu diskutieren 
und dabei auch die Konsequenzen der 
heutzutage dominierenden Postulate nach 
•verschlankung", "Entfrachtung" oder 
"Entrümpelung" der akademischen Bil· 
dung zu markieren. Noch kürzer formuliert: 
Notwendiger denn je ist eine öffentliche 
Debatte über die qualitative und quantitati· 
ve Bestimmtheit der Hochschulbildung in 
ihrem gesellschaftlichen Kontext. 

(2) Als problemgeladen erweist sich das 
Verhältnis Universität -Fachhochschule 
sowie, aber hierauf können wir an dieser 
Stelle nicht eingehen, das Verhältnis Fach­
hochschule - Berufsakademie. Um auf die 
bereits genannte Formel "andersartig, aber 
gleichwertig" zurückzukommen: Fragezei­
chen sind nicht nur hinter den Begriff 
"gleichwertig" zu setzen. Auch das "An­
dersartige" gerät zunehmend in die Dis­
kussion und unterliegt offensichtlich einer 
Relativierung, aus dem Blickfeld sowohl 
der Universitäten als auch der Fachhoch­
schulen. Sollten die Regierungsvorstellun­
gen im Hinblick auf ein verkürztes und 
gestrafftes Universitätsstudium (Erwerb des 
"ersten berufsqualifizierenden Abschlus­
ses") aufgehen, wie groß ist dann noch, so 
wäre wohl zu fragen, die Differenz zu den 
Fachhochschulen? Wenn es umgekehrt 
gelingen sollte, bestimmte Bedingungen 
des Wirkens an Fachhochschulen zu ver­
ändern bzw. zu verbessern, etwa die For­
schung zu verstärken oder die Lehrbela­
stung zu reduzieren oder einen "Mittel• 
bau" aufzubauen, käme man damit nicht in 
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die Nähe von Universitäten? Zeichnet sich, 
so wäre übergreifend zu fragen, eine "Kon­
vergenz" ab? Ist sie durch die Betonung 
von bzw. gar ein Einschwören auf "Profil­
treue" zu verhindern? Sollte sie -mit dem 
Blick auf die Zukunft - bewußt verhindert 
oder aber gefördert werden? 

Vieles befindet sich in der (vor allem inter­
nen, leider kaum öffentlichen) Diskussion, 
manches ist auch praktisch in Gang gesetzt 
worden. Jedenfalls dürfte es heute schon 
so sein, daß es, wie U. Teichler kürzlich 
formulierte, in der Realität zu einer "Redu­
zierung des Abstandes" zwischen Univer­
sitäten und Fachhochschulen gekommen 
ist.(14) 

(3) Der Aufbau der Fachhochschulen auf 
dem Gebiet der Ex-DDR vollzieht sich, grob 
gesehen, so, daß durch die jeweiligen 
Landesregierungen • gestützt auf Empfeh­
lungen des Wissenschaftsrates sowie an­
derer Gremien (z.B. von Hochschulstruk­
turkommissionen) Fachhochschulen mit 
einem bestimmten Profil gegründet sowie 
(zumeist westdeutsche) "Gründungsrek­
toren", "Gründungsausschüsse" und 
"Gründungsdekane" eingesetzt wurden. 
Dabei wurden nicht bestehende Hoch­
schulen aus der DDR-Zeit in Fachhoch­
schulen "umgewandelt", sondern diese 
in jedem Falle "neu gegründet". Für ge­
standene Wissenschaftler von Hochschu­
len des ehemaligen DDR bedeutete die 
Bewerbung für eine Tätigkeit an einer Fach­
hochschule faktisch seit der "Wende" min­
destens die 3. externe Überprüfung/Be­
gutachtung durch Kommissionen (in Meck­
lenburg-Vorpommern eigentlich schon die 
4.1), nicht wenige erhielten nicht einmal die 
Chance einer Bewerbung. 

Sind diese Aussagen eher sachlich-kon­
statierend, so ist die folgende eher pole­
misch: Es gibt kaum eine demokratische, 
öffentliche Diskussion über Konzepte bzw. 
inhaltliche und personelle Strukturen der 
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neuen Fachhochschulen. Wenn wir es 
recht sehen, werden En~scheidungen in 
kleinen eingesetzten Gremien vort>ereitet 
und gefällt. Melden sich Verantwortliche in 
der Öffentlichkeit zu Wort, dann oft nur 
informierend, werbend bzw. in der Manier 
der Selbstdarstellung. Gerade weil mit den 
Fachhochschulgründungen weitreichen• 
de Konsequenzen, auch für die jeweiligen 
Regionen verbunden sind, wäre eine für 
Varianten offene und öffentliche Diskussi­
on über Konzepte, Strukturen und Quanti­
täten dringend geboten. Für eine positive 
Entwicklung der Fachhochschulen in Ost· 
deutsch land wäre es u .E. auch wünschens­
wert, wenn an den Fachhochschulen selbst 
Lehrkräfte und Studenten aktiv in einen 
demokratischen Meinungsbildungsprozeß 
einbezogen würden. Die neuen Fach­
hochschulen sollten ermutigt werden, ge­
meinsam mit Partnern aus der Praxis und 
der Region nach neuen, originären Lö­
sungen zu suchen. Dazu brauchen sie 
Handlungs- und Gestaltungsspielräume. 

(4) An den Fachhochschulen existiert ein 
ganzes Bündel an eher "internen" Proble­
men, die sich auf die Bedingungen des 
Lehrens und Studierens beziehen und die 
nun auch - wenngleich teilweise etwas 
modifiziert • die neuen Fachhochschulen 
Im Osten Deutschlands "erreichen". 

a) Im Untersctiied zu den Universitäten gibt 
es an den Fachhochschulen keine für den 
Hochschullehrer verpflichtende Einheit von 
Lehre und Forsctiung. Der Wissenschafts­
rat formuliert dies eher positiv wie folgt: 
"Forschung wird zwar nicht als Pflichtauf­
gabe der Professoren definiert, sie wird 
jedoch der Institution Fachhochschule zu­
gewiesen".[15) 

Die Fachhochschule ist weitgehend eine 
Lehreinrichtung, nur eine Minderheit der 
Professoren ist • wenn wir es recht sehen, 
zumeist in Nebentätigkeit - an Forschungs-
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projeklen beteiligt; eine Ausbildung von 
wissenschaftlichem Nachwuchs findet Im 
Prinzip nicht statt. Es gibt zwar einige AnsAt­
ze und Aktivitäten, Forschung an Fach­
hochschulen zu fOrdem (Formulierung 
entsprechender Aufgaben In einigen Lan­
desgesetzen, Förderung iorsctiungsaktl· 
ver" Professoren, Bildung von "All - Institu­
ten" usw.), auch das In einigen Landesge­
setzen formulierte kooperative Verfahren 
zwischen UniversitAt und Fachhochschu­
le zur Promotion besonders befähigter 
Fachhochschulabsolventeti ist in diesem 
Zusammenhang zu nennen; aber insge­
samt gesehen ist Forschung an den Fach­
hochschulen mehr Postulat als RealltAt. 
Das hängt mit einer ganzen Reihe von 
spezifischen Bedingungen zusammen, mit 
den personellen Voraussetzungen (die 
man gesondert untersuchen müßte), mit 
Problemen in der materiellen Ausstattung 
und anderen Faktoren. Vor allem ist hier 
die beträchtliche Lehrbelastung zu nen­
nen, die wir besonders hervorheben müs­
sen. 

b) Die/der lehrende hat an der Fachhoch­
schule 18 Lehrstunden pro Woche (in Sach· 
sen-Anhalt sind es 16) zu unterrichten. 
Diese Tatsache spricht fur das tradierte 
Selbstverständnis der Fachhochschulen 
als Stätten primär der Lehre und der Ausbil· 
dung. Wenn man mitdenkt, daß Hoch· 
schulunterricht qualifiziert vorbereitet (und 
eigentlich auch nachbereitet) werden muß, 
dann rücken In der Tat Forschungs- und 
Entwicklungsleistungen für viele Lehrkräf­
te in weite Feme. Vorsctiläge zur Reform 
der Fachhochschulen setzen deshalb· vor 
allem an diesem Punkt an. So fordert bei­
spielsweise der Hochschullehrerbund seit 
vielen Jahren die schrittweise Herabset-
71mg dAs LehrdAputats auf 12 Stunden. 
(16) 

Indem bei der Gründung der f!achhoch­
schulen In den ostdeutschen Ländern 
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schematisch auch das in den alten Län­
dern übliche Lehrdeputat übernommen 
wurde ( auf die geringfügige Abweichung 
in Sachsen-Anhalt hatten wir schon hinge­
wiesen), ist u.E. hier zunächst die Chance 
vergeben worden, den inneren Zusam­
menhang von Lehre und Forschung in 
einer neuen, fachhochschuladäquaten 
Weise zu gestalten. 

c) Zu verweisen ist auf ein weiteres Pro­
blem, das sich im Vergleich zu den Univer­
sitäten und übrigens auch jeder Hoch­
schulart in der DDR völlig anders darge­
stellt. Gemeint istdieStrukturderlehrkräfle 
an den Fachhochschulen, speziell die 
Tatsache, daß der Lehrkörper hier fast aus­
schließlich aus Professoren besteht (die -
ohne daß es dafür unterscheidbare Krite­
rien gibt - entweder Stellen nach C2 oder 
C3 innehaben). Wissenschaftliche Mitar­
beiter, sofern sie überhaupt vorhanden 
sind, erfüllen in der Regel spezifische 
"Dienstleistungsaufgaben" im Rahmen der 
Lehre bzw. Forschung. Einerseits fehlt also 
weitgehend der "Mittelbau", andererseits 
werden in bestimmten Fachbereichen 30% 
und mehr der Lehrdeputats durch neben­
beruflich tätige Lehrbeauftragte (mit offen­
sichtlich recht unterschiedlicher wissen­
schaftlicherQualifikation) erbracht. Bundes­
weit ist die Zahl der nebenberuflich Tätigen 
bereits größer als die Zahl der hauptberuf­
lich Lehrpersonen. [17) 

Das Problem "Struktur des Lehrkörpers" 
existiert also generell, tritt jedoch in Ost­
deutschland in besonderer Weise hervor, 
vor allem als Problem des akademischen 
Mittelbaus. Kurz gesagt besteht es darin, 
daß an den Universitäten und Hochschu• 
len der Mittelbau, der nicht selten die Haupt· 
last in der studentischen Ausbildung zu 
tragen hatte, im erheblichen Maße abge­
baut und an den Fachhochschulen nicht 
aufgebaut wird. Damit sind • natürlich gilt 
dies auch für viele in der DDR berufene 
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Professoren und Dozenten - menschliche 
Schicksale verbunden, aber auch beträcht· 
liehe Kompetenzverluste im gesamten 
Hochschulwesen. 

d) Die Fachhochschule "als Hochschule 
mit einem besonderen Schwerpunkt in der 
Lehre" [18] steht mittlerweile vor der Situa­
tion, auch ihrhochschuldidaktisches Selbst­
verständnis neu zu durchdenken und zu 
bestimmen. Vielerorts sind die ursprüngli­
chen Vorteile in der Lehr- und Studienor­
ganistion -Unterricht in kleinen Gruppen, 
Interaktion zwischen lehrenden und Stu­
dierenden - kaum noch vorhanden und 
hat sich, vor allem unter dem Druck der 
großen Studentenzahlen. das "Vorlesung­
sprinzip" durchgesetzt. Hinzu kommt eine 
Reihe von Defiziten: in kaum vorhandenen 
pädagogischen Erfahrungen vieler neu 
berufener Professoren, damit verbunden 
in teilweise mangelnder hochschuldidakti­
scher Kompetenz bei Lehrkräften, in nur 
einigen Ländern vorhandenen Möglich­
keiten zu ihrer hochschuldidaktischen 
Qualifizierung, in fehlender Evaluation der 
Lehre und damit fehlender Selbstkontrolle 
im Hinblick auf Effekte bzw. Schwachpunk­
te der eigenen Lehre. Damit korrespon­
diert die von Studenten kritisierte Situation, 
daß ihnen die Ausbildung zwar Leistun­
gen im Abschreiben und Auswendigler­
nen, weniger jedoch im selbstständigen 
Denken und eigenverantwortlichen Arbei­
ten abfordere. [19) 

Die Situation mag zwischen den Fach­
hochschulen unterschiedlich sein. Ganz 
sicher gibt es im Hinblick auf praktizierte 
Hochschuldidaktik auch positiv zu werten­
de Fakten. Nur ist die Tendenz speziell in 
Ostdeutschland so. daß hier die genann­
ten Defizite nun auch in die neu aearünde­
ten Fachhochschulen implemootiert wer­
den. Korrektive sind kaum erkennbar. Die 
Hoch-und Fachschulpädagogik (bzw. 
Hochschuldidaktik), die - ohne ihre Mög-
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lichkeiten überschätzen zu wollen - eini­
ges hätte entgegensteuem können, ist als 
Lehr- und Forschungsdisziplin weitgehend 
"abgewickelt" (sprich: liquidiert) worden. 
Damit ist auch die Möglichkeit vergeben 
worden, den Prozeß des Aufbaus der Fach­
hochschulen und damit der Entwicklung 
sowie Umsetzung neuer Lehr- und Studi­
enkonzepte durch hochschuldidaktische 
Untersuchungen wissenschaftlich zu be­
gleiten. 

(5) Ein letztes Problem soll unter dem Stich­
wort ''Verwaltungsfachhochschulen" mar­
kiert werden. Die Tatsache, daß die Ausbil­
dung an den Verwaltungsfachhochschu­
len an das Beamtentum gebunden ist - die 
Studenten haben den Status eines "Be­
amtenanwärters" (Beamte auf Widerruf)-, 
hat weitreichende Konsequenzen. Der 
Wissenschaftsrat formuliert sie so: "Die 
verwaltungsinterne Lösung hat für die öf­
fentlichen Hochschulen zur Folge, daß 
ihre Absolventen zu den Laufbahnen, die 
von den Verwaltungsfachhochschulen 
abgedeckt werden. nicht zugelassen wer­
den." [20] Ein quantitativ bedeutender Teil 
des Arbeitsmarktes ist also für Absolventen 
der "öffentlichen" Universitäten und Hoch­
schulen von vornherein verschlossen. Für 
die Universitäten und Hochschulen be­
deutet dies eine deutliche Eingrenzung 
ihrer Aufgabenstellung. 

Nun hatte der Wissenschaftsrat in genauer 
Kenntnis der damit verbundenen Implika­
tionen den neuen Ländern eine Empfeh­
lung gegeben, die in der Tat einen ande­
ren Weg zur Ausbildung von Spezialisten 
für den gehobenen Verwaltungsdienst er­
öffnet hätte. Die Empfehlung lautete: wei­
testgehende Ausschöpfung der Möglich­
keiten zur Ausbildung an externen Fach­
hochschulen sowie Entwicklung geeigne­
ter, für den Bedarf mehrerer Länder ausbil­
dende Studiengänge (Hervorhebungen 
von mir- S.K.). (21) Es ist u.a. schon bemer-
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kenswert, daß die Empfehlungen des Wis­
senschaftsrates, die sonst nahezu als sar­
kosankt angesehen werden, nach unserer 
Kenntnis der Materie ausgerechnet in die­
sem Punkt nicht angegriffen wurden. So ist. 
um nur ein Beispiel zu nennen, im Land 
Sachsen-Anhalt ein Beschluß der Landes­
regierung gefaßt worden, eine Fachhoch­
schule für öffentliche Verwaltung und 
Rechtspflege zu schaffen, die unter der 
Dienstaufsicht des Ministeriums des Inne­
ren steht, u.a. mit der Konsequenz, daß der 
"Gründungsrektor" von diesem Ministeri­
um "bestellt" wird. [22) 

Versuchen wir ein kurzes Fazit: Mit der 
Gründung und dem Aufbau der Fachhoch­
schulen in Ostdeutschland wird ein Hoch­
schultyp geschaffen, der sowohl der Ge­
sellschaft, der Wirtschaft, den Regionen als 
auch den in diesen Bildungseinrichtun­
gen agierenden Menschen. vor allem also 
den lehrenden und Studierenden, neue, 
interessante Möglichkeiten eröffnet oder 
eröffnen kann. Es gibt durchaus partiell 
bzw. an dieser oder jener Fachhochschu­
le das Bestreben, im relativ engen Rahmen 
der politischen, rechtlichen und finanziel­
len Vorgaben auch Elemente eigenstän­
diger Lösungen, etwa in Form eines inter­
nationalen Studienganges an der Fach­
hochschule Anhalt, zu entwickeln. Insge­
samt ist aber bisher mit dem Aufbau der 
Fachhochschulen eine Chance verpaßt 
worden: Durch den Import dieses Hoch­
schultyps sind weitgehend auch dessen 
Problemlagen und "Funktionsmängel'' im­
portiert worden. Bestimmte Einzelverbes­
serungen, etwa in Gestalt des schon ge­
nannten •kooperativen Promotionsverfah­
rens" (das ohnehin nur für eine kleine 
Absolventenzahl von Interesse sein dürf­
te), ändern an dieser generellen Aussage 
kaum etwas. 

Nötig ist offensichtlich zweierlei: erstens 
eine öffentliche Debatte um die Zukunft 
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und Gestalt der deutschen Universitäten 
und Hochschulen, in der es auch um die 
Weiterentwicklung des "Konzeptes Fach­
hochschule" in West- und Ostdeutsch­
land gehen sollte; zweitens doch noch zu 
ermöglichen und zu versuchen, neue und 
originäre Wege der Hochschulbildung im 
Ostteil Deutschlands zu gehen, die keine 

Arvnertwngen: 

bloße Kopie der in den alten Ländern be­
kannten Muster darstellen sollten. 

Siegfried Kiel (Hal/e/S.) 
(Der Autor war Professor für Hochschul­
pädagogik an der Karl-Marx-Universität 

Leipzig) 

t) Wenn nichts anderes vermerkt, sind die von uns genannten Fakten zwei vom Wissenschaftrat 
herausgegebenen "Empfehlungen" entnommen. Es handelt sich um 
-Empfehlungen zur Enl\\'.iCklung der Fachhochschulen in den 90er Jahren. Köln 1991 a, 
-Empfehlungen zur EntWlcklungvon Fachhochschulen in den neuen Ländern. Düsseldorf 1991 b. 
~~ ~~· Lange,J.:Standorteendlichfestgelegt. In: Deutsche Universitätszeitung, Bonn, H.1-2/1993, 

3) Vgl. Empfehlungen .... 1991 b, S.3. 

4) Vgl. ~ayer, E.: Neue Qualität der Inhalte gefragt. Gedanken zu den Perspektiven derFachhoch­
~~len in einem kooperativen Hochschulsystem. In: Deutsche Universitätszeitung, Bonn, H.411992, 

5) Vgl. Empfehlungen .... 1991 a,S.11. 
6) Ebenda, S. 68. 
7) Ebenda, S. 69. 
8) Empfehlungen .... 1991 b, S.30 

9)EmpfehlungenderHochschulstrukturkomm1ssionzurHochschul-undWissenschaftsentwicklung 
des Landes Sachsen-Anhalt. Magdeburg 1992, S.21. 
1 O) Vgl. Empfehlungen .... t 991 a, S. 13 und 65. 
11) Vgl.ebenda, S.65. 
12)Vgl.ebenda,S.89. 
13) Vgl. ebenda, S.20. 

14) Die~ Aussage traf der Kasseler Hochschulforscher U. Teichlerwährend einer Tagung an der 
Evangelischen Akademie Loccum zum Thema "Fachhochschulen im Aufwind. Gründe - l<onse­
qu.enzen-Perspekt1ven" (19. bis 21. März 1993). Die Materialien dieser Tagung, der der Verfasser 
nutz.hcheAnregungenund H1ntergrundinformat1onenverdankt, sollen in den "l.occumer Protokolle(n)" 
veroffenU1cht werden. 
15) Vgl. Empfehlungen .... 1991 a, S.14. 

16) Vgl. Verbandspolitische Thesen komplett. In; Die neue Hochschule. Gräfeling, H.4/1992,S.5. 
17)Vgl.Empfehlungen .... 1991 a,S.52ff. 
18) Vgl. ebenda, S.91. 

19) Unsere kritischen Bemerkungen stüt.zen sich auf Aussagen des Wissenschaftsrates (Vgl. 
Empfehlungen .... 1991 a, S.38 und90ff.). Die studentische Kritik wurde auf der genannten Loccumer 
T a9ung (vgl. Anmerkung 14) zum Ausdruck gebracht. Ihr wurde dort von den vielen anwesenden 
lnS1dern (z.B. Rektoren und Professoren von Fachhochschulen) nicht widersprochen. 
20)Empfehlungen .. ~ 1991 a;S, 14. 
21)Empfehlungen .... 1991 b,S.57. 

22) Vfj. Beschluß der Landesregierung zur Errichtung der Fachhochschule für öffentliche Verwal­
tung und Rechtspflege des Landes Sachsen-Anhalt. In: Ministerialblatt für das Land Sachsen­
Anhalt. Magdeburg, Nr.26/1991,S.601 ff. 
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Die Entwicklung der Gemeinschaftlichen Rahmenprogramme der EG für 
den Bereich der Forschung undtechnologlschen Entwicklung 

Wte In allen anderen Politikbereichen der 
EG, so ist die Rolle der EG auch im Bereich 
der Forschung und technologischen 
Entwicklung (FTE) durch die Verträge von 
Rom definiert und begrenzt, die durch die 
Einheitliche Europäische Akte (EEA) er­
gänzt wurden. Hierin wird als Ziel der euro­
päischen Forschungs- und Technologie­
politik die Steigerung der Wettbewerbsfä­
higkeit der europäischen Industrie festge­
legC (1) 

1.Hlstortsche Entwicklung 

Aufgrund der stetig wachsenden Bedeu• 
tung von Forschung und Technologie ist 
die Geschichte der Europäischen Ge­
meinschaft eng verbunden mit dem Bemü­
hen, gemeinsame Forschungsprojekte zu 
initiieren. Bereits kurz nach der Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl im Jahre 1951 wurde das erste 
Beihilfesystem für die Forschung auf die­
sen beiden Sektoren eingerichtet. Mit der 
Unterzeichnung des Euratom-Vertrages 
1957 wurden in der Folgezeit die ersten 
"Gemeinsamen Forschungsstellen" (GFS) 
errichtet. Nachdem es 1967 nicht gelun­
gen war. ein neues Fünfjahresprogramm 
für die GFS zu verabschieden, und ge­
meinsame industriepolitische Ansätze da­
mit vorerst zum Erliegen kamen, fonnulier­
te die EG-Kommission in ihrem Memoran­
dum "Die Industriepolitik der Gemeinschaft" 
[2] 1970 bis heute güttige Ziele einer ge­
meinsamen Industriepolitik: Durch die 
Schaffung einheitlicher Finanz- und Rechts­
vorschriften, transnationale Zusammenar­
beit und einheitliche Außenpolitik sollte der 
8innenmatrd v-ernirklicht und die wirtschaft­
liche Konkurrenzfähigkeit vor allem den 
USA und Japan gegenüber verbessert 
werden. Im Jahre 1974 schließlich be-
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schloß der Ministerrat, die gemeinschaft­
lichen Forschungstätigkeiten auf den ge­
samten wirtschaftlichen und technischen 
Bereich auszudehnen. 

In den dann folgenden Jahren verstärkte 
sich die Notwendigkeit, die Tätigkeiten auf 
dem Gebiet der Forschung und der Tech­
nologie innerhalb eines gemeinsamen 
Rahmens zu koordinieren. Mangelnde 
Wettbewerbsfähigkeit wurde zunehmend 
auf fehlende Koordination und (unnötige) 
Parallelität von Forschungsarbeiten zurück­
geführt. So werden in einer Broschüre der 
EG als belastende Aspekte einer europäi­
schen Forschungs- und Technologiepoli­
tik genannt: "Streuung der Finanzmittel, 
Abschottung der Forschungsteams, unzu­
reichende Koordination der Arbeiten, man­
gelhafter lnfonnationsfluß. geringe Mobili­
tät der Forscher, Zweigleisigkeit bei den 
einzelstaatlichen Programmen, unter­
schiedliche Strategie, uneinheitliche Nor­
men, Fehlen eines echten umfassenden 
einheitlichen Marktes usw." (3) 

Die gewachsene Sensibilität für die Durch­
führung einer gemeinsamen Politik führte 
schließlich 1984 zur Verabschiedung des 
ersten "Gemeinschaftlichen Rahmenpro­
grammes für den Bereich der Forschung 
und technologischen Entwicklung". Ein 
entscheidender Schritt hin zur Verwir1di­
chung einer gemeinsamen Forschungs­
und Technologiepolitik innerhalb der Euro­
päischen Gemeinschaft wurde mit der 
Unterzeichnung der "Einheitlichen Euro­
päischen Akte" im Jahre 1986 getan. Dem 
EWG-Vertrag wurde der Titel VI "For­
schung und technologische En~.vickJung„ 
hinzugefügt Dort heißt es in Art. 130f: "Die 
Gemeinschaft setzt sich zum Ziel, die 
wissenschaftlichen und technischen 
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Grundlagen der europäischen Industrie zu 
stärken und die Entwicklung ihrer in­
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit zu för­
dern. In diesem Sinne unterstützt sie die 
Unternehmen - einschließlich der Klein­
und Mittelbetriebe -, die Forschungszentren 
und die Hochschulen bei ihren Bemühun­
gen auf dem Gebiet der Forschung und 
der technologischen Entwicklung; ... " (4) 
Im weiteren wird festgelegt, daß der Mini­
sterrat mehrjährige Rahmenprogramme 
verabschiedet (Art. 130i), die durch spezifi­
sche Einzelprogramme (Art. 130k) verwirk­
licht werden sollen. (5) 

Mit dem Inkrafttreten der Einheitlichen Eu­
ropäischen Akte im Jahre 1987 hat sich die 
EG also eine umfassende Kompetenz im 
Forschungs- und Technologiebereich ge­
schaffen. Das primäre Ziel - die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit zu fördern - soll 
erreicht werden durch 
- eigenständige Forschungen der EG; 
-die Durchführung von Programmen für 
Forschung und technologische Entwick­
lung zur Förderung der Zusammenarbeit 
von Unternehmen, Forschungszentren 
und Hochschulen; 
-die Koordinierung gemeinschaftlicher For­
schung innerhalb der EG. 

2. Flnanzlelle Entwicklung 

Ausdruck des verstärkten Bemühens der 
Europäischen Gemeinschaft um eine ge­
meinsame Forschungs- und Technologie­
politik war die Verabschiedung des zwei­
ten Rahmenprogrammes von 1987 bis 
1991 mit einem Haushaltsvolumen von 
knapp 5,4 Mrd. ECU (ca. 11 Mrd. DM), 
nachdem das erste Rahmenprogramm ein 
Volumen von 3,7 Mrd. ECU (ca. 7,5 Mrd. 
DM) hatte. Im dritten Rahmenprogramm 
waren für den Zeitraum von 1990 bis 1994 
ursprünglich 5,7 Mrd. ECU (über 11 Mrd. 
DM) bereitgestellt worden. Diese Summe 
wurde Ende 1992 auf6,6 Mrd. ECU (ca 13 
Mrd. DM) aufgestockt. 
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Im September 1992 hat die EG-Kommissi­
on ein Arbeitspapier zum vierten Rahmen­
programm für Forschung und technologi­
sche Entwicklung vorgelegt. (6) Dieses Pro­
gramm, daß von 1994 bis 1998 gelten soll, 
hatte (im Entwurf) ein Finanzvolumen von 
14, 7 Mrd. ECU (ca. 29 Mrd. DM). Aufgrund 
der Ergebnisse des EG-Gipfels in Edin­
burgh vom Dezember 1992 ist dieser Mit­
telansatz in einem zweiten Entwurf, der von 
der EG-Kommission im April 1993 verab­
schiedet wurde, nach unten korrigiert wor­
den. Insgesamt sind jetzt 13, 1 Mrd. ECU 
(ca. 26 Mrd. DM) vorgesehen. Damit erfüh­
re die Forschungs- und Technologiepoli­
tik der EG einen enormen finanziellen Zu­
wachs: Standen für den Zeitraum bis 1990 
ca. 1,5 Mrd. ECU pro Jahr zur Verfügung 
und für 1990 bis 1994 über 2 Mrd. ECU 
jährlich, so sind für das neue Rahmenpro­
gramm fast 3,5 Mrd. ECU jährlich vorgese­
hen. 

3.lnhaltllche Entwicklung 

Das zweite Rahmenprogramm war gekenn­
zeichnet durch eine große Breite von Pro­
grammen. Insgesamt 32 spezifische Pro­
gramme waren in acht Schwerpunkten (7) 
zusammengefaßt, nämlich: 1. Lebensqua­
lität, 2. Informations- und Kommunikations­
technik, 3. Industrielle Modernisierung, 4. 
Erschließung biologischer Ressourcen, 5. 
Energie, 6. Wissenschaft und Technik im 
Dienste der Entwicklung, 7. Erschließung 
des Meeresbodens und 8. Verbesserung 
der wissenschaftlichen und technischen 
Zusammenarbeit in Europa. 

Das dritte Rahmenprogramm zeichnet sich 
durch eine Konzentration der Forschungs­
themen aus. Insgesamt 15 spezifische Pro­
gramme wurden in drei Schwerpunkten (8) 
zusammengefaßt, nämlich 1. Grundlegen­
de Technologien, 2. Nutzung der natürli­
chen Ressourcen und 3. Nutzung der gei­
stigen Ressourcen. Diese Zusammenfas­
sung spiegelt auch einer Schwerpunktver-
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lagerung zwischen zweiten und dritten Pro­
gramm wieder: "Ein Vergleich zwischen 
den 2. und 3. Rahmenprogramm zeigt eini­
ge deutliche Akzentverschiebungen, die 
den gegenwärtigen Prioritäten Rechnung 
tragen. So steigt der prozentuale Anteil in 
der "Umweltforschung" und "Biotechnolo­
gie" sowie der "Forschungmobilitär deut­
lich an. (9) Die Förderung der industriellen 
Wettbewerbsfähigkeit (Informations-, Kom­
munikations-. Werkstofftechnologien) bleibt 
anteilig etwa auf dem hohen Niveau des 2. 
Rahmenprogramms. Dagegen wird der 
Anteil der Energieforschung, die Mitte der 
Siebziger Jahre im Vordergrund stand, 
deutlich zurückgeführt.• (10) 

Das vierte Rahmenprogramm scheint sich 
inhaltlich an Art 130g EG-Vertag (Maßnah­
men der Gemeinschaft) zu orientieren. 
Jedenfalls sind die dort genannten vier 
Maßnahmen mit den vier Aktionsbereichen 
des Entwurfs des vierten Rahmenpro­
gramms identisch: 1. Zusammenarbeit von 
Unternehmen, Forschungszentren und 
Hochschulen auf dem Bereich der For­
schung und Technologie, 2. Zusammen­
arbeit mit dritten Ländern und internationa­
len Organisationen, 3. Verbreitung und 
Auswertung der Forschungsergebnisse 
und 4. Ausbildung und Mobilität von For­
schern. (11) 

Den größten Anteil hat der erste Aktionsbe­
reich, für den im ersten Entwurf 11,6 Mrd. 
ECU (jetzt 10,925 Mrd. ECU) (12) vorgese­
hen sind und in dem die meisten Program­
me des dritten Rahmenprogramms fortge­
schrieben werden. Eine Zusammenfas­
sung bereits bestehender Kooperationen 
findet sich im zweiten Aktionsbereich. Neu 
ist der dritte Aktionsbereich, der mit vorge­
sehenen 700 Mio. ECU (600 Mio. ECU) 
auch der kleinste ist. Der vierten Aktionsbe­
reich ist eine Fortführung vön "Hurnänka­
pital und Mobilität", ergänzt durch Program­
me zur verstärkten Kooperation von Hoch­
schulen und Industrie. (13) 
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Insgesamt zeichnen sich die Entwürfe zum 
vierten Rahmenprogramm also durch Kon­
tinuität einerseits und Bündelung der be­
stehenden Programme andererseits aus. 
Die finanzielle Reduzierung des Program­
mentwurfs hatte eine weitere Straffung der 
Programmvielfalt zur Folge. Dies kündigte 
sich auch schon mit der Einführung von 
"technology priority projects" (TPP) an, mit 
deren Hilfe besonders wichtige Schlüs­
seltechnologien gefördert werden sollen, 
um die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zu erhöhen. 

4.Rechtllche Rahmenbedingungen 

Mit den Maastrichter-Verträgen hat die EG­
Kommission ihre Zuständigkeit für For­
schungs- und Technologiepolitik innerhalb 
weniger Jahre zum zweiten Mal entschei­
dend erweitert. Während sich die Aktivitä­
ten im wissenschaftlich-technischen Be­
reich der EG ursprünglich nur auf Artikel 
235 EWG-Vertrag(14]st0tzen konnten, wur­
den die Kompetenzen durch den Artikel 
130f in der Einheitlichen Europäischen Akte 
vom 28. Febr. 1986 und noch einmal im 
Vertrag zur Europäischen Union vom 7. 
Febr. 1992 erweitert. So kommt F. Schau­
mann, Staatssekretär im BMBW zu fol­
gendem Ergebnis: "Auch wenn in Einzel­
fragen zu den neuen Vorschriften des 
EWG-Vertrags noch Meinungsverschie­
denheiten bestehen, bleibt die Grundaus­
sage, daß die im Kapitel "Forschung und 
technologische Entwicklung" des EWG­
Vertrages in Maastricht getroffene Einigung 
eine deutliche Erweiterung der bisherigen 
Kompetenzen der EG im Bereich der For­
schungsförderungdarstellt: Die bislang vor­
gesehene enge Begrenzung auf industrie­
bezogene Forschung ist aufgegeben wor­
den. Nunmehr können die Vorschriften 
der Artikel 130f EWG-Vertrag auch auf alle 
Forschungsmaßnahmen Anwendungen 
finden, die auf Grund anderer Kapitel des 
EWG-Vertrages für erforderlich gehalten 
werden." (15) 
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5.Ausblick 

Angesichts der raschen technologischen 
Entwicklung, neuer wirtschaftlichen Her­
ausforderungen des verschärften weltwei­
ten Wettbewerbes und gewachsener recht­
licher Kompetenzen ist zu erwarten, daß 
die Maßnahmen der Europäischen Ge­
meinschaft im Bereich Forschung und 
Technologie in den nächsten Jahren noch 
verstärkt und ergänzt werden - eine Ent­
wicklung, die durchaus auch Widerspruch 
hervorruft. Vor allem die Autonomie der 
nationalen Forschung wird dabei als ge­
fährdet angesehen: "Besorgnis wegen der 
zunehmenden Förderung von Grundla­
genforschung durch die EG äußerte aller­
dings Anfang November der Vorsitzende 
der Arbeitsgemeinschaft der Großfor­
schungseinrichtungen, Prof. Walter Kröll. 
Auf deren Jahreshauptversammlung in 
Hamburg warnte er: "Eine stärkere EG­
Finanzierung von Forschung und Tech­
nologie darf das nationale Engagement 
nicht substituieren." Die Einbeziehung der 
Grundlagenforschung lasse befürchten, 
daß die nationale Forschungsförderung 
zurückgefahren werde. Die EG müsse sich 
in der Grundlagenforschung auf solche 
Bereiche beschränken, die einen beson­
deren internationalen Charakter haben." 
[16) Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt 
der Wissenschaftsrat in seinen "Empfeh­
lungen zur Internationalisierung der Wis­
senschaftsbeziehungen". (17] Einerseits 
prognostiziert er eine wachsende Bedeu­
tung der EG-Forschungsprogramme: "Der 
einmal beschrittene Weg der Europäischen 
Integration von Wissenschaft und For­
schung läßt sich nicht mehr verlassen. Die 
Programme sind mittel- und langfristig an­
gelegt. Ferner ist in Zukunft mit einer Aus­
weitung der EG-Forschungsförderung zu 
rechnen.• i 18j • andererseits fordert er die 
"Verantwortlichen in Bund und Ländern" 
auf, darauf zu achten, daß bei der Gestal­
tung der Forschungsprogramme ein "eu-
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ropäisches Plus" entsteht, daß das Sub­
sidiaritätsprinzip eingehalten wird und daß 
die Grundlagenforschung Schwerpunkt na­
tionaler Forschungsförderung bleibt. (19) 

Was als "Beihilfesystem" für Kohle und 
Stahl begann und bis Mitte der Achtziger 
Jahre eher ein Schattendasein fristete, 
könnte sich in den Neunziger Jahren als 
ernsthafter neuer Politikbereich der Euro­
päischen Gemeinschaft etablieren. Von 
den 100 Mrd. ECU, die innerhalb der Euro­
päischen Gemeinschaft jährlich für For­
schung ausgegeben werden, kommen 
momentan zwar erst zwei bis drei Mrd. von 
der EG, aber die Tendenz, die EG-Pro­
gramme zu erweitern und nationale För­
derung zurückzufahren wird allgemein fest­
gestellt. Es bleibt abzuwarten, ob das In­
sistieren auf das Subsidiaritätsprinzips eine 
solche Entwicklung wirklich begrenzen 
kann. Die Rivalität zwischen nationalen und 
übernationalen Kompetenzen, die gerade 
in der bundesrepublikanischen Diskussi­
on immer wieder hergestellt wird, trifft nicht 
auf alle Staaten der Europäischen Gemein­
schaft gleichennaßen zu: " Was in der 
Bundesrepublik Deutschland auf der Ebe­
ne der Bundesländer oder - weitgehend -
auf bundesstaatlicher Ebene gelöst wer­
den kann, sofern ein entsprechender tech­
nologiepolitischer Handlungsbedarf diag­
nostiziert wird, muß aus der Sicht eines 
Staates an der Peripherie - etwa Griechen­
land, Irland oder Portugal • wegen des 
fehlenden lnfrastrukturaufbaus und vor al­
lem wegen fehlender finanzieller Mittel als 
gemeinschaftliche Aufgabe angesehen 
werden. Insofern stößt das von der deut­
schen Bundesregierung eingebrachte Kri­
terium der Subsidiarität bei der Kommissi­
on auf wenig Gegenliebe und bei den 
Verantwortlichen aus den Peripherie-
~•'!:11'!:lton 011f u,onin \/or~ta.nnnii=- • r'lnt 
.,;,u;;M;ug11 uu, ••0•11~ •01.;.,u,u1u11~. l'"'J 

Im Spannungsfeld zwischen Kohäsions-, 
Regional- und Wettbewert::,spolitik hat die 
europäischen Forschungs- und Technolo-
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giepolitik ihren Platz noch nicht endgültig 
gefunden. Mit der EG-Kommission ist aller­
dings in den letzten Jahren ein Akteur 
aufgetreten, dessen Bereitschaft, sich ein 

neues Politikfeld zu erschließen, unver­
kennbar ist. 

Joachim Schüller (München} 
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Nachfolgender Brief des sächsischen Wissenschahsmini­
sters Hans Joachim Meyer an die Abgeordneten seiner 
CDU-Landtagsfraktion ist uns kürzlich zugespielt worden. Da 
sich in diesem Schreiben bislang so noch nicht öffentlich 
Gesagtes, gleichwohl Erhellendes im Zusammenhang mit 
der Debatte des Sächsischen Hochschulgesetzes formu­
liert findet, gehen wir damit um, wie es sich für die freie 
Presse gehört: Wir machen, sofem von allgemeinem lnter­
eSS8, öffentlich, was der Öffentlichkeit andernfalls vorenthal· 
ten bliebe. 

Prof. Dr. Hans Joachim Meyer 

An die 
Abgeordneten der CDU-Fraktion 
im Sächsischen Landtag 

Sehr geehrte Frau Kollegin, 
Sehr geehrter Herr Kollege, 

Dresden, 5. April 1993· 

Sie werden vor einigen Tagen Schlagzeilen gelesen haben wie "Sachsen führt 
Eignungsprüfungen ein". Solche S~lagzeilen und die meisten dazu verbreiteten 
Meldungen waren irreführend bis falschl . 

Worum handelt es sich wirklich? 

Als in der alten Bundesrepublik die Zahl der Studienbewerber die der Studienplätze 
deutlich überstieg und eine größere Anzahl von Studienbewerbern nicht zum 
Studium zugelassen wurde; entschied das Bundesveffa_ssungsgericht, daß durch 
bundesweite Verfahren eine höchstmögliche • Ausschöpfung der 
Studienplatzkapazitat gesichert und die Überlast gleichmäßig verteilt werden muß. 
Auf dieser Grur.d!ege sc."l!ossen d!e a!!en Bundee!lnder einen Staatsvertrag, in dem 
drei zentrale Verfatven geregelt sowie die dabei anzuwendenden Kriterien (vor 
allem Abiturnote und Wartezeit) und zusttzliche Bewertungsformen 
(Eignungsprüfung, Auswahlgesprach, Tests) definiert we,den. 
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Im Verlauf des deutschen Einigungsprozesses wurde vereinbart, daß ;ich auch die 
neuen Bundesländer diesem Staatsvertrag anschließen sollten. Deshalb wurde 8f' 
auch von unserem Ministerpräsidenten im Frühjahr 1991 unterzeichnet. Die 
Ratifikation soll bis zum Juni dieses Jahres erfolgen. 

Nun hatten die alten Bundesllnder in der Regel diese Ratifikation mit einem 
Landeszulassungsgesetz verbunden, in dem sie die Kir die zentralen 
Zulassungsveffahren vereinbarten Kriterien U'1d ergänzenden Überpnjfungen auch 
für jene Falle verbindlich machen, in denen an einer einzelnen Hochschule oder für 
alle Hochschulen des Landes eine 2ulassungsbeschrAnkung notwendig ist. So gibt 
es . an allen künstlerischen Hochschulen Deutschlands Eignungsprüfungen. 
Eignungsprüfungen erfassen grundsätzlich solche Leistungsdispositionen, die das 
Abitur gar nicht oder unter einem anderen Aspekt überprüft. 

Es war daher sinnvoll. daß wir auch in Sachsen die Ratifizierung - tles 
Staatsvertrages mit einem solchen Landeszulassungsgesetz verbinden. Der 
•Regierungsentwurf entspricht in allen Teilen westdeutschen 
Landeszulassungsgesetzen - und -zwar unabhängig davon, welche Partei den 
Ministerpräsidenten stellt -. wie jeder durch Vergleich feststellen kann. 

Es ist.also ein vollig unsensationelles Gesetz. Warum trotzdem solche Aufregung? 

Seit 1991 steht das Hochschulwesen, insbesondere in den alten BundeslAndern. 
zunehmend im Mittelpunkt einer kritischen Debatte. Zu den wichtigsten Themen • 
dieser Debatte gehören die Oberfüllung der Universitäten, die überlangen 
Studienzeiten und die hohen Abbrecherquoten. Als e i n Gn,nd dafür wird 
zunehmend die Regelung des Hochschulzugangs und die Art der . 
Hochschulzulassung angesehen. 

Wie sind Hochschulzugang und Hdchschulzulassung bisher geregelt? 

Nach dem Hochschulrahmengesetz hat jeder einen gerichtlich einklagbaren 
Rechtsanspruch (d.h. den Hochschulzugang), der das Abitur gemacht hat. Für das 
Abitur sind die Linder verantwortlich. Jecjer weiß, daß in den Bundesländern immer 
unterschiedliche Parteien regieren werden und daß sich die beiden großen Parteien 
in Deutschland in der Bildungspolitik deutlich unterscheiden. Für die Unionsparteien 
stehen an der Spitze Differenzierung und der je gemaße Leistungsanspruch, für die 
SPD dagegen Gleichheit und Erweiterung der sozialen Chancen. Mit diesen 
Begriffen simplifiziere • ich natürlich das Problem und lasse vor allem 
unberücksichtigt, daß Ober die Chancengerechligkeit zwischen den Gegensätzen 
aUen vermltieii werden känn. '-lVöfäuf es mir aber jetzt anko.-nmt, ist, zu er',däran, däß 
man sich in der Kultusministerkonferenz, in der das Prinzip der Einstimmigkeit 
herrscht, faktisch nur auf zwei Kriterien geeinigt hat: daß das Abitur (noch) nach 13 
Jahren abgelegt wird und daß es in vier Fächern abgelegt wird. 
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Diese Regelung ist schon unzureichend genug. Sie ist geradezu verhängnisvoll 
durch die Praxis, in den zentralen Verfahren auf der Grundlage der 
Durchschnittszensur des Abiturs (sowie u. U. der Wartezeit) zuzulassen. Jeder, der 
nur ein bißchen Lebenserfahrung und Menschenkenntnis hat, kann unschwer 
erraten, was dabei herauskommt: Wer ein-Fach studieren will, das einem zentralen 
Zulassungsverfahren unterliegt, wählt im Gymnasium die Fächer für das Abitur nach 
den Zensuren und nicht danach, was er auf der Hochschule können muß. So ist z. 
8. Betriebswirtschaft ein zulassungsbeschränktes Fach. Eine Vielzahl von 
Studenten werden jährlich zu diesem Fach ohne Abiturprüfung (und Leistungskurs!) 
in Mathematik-zugelassen. Daher scheitern sie, oder sie müssen sich erst während 
des Studiums die erforderlichen Mathematjkkenntnisse aneignen. . 

Um diesem Zustand abzuhelfen, wird von der Hochschulrektorenkonferenz ein 
verbindlicher Fächerkanon und vom Wissenschaftsrat eine erhöhte Verantwortung 
der Hochschulen bei der Auswahl unter den Studient>ewert>em gefordert. 

In dieser Situation muß die Politik die richtigen Antworten finden. Für die CDU ist 
wichtig, daß die Krise des Hochschutwesens zugleich auch eine Krise der linken 
Bildungspolitik ist, die sich einseitig auf die Hochschule ausrichtete und zugleich 
deren Leistungsanspruch beeinträchtigte. Aus diesem Grunde ist die CDU auch seit 
1991 in def' bildungspolitischen Offensive. 

Wie muß die bildungspolitische An~ aussehen? . • 

Jede Neuregelung des Hochschulzugangs und der Hochschulzulassung muß vom 
Abitur ausgehen und seine Bedeutung stärken. Der einfachste Weg wäre, 
bundesweit einen verbindlichen Fächerkanon einzuführen. Dafür gibt es nach aller 
bisherigen Erfahrung keine Chance. Daher muß man einen Weg wählen, der das 
Land dazu berechtigt, von denen, die an seinen Hochschulen studieren wollen, den. 
Nachweis bestimmter Abiturleistungen zu verlangen. Das Land soll· also z. B. das 
Recht erhalten, von jedem, der Betriebswirtschaft studieren will, im Abitur den 
Nachweis von Mathematikkenntnissen zu· verlangen. 

Es gibt Leute, die behaupten, dadurch gäbe es keine allgemeine Hochschulreife 
mehr. Das ist ein reichlich gedankenloses Gerede, denn bei der bil!herigen Praxis 
wissen sie ja erst recht nicht, was für eine Studierfähigkeit überhaupt durch das 
Abitur ausgesagt wird. Jeder, der die Möglichkeit, bestimmte Abiturleistengen für 
einer\ Studiengang zu fordern, praktisch durchspielt, merkt sofort, daß damit 
zugleich die Voraussetzungen für eine große Zahl anderef' Studienmöglichkeiten 
definiert werden können. Faktisch entspricht es weithin einem genef'ellen 
Fächerkanon. 

Allerdings ist es notwendig, daß diese Möglichkeit für die Länder im 
Hochschulrahmenrecht verankert wird. Außerdem müßte zumindest darauf 
gad.-,mg3n werd..Af'l, daß <!i@ im Staatsvertrag enthaltene Soll-Vorschrift, die 
Abiturnoten zu gewichten, wieder praktiziert wird; wahrscheinlich brauchte man aber 
einen neuen Staatsvertrag. Um beides zu erreichen, bedarf es eines geduldigen 
gesamtdeutschen Ringens wie auch der FAhigkeit zum Kompromiß in solchen 
Fragen, die z. 8. für die SPD wichtig sind. 
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Daher standen wir beim Entwurf des Hochschulgesetzes VOf der 
solche F?'"'u~ierung zu finden, die (1) mit dem geltenden Hochsch~~ 
konf~ 1st, die (2) deutlich macht, in welcher Richtung wir künftig gehen wollen 
und die (3) uns ertaubt. den landesrectrtlichen Rahmen voll auszuschOpfen ö·' 
ent~prechenden Formulierungen wurden unter maßgeblicher Mitwirkung von ~~ 
Dalh~. der das geltende Hochschulrahmengesetz formuliert .und kommentiert hai 
und bei jedermann als d I e Autorität im Hochschulrecht gilt au • arbe • 
wurden ~it dem Kultus"'!_inist~um abgestimmt; sie werden aud1 : KolL 

1
~~;8 

Noack mitgetragen, der uber die Formulierung mOndlich und schriftlich unterrichte~ 
wurde. • 

~~ den Entwurf des ,Zulassungsgesetzes verfOgen wtr au~ Ober das ' 
Junstische ln_strumentarium, das auch alle anderen de!Jtschen LAnder haben aber 
nur sehr ~haltend anwenden. MOglicherweise' hat der Kontext der all ' 1 
hochschulpohhschen Debatte, an der sich der Ministerpräsident ~ ~-

• selbstv~ständlich beteiligen, und der Hinweis des Regierungssprechers 5 
1 

daß wir uns, wenn erforderlich dieser Mittel auch bed,·.......,, .• __._ aguma, 
·ß t"'....,l'ch ' · ..,,..,., ....... ..,..., zu den 

mi vers ~ ~ 1 en oder mißdeutbaren Zeitungsmeldungen geführt Die 
r:~~etlungen der_ Regierung und des Ministeriums für Wissenschaft und Kunst 
Fe"- ·-·tzage) ~d ren jedenfalls ~lndeutig. Und außerdem hatte ich bereits in der 

"'.....,"1 ung es Landtages 1n Beantwortung e· Artfr d' 
. dargestellt (siehe Anlage). iner age •e~s Problem 

Warum schreibe ich Ihnen das alles? 

Weil der wissenschaftspolitische Sprecher der Fraktion, Herr Dr. Matthias ROßler 
die Vorlage_ des Entwurfs des Zula_s~ungsgesetzes einmal '!ö§Sl@!.ZU einer Altack~ 
auf die Regierung genutzt hat. Ich z1t1ere aus i:ser Leipziger Volkszeitung: • 

"Doch schon jetzt zeigt sich, daß der Gesetzentwurf aus dem Hause von Mini~ter 
H~ns Joachim Meyer (CDU) im sAchsischen Landtag auf starken Widerstand stoßen 
wird. Diese Regelung entsprAche nicht den bundesrechtlichen Bestimmungen d • 
~ochschulrahmengesetz des Bundes andere Zulassungsregeln festgeschrie~~ 
sind, s~gte def' Landtagsabgeordnete Matthias ROßler (CDU) unserer Zeitu 
Durch diesen Entwurf würde ~ersucht, die Studenten künstlich aus derl''Hochschu~~ 
herauszuh_alten. A~ch das ~bltur, das nun allein nicht mehr ausreichen würde ''Wird 
dadurch d1squalifiz1ert", meint der CDU-Politiker. "Solche Experimente sollt~ nicht 
auf den Knochen ~r säch~ischen Studenten gemacht werden." 
•·: D~ Entwurf wird nun in den Landtag weitergeleitet und dort "sicher mass· 
d1Skut1ert", so ROßler." , IV 

W~ßte-Dr. ROßler es nicht besser. War er vi~llelcht auf die Informationen de 
Le1pz1ger Volkszeitung angewiesen? r 

Mitni<?hten. Auf min~estens drei ~ilskreissitzungen und auf einer Sitzung des 
Fraktionsvorstandes 1st er ausführlich unterrichtet worden. Er kennt die Problematik 
von . Hochs_chul!ugang und Hochschulzulassung also ganz genau. Und 
Begnffsstutz1gke1t kann man ihm wohl kaum vorwerfen. Was aber dann? 
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tz ·eh Dr Rößler jedem Versuch, zu einer konstruktiven 
Von Anfang a~t :i~~1 ihm ~nd dem Ministerium zu kommen. Als. einziger der 

;~sS:e~:i':t'!;,iitischen Sprecher im Landtag erschien er_ ohne_ e~ndw; d:8:i 
Erklärung nicht zum srmposium im Okt~r ; 99~: ~~r d~~n::• ':;1'~7emlich alles 

~=~ha:~. :'!!~~s::=t':!en r~SS:schaft~pofitik Rang und Na':~ 
hat, um in Vorbereitung unseres Hoch~ul~salzesd·= I. ;:e ~'1,ie'=e~lte 
Hochschulrechts und der Hochschulorgan1saüon zu 1 ' • . 
er es sei gleichzeitig Fraktionsklausur gewesen. Das kamSymjedepasiurllsen:e~ · 

' ·ttag d" Klausur begann Montagmorgen; ich n a u , 
Sonntagm1 ' KI ie obwohl Ich abends noch ein Pressegespräch halle. Dann ' 
rechtze1t1g z~ ~~ in einer Blitzaktion die Fraktion i~ bezug auf . die 
machte er der Hochschullehrer auf eine Position festzul~e,:i. die S~~ heillos. 
~8:u~:1~ isoliert hatte. Erst als die Mehrh!it der Fr~kt1on ihm dan,:i nicht folgte, 
fügte er in das Positionspapier ein. _daß es sich um eine bundesweite Regel~ng 
handeTn müsM. Wir werden sehen, wie emst das wat. 

• Arbeitskreis der Fraktion von Anfang an in die Ausart>e_itung des 
Als ich.~ ~ehen . die ersten Textententwürfe vorstellen und diskutieren 
Gesetzes e1nz • eh ndlose Deklamationen von 
wollte, blockierte er jede_s Gespräch dur • .!..liidien- ·äiloüngspoiitischen. 
.futlbstverstandlichkeiten, die er , aus demE ~itung ich . wie er sehr wohl 
P ~U entnahm, an dessen r . . 

rogr • ßgeblich beteiligt war. Er wollte allen. Ernstes die von lllir 
wußte • nicht ganz ~nma . t . d. Hand nehmen worauf dann Prof. Suß 
mitgeb(-!chten En~e gar _nicht 9rs •~s ~i den fol~n Sitzungen so weiter. 
die Papiere ~erteilte. Im Pnnz1p ,.!~ach Allenfalls stellte er Dinge in Frctge, so Rößler vermied Jedes konkrete .._._... • 

z. B. die Einführung starker Dekane F od:~~ng =h~~~!~~ ~r~! 0,t~~:!~!~'. 
nun wirklich ganz hervorragend zur or . . rt 
die ja auch Dr. Rößler gern bei jeder Gelegenheit proklamie · . 

2 93 bekl te er sich dagegen bisher seien In der. "S~chsischen Zeitung" vom 2. • t". Zu al~ich wußte er jedoch schon: "Aber 
"led1ghch im Gespräch:·· Eckwert~ ~t~~~~en i~ wesentlichen Punkten einbringen 
ganz sicher werden wir unsere "~nd die "Freie PresseH ließ er am ~wissen: 
und auf Veränderungen ~angen. v allem daß sie den Entwurf des 
"Sorgen macht den ChnStdemokrate,:i aber or Der ' · d glaubt Rößler, "ständig 
neuen Hochschulgesetzes noch gar nicht kennen. wir ' 
überarbeiter ... " 

.eh n das Wort eines Abgeordneten im Landtag des 
Boshafte Menschen könnten ;'r-h~n- "Ich kenne die Gründe der Regierung nicht. 
Königreichs Sachse_n ~n_nne „ u • . tw s immer Freude. mit und 
aber ich muß sie m1ßb1lhgen. Joumah:~:f ~irsoD:,,nain einem Punkte hat sich 
ohne Frühstück. Das ware aber _nun "".1 1 • Und das ist in der Frage des 
Dr. Rößler bereits jetzt_ vO!hg ei~utig ~~~~ weniger Studienrichtungen wie 
Hochschulzugangs. Wetl wir d~eit ~~en . mehr Studenten haben können und 
der Rechts• und Wlrtschzaftst~sSsenchsen gibt behauptet er wir wollten den Zugang haben wollen, als es zur e, m a • ' 
zu aen sadiiisct'.en Hcchsc.-ru.den ~In. 

• • hrheit Dr Rößler weiß ganz genau, daß wir die 
Das ist erstens die sc_!lhC!1te U~ Besireben unterstützen, die sächsischen 
Hochschulen ~achdrückhch 

I
~ 

1 
r~t bekannt zu machen und dadurch unsere Abiturienten mit unserem Studienang 

Studentenzahlen zielstrebig zu erhOhen. 
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Das ist zweitens politischer Unsinn. Denn jetzt wird In Oeutsehland Ober die Reform 
der Hochschulen diskutiert. Sollen wir vielleicht mit vernünftigen Regelungen 
warten, bis unsere Hochschulen auch überfüllt sind. Wird sonst nicht mit Recht 
Politikern vorgeworfen, kurzsichtig zu sein und nur für .den Tag Politik zu machen. 
Oder soll sich Sachsen an dieser Debatte nicht beteiligen, nur weil es ihn wum,t. 
d?.ß der sächsische Wissenschaftsminister dazu einen gesamtdeutsch beachteten Beitrag leistet. 

Das ist drittens gegen die Interessen der Slchsischen Abiturienten Qertc:htel Da wir 
1n Sachsen wie in Bayern einen Fächerkanon für das Abitur haben, stehen bei der 
derzeitigen gesamtdeutschen Zulassungspraxis bald unsere Abiturienten wie heute 
schon die in Bayern in Gefahr, in den 14 zentral verteilten Studienfächern 
gegenüber den Abiturienten aus solchen Ulndem, in denen es keinen FAcherkanon 
gibt, benachteiligt zu werden. Denn - wie oben gezeigt . Ober die Zulassung 
entseheidet nicht die QualitAI des Abiturs, sondern die Durchschnittszensur. Hier 
zeigt sich ganz konkret. daß es uns bei unseren Vorsehligen um die Sicherung des 
Abiturs geht und nicht - wie sich Dr. Rößler ausdl'Od<t • um dessen "Disqualifizierung". 

Alles dies ist im Arbeitskreis und bei vielen anderen Gelegenheiten schon so oft 
erörtert worden, daß man selbst bei wohlmeinender Betrachtung den Verdacht nicht 
loswerden kann, Dr. Rößler glaubte mit der Behauptung, wir wollten sAchsischen 
Abiturienten den Zugang zur Hochschule erschweren, populistisehe Politik gegen 
die Regierung machen zu können. Aus diesem Grunde läßt er keine Gelegenheit 
ungenutzt, in der Presse und wo immer er kann die Position der Regierung in• dieser 
Frage zu verdrehen und zu entstellen. Ich hatte mich schon längere Zeit gewuMert. 
warum ich in Bonn Und auf gesamtdeutschen Tagungen immer wieder beso,gt 
gefragt wurde, ob Sachsen denn den Staatsvertrag nicht ratifizieren wolle. Und dies. 
Obwohl unsere Terminplanung in diesem Punkte zeitgleich mit der von Thüringen 
und Mecklenburg-Vorpommem ist. Heute weiß ich, daß Dr. Rößler überall behauptet 
hat. wir wollten das Abitur durch Zugangsprüfungen ersetzen. 

Aus alledem kann ich nur den Schluß ziehen: Dr. Rößler will um jeden Preis die 
Verabschiedung des Hochschulgesetzes zu einer Schlacht gegen die Regierung 
nutzen und zu diesem Zweck die Debatte so weit wie irgend möglich in die Länge 
ziehen. Wenn es dazu noch eines Beweises bedurft hatte, dann ist er durch die 
letzte Sitzung des Landtagsausschusses fOr Wissenschaft und Hochschulen 
erbracht worden. Es ging um die Zeitplanung fOr die Arbeit an den beiden 
Gesetzentworten • dem des Zulassungsgesetzes und vor allem des 
Hochschulgesetzes. Zunächst belastete Dr. Rößler als einziger das Gespräch mit 
herabsetzenden Bemerkungen Ober die Arbeit des Ministeriums. Sie kennen ja 
seinen Stil. Mir wäre es auch lieber gewesen, wir hallen den Entwurf des 
Hochschulgesetzes spätestens in der Aprilsitzung des Landtages einbringen 
können. Aber ein Hochschulgesetz • wenn man es denn nicht einfach im 
wesentlichen irgendwo abschreiben will • gehOrt zu den schwierigen und großen 
Gesetzen. Im Ministerium für Wissenschaft und Kunst wird von früh morgens bis 
spät abends und an vielen Wochenenden hart gearbeitet. Wenn wir in Zahlen 
belegen können. daß Sachsens Hochschulen wie nirgendwo sonst erneuert worden 
sind und wir trotzdem die Nase vorn haben unter den ostdeutschen Bundesländern 
und w-ert-volle Leisiungspoieniiaie bewanrt wurden (im jahr i992. dem jahr der 
intensiven Personal- und Strukturreform, warben die s~sischen Hochschulen über 
109 Millionen Drittmittel ein, davon weit über die Hälfte aus der Industrie). dann ist 
es dieser harten Arbeit im Ministerium und an den Hochschulen zu verdanken und 
nicht irgenwelchen flotten Sprüchen und pauschalen Urteilen vom Typ "Die 
Erneuerung ist im Morast der Besitzstände steckengeblieben." 
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Aber zurück , zur Sitzung des Landtagsausschusses. Der Vorsitzende des 
Ausschusses, Prof. Förster, wollte einen detaillierten Zeitplan für die Arbeit im 
Ausschuß am Hochschulgesetzentwurf aufstellen. Sie kennen Prof. Förster. Er 
vertritt mit· Entschiedenheit und großer Sachkompetenz sozialdemokratische 
Hochschulpolitik. Und er ist zugleich ein fairer und konstruktiver 
A:usschußvorsitzender .. Es war schon eine bühnenreife Aufführung zu sehen, wie 
sich Prof. Förster geduldig um einen intensiven Zeitplan bemühte, während Dr. 
Rößler als einziger der CDU-Abgeordneten unter • dem Feixen der 
Oppositionsv,rtreter und unberührt von den deutlich anderen Beiträgen der 
Mehcheit unserer Fraktionskollegen zunächst eigentlich überhaupt noch keinen 
konkreten Zeitplan haben wollte und dann - entgegen dem Wunsch des 
Vorsi~enden, die Ausschußert:>eit auf der Grundlage von Anderungsanträgen 
durchzuführen • allen Ernstes zunächst eine Generaldebatte forderte. Was dabei 
herauskommen sollte. kann man sieh unschwer vorstellen. 

Bisher habe ieh mich. - und wie ich denke, auch nicht ganz erfolglos • bemüht, 
solchen Eskapaden mit der nötigen Gelassenheit zu begegenen. Ich fühlte mich In 
dieser Haltung auch bestärkt, als Dr. Rößler in einem Interview mit der 
Süddeutschen Zeitung, veröffentlicht am 17. 3. 93, erklärte: "Ich will nicht den 
Konflikt um des Konflikts Oder der Profilierung willen. Ich schätze den Minister. der 
wirklieh mit missionarischem Eifer vielerlei Reformen durchsetzen will." Aber Jetzt 

drohen die Dinge zu eskalieren und in ein Frühsommertheater zu münden, das 
offenbar (mindestens) bis in den Herbst andauern soll. Die sächsische CDU und die 
von ihr gestellte Regierung ·haben eine nie wiederkehrende Chance, auch in den 
Grenzen des geltenden Hochschulrahmengesetzes einen über die Landesgrenzen 

. hinausgehenden Beitrag zur deutschen Hochschulpolitik zu leisten. Und dies im 
vollen Einklang mit dem Bildungspolitischen Programm der CDUI Bereits jetzt finden 
unsere Überlegungen und der Entwurf .unseres Hoc;hschulgesetzes positive 
AufmeÖ(Samk~it (siehe Anhang). • 

Wir solllen diese Chance nieht verspielen. 1994 sind Wahlen. Und die werden 
zuallererst durch die erfolgreiche Arbeit der Regierung 1.1nter Ministerpräsident Kurt 
Biedenkopf,~- .. 

Mit freondlichen Grüßen 
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BERICHTE 

Die Zweite Deutsche Mathematikerlnnentagung der European Women In 
Mathematics vom 15.-17. April 1993 In Tübingen und Ihre Vorgeschichte 

Die European Women in Mathematics 
(EWM) ist eine Vereinigung europäischer 
und in Europa arbeitender Mathematike­
rinnen. Auf dem Internationalen Mathema­
tikerkongreß 1986 in Berkeley veranstaltete 
die "Association for Women in Mathema­
tics" (AWM) ein Podiumsgespräch zur Si­
tuation der Mathematikerinnen in den ver­
schiedenen Ländern. Im Umfeld dieses 
Forums entstand der Wunsch, eine von 
der AWM unabhängige europäische Grup­
pierung zu bilden. Deshalb gilt der Kon­
greß in Berkeley 1986 als Gründungsda­
tum der EWM. 

In den ersten Jahren ihres Bestehens ver­
stand sich die EWM als ein Netzwerk zum 
Informationsaustausch unter den europäi­
schen Mathematikerinnen mit einem jähr­
lichen Treffen als Höhepunkt. Mit steigen­
der Anzahl der Interessentinnen und der 
Mitgliedsländer (zur Zeit 22 europäische 
Staaten) scheint es sinnvoll, die EWM in 
einen festeren organisatorischen Rahmen 
zu fassen. Als Grundlage dazu dient eine 
vorläufige Satzung, welche die Ziele der 
EWM formuliert und auf dem 5. Treffen der 
EWM im Dezember 1991 in Luminy bei 
Marseille vorgelegt wurde. 

Ziele der EWM sind 
- einen Informationsaustausch zwischen 
Mathematikerinnen verschiedener Länder 
zu fördern. 
- Frauen und Mädchen zu ermutigen. 
Mathematik zu studieren und sich auf die­
sem Gebiet wissenschaftlich zu betätigen, 
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- ein Gremium zu schaffen, in welchem 
Frauen sich über mögliche Probleme und 
Behinderungen im Berufsleben austau­
schen können, 
- sich für gleiche Bedingungen und glei­
che Möglichkeiten für Frauen und Männer 
in der Wissenschaft einzusetzen, 
- mit anderen Frauenorganisationen, die 
ähnliche Ziele haben, zusammenzuarbei­
ten, 
- Erstellung statistischen Materials über 
Rolle und Leistungen von Frauen auf dem 
Gebiet der Mathematik, 
-Würdigung von Leben und Werk berühm­
ter Mathematikerinnen in derGeschichte. 

Die Organisation der EWM wird getragen 
von einem Komitee, bestehend aus 8-10 
Mathematikerinnen, die das nächste EWM­
T reffen vorbereiten, einem Netz von regi<r 
nalen (in der Regel aus jedem Mitglieds­
land eine) Koordinatorinnen und zur Zeit 
drei internationalen Koordinatorinnen. 

Als regionale Koordinatorin für Deutsch­
land fungiert seit dem Treffen in Luminy 
Frau Prof. Dr. Christine Bessenrodt-Tim­
merscheidt vom Institut für Experimentelle 
Mathematik der Universit.ät-Gesamthoch­
schule Essen, die seit dem 1.4.1993 an der 
TU "Otto von Guericke" in Magdeburg 
tätig ist. 

Da die Lage von Mathematikerinnen in 
DAutsc:hl;mc1 ::111r.h im intAmRtion::111::m VAr­

gleich nicht besonders gut ist, wird es als 
wichtig angesehen, daß die deutsche Sek­
tion der EWM regelmäßige Treffen mit 
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internationaler Beteiligung veranstaltet, auf 
denen die Frauen ihre Probleme diskutie­
ren und ihre Forderungen artikulieren kön­
nen. Natürlich kommt bei diesen Zusam­
menkünften auch das Fachliche nicht zu 
kurz. Es werden stets Übersichtsvorträge 
aus den verschiedensten Gebieten der 
Mathematik, der Didaktik der Mathematik 
sowie der Geschichte der Mathematik an­
geboten. 

Das erste Treffen in Deutschland fand unter 
der Leitung von Frau Bessenrodt am 4./5. 
Mai 1992 in Schwerte bei Dortmund statt. 
Dabei ging es um eine Analyse spezifi­
scher berufsbezogener Probleme deut­
scher Mathematikerinnen im Vergleich mit 
anderen europäischen Ländern und spe­
ziell um die Vorbereitung des Rundtisch­
gespräches "Frauen und Mathematik" 
während des Europäischen Mathematiker­
kongrsses in Paris im Juli 1992. Außerdem 
wurden die nächsten Schritte zum Aufbau 
des EWM-Netzwerkes in die Wege gelei­
tet. Dabei hat sich Frau Bessenrodt große 
Verdienste erworben. Über dieses Netz­
werk auf E-Mail-Basis erhalten Interessen­
tinnen Informationen über Stellen, Stipen­
dien, Tagungen, Frauenförderungspro­
gramme usw. Eine andere wichtige Aufga­
be ist die Erarbeitung statistischen Materi­
als. Hierzu zählen Namenslisten habilitier­
te, bzw. promovierter Mathematikerinnen, 
von solchen, die Mitglieder in Redaktions­
kollegien mathematischer Zeitschriften 
sind, die Preise erhalten haben oder die 
auf großen Tagungen Hauptvortragende 
waren. 

Im Rahmen der Jahrestagung der Deut­
schen Mathematikervereinigung im Sep­
tember 1992 in Berlin fand ebenfalls eine 
Diskussionsveranstaltung unter dem The­
ma "Frauen in der Mathematik" statt. Orga­
nisiert wurde die Veranstaltung von Frau 
Prof. Dr. lna Karsten (Universität Bielefeld), 
der ersten und einzigen Frau im Präsidium 
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der Deutschen Mathematikervereinigung. 
Dort ging es insbesondere um Arbeitslo­
sigkeit von Wissenschaftlerinnen in den 
neuen Bundesländern. An dieser Diskus­
sionsrunde nahmen auch erfreulich viele 
Kollegen teil. 

Dieses Jahr fand das Mathematikerinnen­
treffen in Tübingen statt. Das rührige Orga­
nisationskomitee, bestehend aus jungen 
Tübinger Mathematikerinnen und einem 
jungen Mathematiker(!), gestaltete das Tref­
fen für die auswärtigen Teilnehmerinnen 
zu einem bleibenden Erlebnis. Auch wei­
tere Vertreter des "starken Geschlechts" 
beteiligten sich aktiv an der Organisation 
und der Vorbereitung des Rahmenpro­
gramms dieser Frauentagung, ein Um­
stand, der noch nicht selbstverständlich 
und deshalb hervorhebenswert ist. 

Diesmal waren 59 Teilnehmerinnen, dar­
unter 7 aus dem Ausland, der Einladung 
gefolgt. Die Tagung wurde durch den Vi­
zepräsidenten der Universität Tübingen, 
Herrn Prof. Maier, eröffnet. auch der Dekan 
der Mathematischen Fakultät, Herr Prof. 
lserentant, ließ es sich nicht nehmen, die 
Kolleginnen persönlich zu begrüßen. Bei­
de Redner stellten übereinstimmend fest, 
daß der gute Wille der Universitätsleitung 
zur Frauenförderung zwar vorhanden sei, 
die Ergebnisse jedoch noch nicht befriedi­
gen können. Die 7 Fachvorträge waren 
öffentlich und erfreuten sich auch eines 
regen Besuchs von Kolleginnen und Stu­
dentinnen der Tübinger Universität. 

Breiten Raum nahmen wie auf dem ersten 
Treffen in Schwerte Diskussionen zur Lage 
der Mathematikerinnen in den alten und 
neuen Bundesländern und zu Möglichkei­
ten der Frauenförderung ein. Aus Zeit­
gründen wurden in vier parallel tagenden 
Arbeitskreisen zunächst Standpunkte zu 
folgenden Themen erarbeitet: 
- Situation der Wissenschaftlerinnen in 
den neuen Bundesländern 
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Stellungnahme zur Situation der Wlaaenschaftlerlnnen In den neuen 
Bundesländern 

verabschiedet von den Teilnehmerinnen der Zweiten Deutschen Mathematikerin­
nentagung der European Women in Mathematics in Tübingen, 15.-17.4.1993. 

Der hohe Frauenanteil in der Arbeitslosenstatistik ist ein großes Problem in den neuen 
Bundesländern, auch und gerade bei akademisch ausgebildeten Frauen. Nach 
einer Studie der Projektgruppe Hochschulforschung (Ber1in-Karlshorst) standen vor 
der Hochschulerneuerung in den neuen Bundesländern einer Hochschulwissen­
schaftlerin drei männliche Kollegen gegenüber, in westdeutschen Hochschulen 
waren es sechs. Bezogen auf die Hochschullehrer betrug die Relation Frauen zu 
Männern im alten Bundesgebiet 1: 19, im Beitrittsgebiet dagegen 1: 11. 

In der gegenwärtigen Praxis der Umstrukturierung ostdeutscher Hochschulen zeich­
nen sich allerdings Tendenzen ab, die darauf hindeuten, daß auch in dem oben 
genannten Beispiel daß bessere Verhältnis in den neuen Bundesländern dem 
schlechteren in den alten Bundesländern angeglichen werden soll, anstatt die 
Umgestaltung als Chance zu nutzen, die vielzitierte Gleichstellung der Frau durchzu­
setzen. Die Aussage des sächsischen Ministerpräsidenten Kurt Biedenkopf (CDU) 
"Wir müssen die Erwerbsquote von Frauen auf ein normales Maß zurückführen" 
(Wochenpost Nr. 52, 1993), wobei "normal" westdeutsches Maß, in Zahlen ausge­
drückt 50,3%, bedeutet, weist jedenfalls darauf hin. Im Klartext heißt dies, alles, was 
die Frauen in den neuen Bundesländern schon erreicht hatten, die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie, das Recht auf Arbeit und selbstverdientes Geld, wird plötzlich 
zurückgeworfen auf einen längst überwunden geglaubten Zustand. Das Problem 
besteht aber in der Beschaffung von Arbeitsplätzen. Aus unserer Sicht halten wir die 
sofortige Umsetzung folgender Forderungen für notwendig: 

1.Bei notwendigem Personalabbau darf der prozentuale Frauenanteil in allen 
Statusgruppen nicht verringert werden. 2.Für Wissenschaftlerinnen über 45 Jahre 
sind geeignete Stellen zu schaffen. 

3.Die Altersbegrenzung von 52 Jahren für Berufungen sollte in der Phase der 
Umstrukturierung der Hochschullandschaft außer Kraft gesetzt werden. 

4.Für Bewerber/innen an Fachhochschulen muß 44 (3) des Hochschulrahmenge­
setzes verstärkt zur Anwendung gebracht werden. 

5.Bei der fachlichen Beurteilung im Rahmen von Stellenbesetzungen dürfen sich 
DDR-spezifische Probleme (z.B. fehlende Auslandsaufenthalte, umfangreicher Anteil 
an der Lehre der im Mittelbau beschäftigten Frauen) nicht nachteilig auswirken. 

6.Die laut Gesetz festgelegten Kompetenzen der Gleichstellungsbeauftragten sind in 
die Tat umzusetzen. Analog zum Personalrat muß der Gleichstellungsbeautragten 
Kündigurigsschutz. gewärt werden. 

7.Die Kinderkrippen und Kindergärten an den Hochschulen der neuen Bundeslän­
der sind unter allen Umständen zu erhalten. 
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- Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
- Frauenförderprogramme 
- Verbesserung des Netzwerkes zur Infor-
mationsverbreitung. 

Die Ergebnisse aus den Sitzungen der 
Arbeitskreise wurden am letzten Tag zur 
Diskussion gestellt bzw. zur Beschlußfas­
sung vorgelegt. Unter anderem kristallisier­
ten sich folgende Problemkreise heraus: 

1. Für die Frauen aus den neuen Bundes­
ländern bedeutet die jetzige Situation ei­
nen gewaltigen Rückschritt in Gleichbe­
rechtigungsfragen. Der Abbau von Kinder­
betreuungseinrichtungen ist nicht aufzu­
halten. 

2. Durch die Medien wird ein Frauenbild 
propagiert, in welchem die Berufstätigkeit 
keinen Platz hat. 

3. Die Struktur einer akademischen Lauf­
bahn in Deutschland ist für Frauen generell 
ungünstig. Es gibt kaum Dauerstellen nach 
der Promotion, die Weiterqualifizierung bis 
zur Habilitation erfolgt auf der Basis von 
sehr kurzfristigen Zeitverträgen bzw. Sti­
pendien. Auf Grund der in dieser Phase 
herrschenden sozialen Unsicherheit ist 
eine Familiengründung ohne Abstriche 
von der wissenschaftlichen Arbeit kaum 
möglich. Nach der Habilitation, die Kandi­
datin ist dann meistens schon Mitte Dreißig, 
ist eine Bewerbung auf eine Professur 
möglich. Er hält die Kandidatin einen Ruf, 
so ist wegen des Hausberufungsverbotes 
ein Ortswechsel vorprogrammiert. Aus die­
sen Bedingungen folgt, daß eine Frau ir­
gendwann die Entscheidung zwischen 
Wissenschaft und Familie treffen muß. Ein 
Universitätssystem mit Dauerstellen ~reits 
nach der Promotion und Weiterqualifizie­
rung im Rahmen dieser Stelle, wie es in 
vielen anderen Ländern besteht (und auch 
in der ehemaligen DDR bestand), ist für 
Frauen wesentlich günstiger. 

4. Für die Nachwuchswissenschaftlerin-
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nen aus den neuen Bundesländern kommt 
hinzu, daß sie ihre Laufbahn unter anderen 
Bedingungen begonnen haben. Die Fa­
miliengründung erfolgte relativ früh, Kinder 
sind in der Regel bei Abschluß der Promo­
tion schon da. Die neuen Prämissen be­
deuten für viele, die sich gern weiterqua­
lifizieren möchten, das Ende der wissen­
schaftlichen Laufbahn. 

5.Bei der Umstrukturierung der Hochschul· 
landschaft in den neuen Bundesländern 
sind gerade die Stellen im akademischen 
Mittelbau stark reduziert worden. Im Rah­
men der Stellenüberleitungen und Stellen­
neubesetzungen wurden überproportio­
nal viele Frauen aus den Hochschulen 
verdrängt. Für ältere Wissenschaftlerinnen, 
die dabei ihre Stelle verloren haben, be­
deutet die Kündigung ein Berufsverbot und 
bei der jetzigen Arbeitsmarktsituation so­
gar ein Arbeitsverbot. 

6. Die Berufungs-und Stellenbesetzungs­
verfahren sind transparenter zu gestalten. 
Die/der Gleichstellungsbeauftragte ist an 
der Auswahlentscheidung zu beteiligen, 
um Benachteiligungen von Bewerberin­
nen auszuschließen. 

7. Auf dem Gebiet der Mathematik sind in 
den neuen Ländern zur Zeit so gut wie 
keine Stellen in der Industrie vorhanden. 

An den Problemen der ostdeutschen Ma­
thematikerinnen nahmen die Teilnehme­
rinnen lebhaften Anteil. Dies zeigt eine 
Stellungnahme, verabschiedet auf der 
Konferenz, die der Bundesministerin für 
Frauen und Jugend, den Bundesministern 
für Bildung und Wissenschaft, für Forschung 
und Technologie sowie den Wissenschafts­
ministern der einzelnen Bundesländer zu­
geleitet wurde.(Siehe nebenstehend.) Ant­
wortschreiben einiger Minister auf seiuige 
Stellungnahme sind schon eingegangen. 

Wünschenswert wäre ein lnfonnationsaus­
tausch über Projekte und Aktivitäten zwi-
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sehen den verschiedenen Frauenvereini­
gungen, da die anstehenden Probleme 
sehr ähnlich sind. In diesem Sinne ist auch 
der vorliegende Beitrag zu verstehen. 

Sybllle Handrock (Chemnitz} 

Die Autorin, Dr. rer. nat. habil., Hoch· 
schuldozentin für Mathematik, war bis 
31.12.1992 tätig an der Technischen 

Universität Chemnitz-Zwickau, gekündigt 
mangels Bedarfs, seitdem arbeitslos. 

Bericht zur 5. Landeskonferenz der Gleichstellungsbeauftragten 
sächsischer Hochschulen 

Vom 26. bis 28. März 1993 fand in Leipzig­
Markkleeberg die 5. Landeskonferenz der 
Gleichstellungsbeauftragten (GB) sächsi­
scher Hochschulen unter der Thematik 
"Gleichstellung der Frau - Herausforderung 
der Einheit" statt. Sie wurde in Zusammen­
arbeit mit der "Deutschen Gesellschaft 
e.V." durchgeführt. Etwa 40 Frauen, u.a. 
GB der Hochschulen, Fachbereiche, Insti­
tute und Kliniken, aber auch lnteresssierte, 
nicht nur aus Sachsen, nahmen an der 
Veranstaltung teil. 

Neben den Berichten zur Situation der 
Frauen an den sächsischen Hochschu­
len, dem Erfahrungsaustausch auch mit 
GB aus den alten Bundesländern, stand 
das bevorstehende Sächsische Hoch­
schulgesetz bereits am Freitag im Mittel­
punkt der Diskussion. 

Frau Wagner, seit November 1992 GB im 
Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst, ging in ihrem Beitrag auf Probleme 
und Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
mit den GB sächsischer Hochschulen ein. 
Sie verwies darauf, daß die Positionen der 
Senatskommission für Gleichstellung der 
Universität Leipzig zum zukünftigen Säch­
sischen Hochschulgesetz durch sie noch 
rechtzeitig an die entsprechende Kommis­
sion weitergeleitet werden konnten. Frau 
Wagner war sehr am Erfahrungsaustausch 
mit den GB interessiert und konnte in der 
Diskussion konkrete Fragen beantworten. 
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Frau Uhlig, Referentin der Parlamentari­
schen Staatssekretärin für die Gleichstel­
lung von Mann und Frau im Freistaat Sach­
sen, berichtete kurz zu ihrer Arbeit und 
wies auf Möglichkeiten der Vernetzung 
der Gleichstellungsarbeit über Sachsen 
hinaus hin, dabei insbesondere auf die 
Tätigkeit der Arbeitsgruppe "Frauen­
förderung in der Wissenschaft" und die 
Frauenministerkonferenz. Als, aus ihrer 
Sicht, zentrale Fragen für das Sächsische 
Hochschulgesetz führte sie Amtsdauer, 
Rechte und Pflichten der GB sowie deren 
Ausstattung an und ging auf das Problem 
der Bestellung oder Wahl der GB ein. 

Die kommissarische GB der Universität 
Leipzig, Frau Doz. Dr. Arnold, leitete die 
Überlegungen zur Fixierung der Gleichstel­
lungsarbeit im Sächsischen Hochschul­
gesetz aus den konkreten Problemen und 
Erfahrungen ihrer Tätigkeit ab. Obwohl, 
wie sie feststellte, der prozentuale Frauen­
anteil bei den Beschäftigten der Leipziger 
Universität mit 52% immer noch überdurch­
schnittlich hoch ist, sind im Gegensatz dazu 
im Prinzip alle Hochschulgremien über­
wiegend mit Männern besetzt. So haben 
Frauen wenig Einflußmöglichkeiten auf 
Veränderungen. Deshalb ist die rechtliche 
Untermauerung und Absicherung der 
Gleichstellung von Frauen im Sächsischen 
Hochschulgesetz besonders wichtig. Für 
die Stellungnahme der Landeskonferenz 
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empfahl sie Akzentsetzungen hinsichtlich:­
der Pflicht der Hochschulen.eine GB zu 
bestellen; - des Wahlmodus der GB ein­
schließlich der Wahl von Stellvertreterin­
nen; - der Kompetenz der GB auch auf 
Fachbereichsebene. 

Den Samstag eröffneten Frau Röhl und 
Frau Monte vom Zentrum für interdiszipli­
näre Frauenforschung(ZIF) Berlin mit ei­
nem Referat zum Thema "Wissenschaftle­
rinnen im T ransfonnationsprozeß der Hoch­
schulen und Universitäten im Land Bran­
denburg und Berlin". Mit umfangreichem 
Zahlenmaterial und in Auswertung von 
Befragungen gingen sie vor allem zwei 
Fragestellungen nach: 
1. Welchen Entwicklungsweg nehmen 
Wissenschaftlerinnen, die durch Umstruk­
turierung aus den Hochschulen ausschei­
den mußten? 
2. Wie wird Frauenförderung/die Arbeit 
der GB bewertet? 

Die Ergebnisse der Untersuchungen stell­
ten sich differenziert dar und waren für alle 
Zuhörer sehr interessant, da solche Ana­
lysen in ihren Bundesländern nicht vorlie­
gen. 

Anschaulich und praxisnah vermittelte Frau 
Prof. Pfarrer, Frauenbeauftragte an der 
Fachhochschule Ulm, Erfahrungen zur 
Frauenförderung am Beispiel einer tech­
nisch orientierten Fachhochschule. Sie 
verwies auf die konkreten Probleme in den 
einzelnen Statusgruppen und spezifische 
Förderlösungen, angefangen bei den Stu­
dentinnen, deren Anteil in ihrer Hochschu­
le nur 5% der Studierenden umfaßt. U.a. 
sprach sich Frau Prof Pfarrer dafür aus, 
Studierenden mit kleinen Kindern für eine 
gewisse Zeit ein Teilzeitstudium zu ennög­
lichen. An der Fachhochschule befindet 
sich eine Kinderbetreuungsstätte haupt­
sächlich für studierende Eltern in Vorberei­
tung, werden Wochenendseminare und 
ein monatlicher Stammtisch für Frauen 
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durchgeführt - Veranstaltungen, die auch 
in der Lokalpresse veröffentlicht werden 
und Zuspruch finden. Als besondere Hür­
de für die Entwicklung des weiblichen 
wissenschaftlichen Nachwuchses sieht 
Frau Prof. Pfarrer die Berufungskriterien, 
die u.a. 5 Jahre Berufspraxis (davon 3 Jah­
re außerhalb der Universität) bei einem 
bevorzugten Berufungsalter von 35 - 40 
Jahren fordern. 

Am Nachmittag wurde unter Leitung der 
Landessprecherin, Frau Dr. Reiche, die 
Geschäftsordnung der Landeskonferenz 
diskutiert und beschlossen. In der Ge­
schäftsordnung sind Zusammensetzung, 
Arbeitsweise, Wahlmodus und die wich­
tigsten Arbeitsfelder der Landeskonferenz 
geregelt. Außer~m wurde ein Solidari­
tätsbrief zugunsten der Frauenbeauftragten 
in Hamburg verfaßt, die wegen unzurei­
chender Arbeitsmöglichkeiten im Februar 
1993 zurückgetreten waren. 

Wichtigstes Ergebnis der Landeskonferenz 
war die Verabschiedung einer Stellung­
nahme zum Entwurf des Sächsischen 
Hochschulgesetzes vom 13.3.93 (s. Anla­
ge). Die Stellungnahme wurde den Politi­
kern übergeben, und die inhaltlichen Posi­
tionen wurden in das "Hochschulpoliti­
sche Forum zu frauenspezifischen Ge­
sichtspunkten im bevorstehenden Sächsi­
schen Hochschulgesetz" am Samstaga­
bend eingebracht. Frau Böhme vom Stu­
dentinnenrat der Universität Leipzig ging in 
ihrem Beitrag auf "Fonnen der Interessen­
wahrnehmung von Studentinnen durch 
Studentinnen• ein. Sie betrachtete dies so­
wohl rückblickend als auch in Hinsicht auf 
die Möglichkeiten, Aufgaben und Proble­
me. die sich aus den jetzigen Strukturen 
ergeben. Frau Böhme ist selbst Mitglied 
der Seanatskommission für Gleichstel­
lungsfragen und arbeitet in dieser Eigen­
schaft auch in der Vergabekommission 
der Universität mit. Seit der Gründung im 
Herbst vergangenen Jahres wirkt sie im 
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Referat für Frauen- und Lesbenpolitik- und 
kulturdes Studentinnenrats mit, das Veran­
staltungen nicht nur für Frauen organisiert. 
So existieren bereits vielfältige Ebenen, 
um die Frauenproblematik ständig in die 
Hochschulöffentlichkeit zu bringen, v.a. mit 
dem Ziel, die Rahmenbedingungen für 
Studentinnen zu verbessern. 

Herr Prof. Förster (Mdl, SPD), Frau A. 
Pfleger (in Vertretung für Dr. Weber Mdl, 
Bündnis 90/Grüne). Herr Prof. Porsch (Mdl, 
PDS) und Herr Dr. Rößler (MdL, CDU) 
waren der Einladung zur Diskussion mit 
den Hochschul-Frauen am Samstagabend 
gefolgt, die sich lebhaft und kontrovers 
gestaltete. 

Die Konferenz klang am Sonntag - schon 
traditionell - mit Beiträgen zur Frauenfor­
schung aus, deren Förderung ein wichti­
ges Anliegen der Hochschulgleichstel­
lungsbeauftragten ist Die beiden Referen­
tinnen, Frau Dr. habil. Nagelschmiclt und 
die Forschungsstudentin A. Schmidt kom­
men beide vom Bereich Germanistik der 
Leipziger Universität. Für ihr Thema "Frau­
enforschung in Sachsen - zwischen allen 
Stühlen" wählte Frau Dr. Nagelschmiclt 
einen historischen Einstieg. Sie ging da­
von aus, daß Frauenforschung bereits an 
Hochschulen der DDR, auch von Män­
nern, betrieben wurde, aber es war keine 

geförderte Forschung. Sie belegte das an 
verschiedenen Beispielen. In einem zwei• 
ten Schwerpunkt skizzierte Frau Dr. Nagel­
schmiclt kurz die Entwicklung der Frauen­
forschung in den alten Bundesländern. An 
beide Entwicklungslinien knüpft die heuti­
ge Frauen- und Geschlechterforschung in 
Sachsen an, die aber überwiegend im 
außeruniversitären Bereich angesiedelt ist. 
Die Notwendigkeit der heutigen Frauen­
forschung sieht Frau Dr. Nagelschmiclt in 
Verbindung mit der Tatsache, daß heute 
65% der Arbeitslosen in Sachsen Frauen 
sind. Sie leitete Aufgaben für die Frauenfor­
schung v.a. für die Germanistik ab. 

Daran anknüpfend stellte Frau Schmlclt in 
ihrem Referat "Frauenforschung in der Lin­
guistik" Untersuchungen zum geschlech­
terspezifischen Kommunikationsverhalten 
vor. Als linguistische Aspekte führte sie 
besonders Sprachsystem, Sprachge­
brauch sowie Sprechverhalten an und illu­
strierte das mit vielen Beispielen. Die aus­
führlichen Konferenzbeiträge werden 
durch die Landessprecherin in einem Pro­
tokollband zusammengestellt. 

Petra Pletzsch (Leipzig) 
Die Autorin , Dr. phil., ist Referentin im 

Gleichstellungsreferat der Universität 
Leipzig 

Frauenforschung In Sachsen 
Erster Tell der Auswahlblbllographle beendet 

Über die Notwendigkeit der Frauenfor­
schung zu sprechen, hieße Eulen nach 
Athen tragen zu tragen. Gleich wie sie im 
hellen Tageslicht kaum etwas sehen; blieb 
auch für mich zu Anfang unserer ge­
meinsamen Suche nach dem bislang Un­
bekannten - Geschlechtsspezifik und Frau­
enforschung - die Einsicht in diesen Wis-
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senschaftszweig im dunkeln. Aber wie heißt 
es so schön: Vor den Erfolg haben die 
Götter den Schweiß gesetzt. Also machten 
wir vier Frauen der Koordinierungsstelle 
Frauenforschung am Referat Gleichstel­
lung der TU Dresden uns im Frühsommer 
vergangenen Jahres auf die beschwerli­
che Suche und den langen Weg der Er-
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kenntnis - Frauenforschung in Sachsen. 

Es war nicht eben viel, was wir da, offen­
sichtlich dieser Thematik zuzuordnen, fin­
den konnten. Offenkundig war für uns nur, 
daß wir schnell mit unseren Recherchen 
beginnen mußten, ehe so manche Wis­
senschaftlerin nicht mehr erreichbar, so 
manche Arbeit nicht mehr auffindbar war. -
Wendezeit. Abwicklung der Wissenschaft­
lerinnen, Reißwolf fürs Papier und viel, viel 
graue Literatur, die aufzuspüren war - das 
alles schwebte über uns wie ein Damokles­
schwert. Aber wir hatten uns ja vorgenom­
men, eine Publikation über Frauen und 
geschlechtsspezifische Forschung her­
auszugeben, was störte uns da das Schwert 
eines Mannes. 

Nunmehr liegt der erste Teil unserer Aus­
wahlbibliographie vor. Umfangreicher als 
erwartet, gibt er eine Übersicht und 
widerspiegelt Tendenzen in den Berei­
chen: Frauen im Umbruch, Kunst- und 
Kulturwissenschaften, Linguistik und Jour­
nalistik, Pädagogik und Psychologie sowie 
Theologie. Wir schätzen ein, daß wir dank 
der Hilfe und des Engagements vieler säch­
sischer Frauenforscherinnen, auch aus 
autonomen Verbänden und Vereinen und 
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ebenso aus den alten Bundesländern, eine 
Publikation vorlegen können, die Ansätze 
und Ergebnisse trauen- und geschlechts­
spezifischer Forschung verdeutlicht und 
zur weiteren Arbeit auf diesem Gebiet an­
regen kann und soll. Die Dokumentation 
kann ab Ende Mai in unserer Bibliothek 
eingesehen werden. 

Wir haben nun, mit einiger Erfahrung der 
letzten Monate, den zweiten Teil der Biblio­
graphie begonnen. Hier werden wir ins­
besondere die Bereiche Geschichte, Me­
dizin, Naturwissenschaft und Technik, 
Rechtswissenschaften und Soziologie auf­
arbeiten. Auf aktuelle Ergänzungen zu Teil 
1 wollen und werden wir aber keinesfalls 
verzichten. Wir sind deshalb sehr dankbar 
für Hinweise zu Quellen, für Kritiken und 
Anregungen. Uns nun mittlerweile an die 
noch relative Dunkelheit auf dem Gebiet 
der Frauenforschung in den neuen Bun­
desländern gewöhnend, freuen wir uns 
über jeden Lichtstrahl und wollen gern 
dazu beitragen, es Tag werden zu lassen. 

Maria Grün/er {Dresden) 
Koordinierungsstelle Frauenforschung 

an der TU Dresden 

(aus: Dresdner Universitäts-Journal 9/93) 
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DOKUMENTATION 

Vom 2. bis 6. Juni 1993 tagte in Bonn der studentische 
Bildungsgipfel. Wir drucken im folgenden die abschlie­
ßend verabschiedeten ·zwM Punkte•. Eine ausführliche 
Dokumentation, u.a. mit dem •Grundlagenpapier des 
studentischen Bildungsgipfels· kann gegen eine Schutz­
gebühr von 7,50 DM bezogen werden bei der Geschäfts­
stelle der Freien Konferenz der Studenttnnenschaften an 
Fachhochschulen FKS, Reuterstr. 44, W • 5300 Bonn t. 

Zwölf Punkte des studentischen Bildungsgipfels 
zur Reformierung der Hochschulen 

Die folgenden Punkte fassen das Grundlagenpapier zusammen, erheben aber 
ebenso wie dieses keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit oder Endgültigkeit. Da sie 
eine starke Verkürzung darstellen, können sie die Lektüre des Grundlagenpapiers 
nicht ersetzen. 

1. Frauen werden (auch) an Hochschulen diskriminiert. Dem muß endlich mit 
wirkungsvollen Sanktionen entgegengetreten werden. Die tatsächliche Gleichstel­
lung der Frauen an Hochschulen ist unter anderem durch konsequente Förderung 
und Verankerung von feministischen Forschungs- und Lehrinhalten, die bevorzugte 
Einstellung von Frauen auf allen Hierarchiestufen im Hochschulbereich, sowie einem 
Vetorecht für Frauenvertreterinnen in allen Gremien zu verwirklichen. Ziel ist, die 
patriarchalen Strukturen, die nicht nur Frauen unterdrücken, in den Hochschulen 
sowie in der Gesellschaft abzuschaffen. 

2. Die Diskriminierung von Minderheiten auch an den Hochschulen ist zu bekämpfen. 
Insbesondere ausländische Studierende leiden unter Rassismus und Fremdenhaß, 
der sich auch in Gesetzen und Vorschriften äußert. Die soziale und politische 
Gleichstellung für alle muß erreicht werden. 

3. Hochschule und Gesellschaft müssen ökologisiert werden. Dies umfaßt einerseits 
ein Verständnis der Hochschule als ökologisch-soziales System und andererseits die 
Integration der Umweltproblematik in Forschung und Lehre. 
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4. Bildung ist mehr als Ausbildung. Sie soll zu einem selbstbestimmten Leben 
befähigen. Dadurch ennöglicht sie Kritikfähikeit und Verantwortungsbewußtsein. Die 
Hochschulen erfüllen diesen Anspruch derzeit nicht. 

5. Deshalb sehen auch die Studierenden die Notwendigkeit einer Hochschulrefonn, 
beurteilen aber die offiziellen Refonnvorhaben als Schritte in die falsche Richtung. Die 
Studierenden müssen an der Entwicklung von Hochschulrefonnplänen und an der 
Entscheidung über diese Vorschläge auf allen Ebenen paritätisch beteiligt werden. 

6. Der Hochschulzugang darf nicht von den Erfordernissen des Arbeitsmarktes 
abhängig gemacht werden. Bildung ist ein Recht für alle, das gewähr1eistet werden 
muß. Der "Öffentlichkeitsbeschluß" von 1977 muß daher konsequent umgesetzt 
werden. Eine notwendige Voraussetzung dafür ist der verstärkte Aufbau der Hoch­
schulen und eine deutliche Erhöhung der Mittelzuwendung. 

7. Wir lehnen eine Zweiteilung des Studiums in ein berufsqualifizierendes Massenstu­
dium und ein wissenschaftliches Elitestudium ab, da dies unserem Bildungsanspruch 
entgegensteht. 

8. Die undemokratischen Strukturen an den Hochschulen müssen durch ein paritä­
tisdles Mitbestimmungsmodell ersetzt werden. Die verfaßte Studierendenschaft mit 
Satzungs- und Finanzierungsautonomie, Pflichtmitgliedschaft und umfassenden 
politischen Mandat ist einzuführen. Entscheidungen im Bereidl der Forschung und 
Lehre müssen transparent sein und der gesellschaftlichen Kritik zugänglich gemacht 
werden. 

9. Lehr- und Forschungsinhalte müssen auf die Lösung drängender gesellsdlaftlicher 
Probleme ausgerichtet werden. Sie dürfen nidlt von ökonomischen Verwertungsin­
teressen dominiert werden. Ziel des Studiums muß es sein, Handlungs- und Kritikfä­
higkeit mit Solidarität und Verantwortungsbewußtsein zu verbinden. Dazu sind 
interdisziplinäre Lehr-, Lern- und Forschungstonnen notwendig. 

1 0.Die Lehr- und Lerntonnen wie auch die Inhalte müssen von den Studierenden 
mitgestaltet und mitbestimmt werden. Prüfungen müssen weitgehend abgebaut und 
durch freiwillie Selbstkontrollen, Orientierungshilfen und eine individuelle Betreuung 
der Studierenden ersetzt werden. Die Studienorganisation muß der Eigenverantwor­
tung der Studierenden überlassen bleiben. 

11.Das differenzierende Hochschulsystem ist zugunsten der integrierten Gesam­
thochschule aufzulösen, in der Theorie und Praxis sinnvoll miteinander verbunden 
werden. 

12.Chancengleichheit im Bildungsbereich darf nicht weiter durdl einen sozialen NC 
untergraben werden. öeshaib ist es ein vordringiiches Ziei, aiien Studierenden eine 
soziale Absidlerung zu gewährleisten. 
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Kultusministerkonferenz, Beschluß der Tagung am 7 J8. Mal 1993 In 
Greifswald: 

Vereinbarung über die Anerkennung und Zuordnung der 
Lehrerausbildungsgänge der ehemaligen DDR 

"Im Zuge der weiteren Verwirklidlung der Einheit Deutschlands" haben die Kultusmini­
sterinnen und Kultusminister der Länder auf ihrer 263. Plenarsitzung eine Vereinbarung 
über die Anerkennung und Zuordnung der Lehrerausbildungsgänge der ehemaligen 
DDR zu herkömmlichen Laufbahnen getroffen. Die Ministerinnen und Minister haben 
~amit den Auftrag aus Art. 37 Abs. 2 des Einigungsvertrages erfüllt, eine Regelung zur 
Uberführung der Lehrkräfte in den neuen Ländern mit den bisherigen (DDR-)Lehrbefä­
higungen nach den Kriterien der Kultusministerkonferenz herbeizuführen. 

Die Kultusministerkonferenz beschloß, daß das Präsidium der Kultusministerkonferenz 
dem Bundesminister des Innern die Vereinbarung übergeben soll, um sich persönlich für 
die Realisierung der KMK-Vereinbarung einzusetzen und dabei zugleich ihre Bedeutung 
für die neuen Länder zu unterstreichen. Für die Umsetzung der Vereinbarung müssen 
die entsprechenden Änderungen des Beamtenrechts, insbesondere des Laufbahn­
rechts, des Besoldungsrechts und des Besoldungsübergangsrechts sowie des Tarif­
rechts vorgenommen werden. 

Die beschlossene Vereinbarung schafft die Voraussetzungen für Lehrerinnen und 
Lehrer, die ihre Lehrerausbildung in der ehemaligen DDR erhalten haben und in den 
neuen Ländern als Lehrer tätig sind, in das Beamtenverhältnis übernommen und 
dauerhaft in das System der Bundesbesoldungsordnung eingeordnet zu werden. Für 
Lehrer, die im Angestelltenverhältnis verbleiben, werden zugleich entsprechende tarifli­
che Eingruppierungen ermöglicht. Die vorläufige Lehrervergütung in den neuen Län­
dern in Anlehnung an die Besoldungs-Übergangsverordnung kann nunmehr für die 
genannten Lehrergruppen durch eine endgültige Regelung ersetzt werden. Für die 
Lehrer, die ihre Ausbildung in den neuen Ländern bereits nach neuem Recht erhalten 
(haben), hatte die Kultusministerkonferenz bereits am 25./26.6.1992 eine Anerkennungs­
vereinbarung beschlossen. 

Im einzelnen wird durch die vom 263. Plenum der KMK verabschiedete Vereinbarung 
folgendes festgelegt: 

- Die Lehrerausbildungsgänge der ehemaligen DDR werden den in den Ländern 
geltenden Laufbahnen oder den jeweiligen rechtlichen Regelungen entsprechend einer 
der Vereinbarung beigefügten Anlage (Übersicht über die in der ehemaligen DDR 
erworbenen Abschlüsse bzw. Befähigungen im Lehrerbereich) zugeordnet. Die Zuord­
nung gilt für Lehrkräfte, die ihre Ausbildung in der ehemaligen DDR abgeschlossen 
haben und in den neuen Ländern bzw. in Berlin tätig sind. 

- Der Vorbereitungsdienst und die Zweite Staatsprüfung werden für die Lehrkräfte mit 
einer in der ehemaligen DDR erworbenen Lehrbefähigung für das Gebiet der Länder 
Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü­
ringen durch die Bewährung in der Tätigkeit als Lehrerin bzw. als Lehrer ersetzt. 
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Die in diesem Rahmen notwendigen Feststellungen erfolgen nach Landesrecht. Für eine 
Bewährungsfeststellung kommen aber nur Bewerber in Frage, die 

a) die allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfüllen (einschl. Bekenntnis 
zur freiheitlichen demokratischen Grund ordnung), 

b) eine Prüfung im Sinne der Einreihung in der 2. BesÜV abgelegt haben (hierzu 
gehören z.B. nicht Diplomlehrer mit einem Fach Staatsbürgerkunde, deren Examen 
nach dem Wegfall dieses Unterrichtsfaches nicht mehr als ausreichend zu betrachten ist), 

c) eine mindestens einen Zeitraum von drei bzw. vier Jahren insgesamt umfassende 
Bewährungszeit ("Verordnung über die Bewährungsanforderungen für die Einstellung 
von Bewerbern aus der öffentlichen Verwaltung im Beitrittsgebiet in ein Bundesbeamten­
verhältnis" vom 09.01.1991) erfüllt haben (dabei soll wegen der schulischen Neuorgani­
sation mindestens sechs Monate der Bewährung ab Schuljahresbeginn 1991/92 zurück­
gelegt werden), 

d) bis zum Ablauf der Bewährungszeit noch nicht das 50. Lebensjahr vollendet haben.'' 

Die Zuordnung entsprechend der Anlage wird auch einer gegenseitigen Anerkennung 
unter den Ländern - insbesondere im Rahmen des Lehreraustauschverfahrens -
zugrunde gelegt. 

Die Übernahme in den Dienst eines anderen Landes der Bundesrepublik kann von dem 
Nachweis von Ausgleichsmaßnahmen nach Maßgabe des Beschlusses der Kultusmini­
sterkonferenz vom 05.10.1990 über die "Gegenseitige Anerkennung von Lehramtsprü­
fungen und Lehramtsbefähigungen" (dem zwischenzeitlich auch die neuen Länder 
beigetreten sind) abhängig gemacht werden. Dabei wird von einem Vorbereitungsdienst 
und einer zweiten Staatsprüfung abgesehen. 

Für Lehrkräfte, die nicht von dieser Vereinbarung erfaßt sind, werden Anerkennung bzw. 
Übernahme nach einer materiellen Überprüfung der Gleichwertigkeit der Abschlüsse im 
Einzelfall entschieden. 

- Der Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 05.10.1990 über "Vorläufige Grundsät­
ze zur Anerkennung von auf dem Gebiet der ehemaligen DDR erworbenen Lehramtsbe­
fähigungen" bleibt weiterhin anwendbar auf Lehrkräfte, die nicht oder nicht mehr in den 
Schulen der neuen Länder tätig sind. 

Kultusministerkonferenz, Beschluß der Tagung am 7 JS. Mai 1993 in 
Greifswald: 

Feststellung der Gleichwertigkeit von Fachschulabschlüssen der 
ehemaligen DDR 

Die Kultusministerkonferenz hat auf ihrer 263. Plenarsitzung nunmehr auch für den 
Fachschulbereich eine Feststellung der Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüssen im 
Sinne des Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages beschlossen. Der Beschluß schließt sich 
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an den Beschluß der Kultusministerkonferenz zur Feststellung der Glelchwertigkelt von 
Bildungsabschlüssen der ehemaligen DDR im Hochschulbereich vom 1./11.10.1991 
i.d.F. vom 26./27.3.1992 an, dessen allgemeine Grundsätze er übernimmt. 

Art. 37 Abs. 1 des Einigungsvertrages bestimmt, daß die im Gebiet der DDR und die in den 
anderen Ländern der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin (West) abgeleg­
ten Prüfungen und Befähigungsnachweise einander gleichstehen und die gleichen 
Berechtigungen verleihen, wenn sie gleichwertig sind. Auf dieser Grundlage hat die 
Kultusministerkonferenz mit ihrem Beschluß eine Bewertung der in der ehemaligen DDR 
an staatlichen und staatlich anerkannten Fachschulen erworbenen Abschlüsse sowie 
der dem Fachschulbereich zuzuordnenden Abschlüsse kirchlicher Ausbildungseinrich­
tungen (soweit nicht in den Beschlüssen der KMK zu Abschlüssen in Erzieherberufen 
erfaßt) vorgenommen. Einbezogen in die Bewertung sind die in der ehemaligen DDR bis 
zum Beitritt zur Bundesrepublik und die während der nachfolgenden Übergangsphase 
vor der Umstellung der Ausbildungssysteme in den neuen Ländern erworbenen bzw. 
noch bis Ende 1991 zu erwerbenden Abschlüsse. Für diese Abschlüsse soll der 
Beschluß bei der Gleichwertigkeitsfeststellung eine einheitliche Bewertungspraxis si­
cherstellen. Der Beschluß erstreckt sich nicht auf die in der Bundesrepublik Deutschland 
staatlichen Prüfungsordnungen unterliegenden Abschlüsse, für die nach dem Eini­
gungsvertrag oder anderen rechtlichen Vorschriften besondere Regelungen gelten. 

Die Kultusministerkonferenz hat sich bei der Gleichwertigkeit - wie schon im Hochschul­
bereich • auch hier von dem mit dem Einigungsvertrag verfolgten Ziel uneingeschränkter 
Freizügigkeit auf der Grundlage absoluter Chancengleichheit für alle Deutschen im 
gesamten deutschen Staatsgebiet leiten lassen. Maßstab für die Bewertung der Ab­
schlüsse war daher der der bisherigen Bewertungspraxis des Pädagogischen Zentrums 
Berlin zugrunde liegende Eingliederungsgedanke sowie die Erwägung, daß an die in der 
ehemaligen DDR erworbenen Abschlüsse keine höheren Anforderungen gestellt wer­
den sollen als dies im internationalen, insbesondere europäischen Bereich der Fall ist. 
Die Bewertung soll dazu beigetragen, den deutsch-deutschen Integrationsprozeß zu 
fördern und zu erleichtern. 

Wie es in dem Beschluß weiter heißt, war entsprechend dem Eingliederungsgedanken 
ein großzügiger Maßstab anzulegen. Unter diesen Voraussetzungen sei es gerechtfer­
tigt, in einer großen Zahl von Fachrichtungen trotz der in der DDR generell vorherrschen­
den stärkeren berufsbezogenen Spezialisierung die Gleichwertigkeit der Abschlüsse (mit 
Fach- oder Berufsfachschulabschlüssen der alten Länder) im Sinne des Art. 37 Eini­
gungsvertrag festzustellen. 

In Ausbildungsgängen, die in besonderer Weise auf das Wirtschafts- und Gesellschafts­
system der DDR ausgerichtet waren, seien dagegen systembedingt die Unterschiede so 
groß, daß auch bei großzügiger Betrachtungsweise eine hinreichende materielle Ent­
sprechung der Ausbildungen mit vergleichbaren Studiengängen in den westlichen 
Ländern in der Regel nicht mehr gegeben seL In diesen Fä!!en könne !edig!!ch Niveau­
gleichheit, nicht aber Gleichwertigkeit im Sinne des Art. 37 Einigungsvertrag festgestellt 
werden. Der Beschluß nennt hier insbesondere Bildungsgänge für Wirtschaft, Verwal­
tung und Recht, die dem Fachschulbereich zuzuordnen sind. Personen mit diesen 
Abschlüssen können den Abschluß einer Fachschule oder Berufsfachschule nach den 
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entsprechenden Rahmenvereinbarungen der KMK nur mit einer Zusatzausbildung mit 
staatlicher Abschlußprüfung erhalten. Unabhängig davon besteht u.U. die Möglichkeit, 
durch Teilnahme an Zusatzausbildungen eine dem Fachhochschulabschtuß entspre­
chende Qualifikation zu erwerben. 

Weiter wird in dem Beschluß darauf hingewiesen, daß die vorliegende Bewertung sich 
nur auf die berufliche Ausbildung beziehe, nicht aber auf Hochschulzugangsberechti­
gungen, für die auf die einschlägigen Beschlüsse der KMK verwiesen wird. 

Die Zuständigkeit für die Gleichwertigkeitsfeststellung soll durch ein Länderabkommen 
geregelt werden, für das die Konferenz einen Entwurf verabschiedete. Über die Feststel­
lung der Gleichwertig entscheidet danach jeweils der zuständige Minister desjenigen 
Landes, in dem die Bildungseinrichtung liegt bzw. lag, die den jeweiligen Abschluß 
vergeben hat. Das gilt auch für die Fälle, die aufgrund der Vielgestaltigkeit des Bildungs­
wesens der ehemaligen DDR nicht in den bisherigen Beschlüssen der KMK erfaßt sind. 

Die Bundeswehr und der Tag der offenen Tür der TU Ilmenau 

Was hat das miteinander zu tun? Fragte ich mich bis jetzt auch. Die Antwort darauf brachte 
der diesjährige Tag der offenen Tür am 8. April. 

An diesem Tag besuchen alljährlich potentielle Studenten unsere Uni, um sich über das 
Studienangebot und das kulturelle Umfeld zu infonnieren. Dieses Mal hatten die Organi­
satoren jedoch eine ganz besondere Überraschung parat. Kam man nach der Besichti­
gung der Bereiche zum Mittag in die Mensa, sah man direkt am Eingang unter schmuck­
vollen Tafeln der Uni einen Angehörigen der Bundeswehr mit Info-Materialien für eine 
eventuelle Offizierslaufbahn stehen. Toller Eindruck! Wäre ich einer dieser jungen Leute 
gewesen - ich hätte wohl auf dem Absatz kehrt gemacht. Die die trotzdem in die Mensa 
kamen, fragten am Nachmittag besorgt, wie das denn wäre mit der Armee. Kann ich aus 
dem Studium herausgerissen werden? Muß ich etwa immer noch zur Reserve während 
des Studiums? Darauf hatte der Herr von der Bundeswehr wohl keine Antworten oder 
wurde gar nicht gefragt. Stattdessen verteilte er Werbebroschüren, bei deren Anblick ich 
mir Gedanken an alte Zeiten nicht verkneifen kann. Außerdem kann es wohl nicht Sinn 
und Zweck dieses Tages sein, für eine Bundeswehrhochschule Werbung zu machen 
(so plump diese auch sein mag}. Jeder weiß, wie notwendig steigende Studentenzahlen 
für uns sind. 

Der ansonsten sehr erfolgreiche Verlauf des Tages der offenen Tür erhielt so einen 
bitteren Wennutstropfen. Bleibt zu hoffen, daß sich unsere Uni im nächsten Jahr in dieser 
Beziehung in einem besseren licht zeigt und die zukünftigen Studenten nicht verschreckt 
nach Hause fahren und damit Ilmenau für immer den Rücken kehren. 
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Kay Gastinger {Ilmenau) 
(aus: tui. 1/menauer Uni-Nachrichten 6193) 
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Stellungnahme der Hwnboldt-Unlversftit 
zum Berliner Hochschulstrukturplan 1993 

- Beschluß des Akademischen Senats vom 1.6.1993 -

Tell A: Hochschulpolltlsche Leltllnlen 

Im vorliegenden Entwurf des Hochschulstrukturplanes stellt die Senatsverwaltung für 
Wissenschaft und Forschung vor allem ihre quantitativen Rahmenplanungen für die 
Entwicklung der Wissenschaftslandschaft Berlin vor, ohne jedoch wirklich Prognosen und 
Leitlinien für die Wissenschaftsentwicklung zu geben. Insbesondere sind die intensiven 
Bemühungen der von der Senatsverwaltung eingesetzten LHSK um zukunftsweisende 
Schwerpunktsetzung in der Berliner Bildungs- und Wissenschaftspolitik nur sehr unzurei­
chend berücksichtigt. Die Humboldt-Universität lehnt Vorstellungen entschieden ab, aus 
diesen Rahmendaten unmittelbar Gesetzeskraft abzuleiten oder der Senatsverwaltung für 
Wissenschaft und Forschung mit den Eckwerten Verordnungsennächtigungen übertra­
gen zu wollen. Erforderlich ist - unbeschadet der Eigenverantwortung der Institutionen - die 
Schaffung eines über die einzelne Einrichtung hinausgehenden Instrumentariums für 
längerfristige Planungen. 

Ein entschiedener Mangel des vorliegenden Hochschulstrukturplanes ist das Nichteinge­
hen auf die faktisch bestehenden Probleme der "Überlast" von FU und TU sowie des 
Gesamtkomplexes der Probleme der Humboldt-Universität. Das Ignorieren könnte weiter­
hin schwerwiegende Folgen für die Berliner Hochschulen haben und Refonnansätze im 
Keime ersticken. Weiterhin mißachtet der vorliegende Hochschulstrukturplan die Bil­
dungsbeteiligung in Berlin und in der Bundesrepublik insgesamt. Seine Rahmendaten 
sind oft nicht nachvollziehbar, und die fehlenden bildungspolitischen Konzeptionen 
können nur entwicklungshemmend auf die Perspektiven der Berliner Hochschulland­
schalt wirken. Der Entwurf des Planes bietet den Hochschulen sowohl in quantitativer als 
auch in qualitativer Sicht keine Planungssicherheit und könnte ihre Refonnbestrebungen 
substantiell beeinträchtigen. 

Der beabsichtigte Abbau von Studienplätzen wird abgelehnt. Er orientiert sich an einem 
quantitativen Vergleich der Hochschullandschaft in anderen Bundesländern. Damit igno­
riert diese Vorgabe die vorrangig intellektuellen Funktionen von Hochschulen, wie sie die 
Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland und zugleich eine Metropole Europas exi­
stentiell sind. 

Die Humboldt-Universität erkennt die Notwendigkeit, mit Hilfe eines Hochschulstrukturpla­
nes die Neuordnung der Wissenschaftslandschaft Berlin fördern zu wollen. Für ihre eigene 
Rolle in diesem Prozeß erkennt die Humboldt-Universität folgende Prämissen an: 

Die Universitäten müssen grundsätzlich ein breites Fächerspektrum anbieten, jedoch 
zugleich ihre Spezialisierungen sowie Schwerpunktsetzungen bestimmen und somit eine 
Spezifik der einzelnen Einrichtung schaffen. Unvermeidlich werden Konzentrationen und 
damit verbunden Standortentscheidungen für "Kleine Fächer" sein. Es ist aber auch 
angesichts der sich ausdifferenzierenden "großen" Disziplinen zu erwarten, daß sich an 
den einzelnen Universitäten zunehmend alternative Spezialisierungen entwickeln wer­
den. Die Humboldt-Universität sieht diese Entwicklung und wird sich ihr stellen. 
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Spezialisierungen und besonders attraktive Angebote sollen auch einem breiten Kreis von 
Interessenten geöffnet werden. Damit ist ein Zusammenwirken der Hochschuleinrichtun­
gen in Forschung und insbesondere in der Lehre erforderlich. Wenn bestimmte Schwer­
punktsetzungen eines Faches nur an einer Hochschuleinrichtung in Berlin angeboten 
werden, müssen die Studierenden die Möglichkeit erhalten, diese Angebote auch fönnlich 
abschlußrelevant nutzen zu können. Gleichzeitig muß für die anbietende Hochschule eine 
Kapazitätsanrechnung erfolgen. 

Die Humboldt-Universität vennißt im vorgelegten Hochschulstrukturplan eine Reflexion 
ihrer Entwicklung der letzten drei Jahre. Die Beschreibung der Ausgangslage muß durch 
eine Beschreibung der Veränderungen ergänzt werden, die sich an der Humboldt­
Universität in den letzten drei Jahren vollzogen haben: 

In der Humboldt-Universität sind seit 1990 - teilweise gegen den Willen der Universität -
bereits erhebliche, die Ausbildungskapazität reduzierende Einschnitte erfolgt. Diese be­
treffeen folgende Studiengänge: 

DURCH ABWICKLUNG: Kriminalistik, Maschinenbau/ Verfahrenstechnik, Wissen­
schaftstheorie und -organisation 

DURCH FUSIONEN: Lebensmittelchemie, Lebensmitteltechnologie, Veterinännedizin, 
Wirtschaftsingenieurwesen/ Lebensmittelindustrie 

DURCH ENTSCHEIDUNGEN DES BERLINER SENATS IM AUGUST 1992: Elektro­
technik, Lehramt Kunst, Lehramt Musik 

DURCH PLANUNGEN DER STRUKTUR- UND BERUFUNGSKOMMISSIONEN: Meteoro­
logie, Sozialtherapie. 

Folgende Studiengänge sind weiterhin eingestellt worden oder sollen eingestellt werden: 
Anglokanadistik, Biochemie, Iranistik, Klassische Indologie, Kristallographie, Modeme 
indische Sprachen, Modeme lndienstudien, Modeme Chinastudien, Modeme Vorde­
rasienstudien, Neugriechisch, Niederlandistik, Ökonomie Ostasiens/Südasiens/Südost­
asiens/Westasiens, Turkologie, Übersetzungstheorie asiatischer Sprachen. 

Die Entscheidung des Senats von Berlin am 22.10.1991 (Beschluß 852/91) hat für die 
Humboldt-Universität Rahmenvorgaben gesetzt, die im Beschluß A 005/92 des Kuratori­
ums der Humboldt-Universität modifiziert wurden. Gegenwärtig erfolgt durch Berufungen, 
Überleitungen und Kündigungen die Anpassung an die beschlossenen Personalzahlen. 
Seit dem Jahre 1990 hat es erhebliche Reduzierungen im Personal der Hochschule 
gegeben: 

Hochschulbereich (ohne Charite) 

Sept. 1990 März1993 Soll 

Professorinnen und Professoren 681 463 505 
lAittolh~• 1 
tWIIUQIV'lt,IU """" C.Ji7U 

4,:,0~ 
1->00 ii37 

Sonstiges Personal 3211 1920 2154 

Gesamt 6476 3769 3796 
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Charite (ohne Zahnmedizin, Zentren, Unikate) 

Sept. 1990 März1993 Soll 

Professorinnen und Professoren 117 85 108 
Mittelbau 1347 1073 757 
Sonstiges Personal 4303 3600 3483 

Gesamt 5767 4758 4348 

Die Humboldt-Universität hegt die Befürchtung, daß die Anpassung an die vom Senats­
beschluß 852/91 vorgegebene Peronalausstattung zu einer zunehmenden Verschlechte­
rung der Betreuungsrelation führen wird. Verbunden mit dem Abwandern von erfahrenem 
Lehrpersonal des Mittelbaus könnte dies zu einem Sinken der Ausbildungsqualität führen, 
die Studienzeiten verlängern und dadurch die Zahl der Studierenden erhöhen. 

Die Bedeutung des Mittelbaus sollte nicht nur in seiner Funktion als Basis für die Entwick­
lung zukünftiger Hochschullehrer gesehen werden. Für unbefristet tätige Mitarbeiter ist die 
auf Forschung basierende Lehre und Betreuung der Studierenden das Haupttätig­
keitsgebiet. Um Forschung, Lehre und Qualifikation des wissenschaftlichen Nachwuchses 
gleichrangig zu entwickeln, ist daher ein Verhältnis von unbefristeten zu befristet tätigen 
akademischen Mitarbeitern von 1 :1 anzustreben. 

Die im Senatsbeschluß 852/91 festgelegte Personalausstattung der Humboldt-Universität 
kann trotz intensiver Umorganisation mittel- und langfristig in einer Reihe von Fachberei­
chen weder die Breite des Fächerspektrums noch ein anspruchsvolles Niveau in Lehre 
und Forschung sichern. Sie kann allenfalls als Minimalausstattung gelten, um die bereits 
reduzierte Breite des Fächerspektrums notdürftig abzudecken. Künftige "Überlastungs­
probleme" sind noch nicht abzusehen. Eine Möglichkeit, ihnen entgegenzuwirken, ist die 
von der Humboldt-Universität für Fachbereiche mit beträchtlichen Lehrverpflichtungen 
angestrebte Umwandlung von Stellen für sonstige Mitarbeiter in Stellen für Lehrkräfte mit 
besonderen Aufgaben. 

Planungssicherheit ist eine elementare Voraussetzung für Neustrukturierung. Nur wenn 
die Hochschulen in die Lage versetzt werden, durch eigene und gemeinsame Entschei­
dungen bewußt Schwerpunkte zu setzen, kann eine sinnvolle Strukturierung erfolgen. 
Dies erfordert, den Universitäten das Recht auf Entscheidungen nicht nur allgemein 
zuzugestehen, sondern dieses Recht praktisch zu respektieren. 

Völlig unzureichend sind die Aussagen des Hochschulstrukturplanes zur Frauenförde­
rung und Frauenforschung im Teil G.V. Die Humboldt-Universität sieht eine überdurch­
schnittliche Kürzung der Studienplätze in den geisteswissenschaftlichen Fächern in Berlin 
als problematisch an. da das Studienplatzangebot für Studienanfängerinnen eingeschränkt 
wird. Das bisher in Berlin vorhandene Fächerspektrum und die starke Studienwilligkeit der 
Ost-Abtturientinnen ennöglichten eine sprunghafte Verbesserung der Studienbeteiligung 
von Frauen nach 1990 (49,5% - Berlin, 41,6% - Bund). Diese Tendenz soll weiterhin 
unterstützt werden. Die Humboldt-Universität unterstützt die VorschlägederLHSK, Studien­
plätze in zulassungsbegrenzten Studiengängen entsprechend dem Bewerberinnenanteil 
zu vergeben. Dies kann ein erster Schritt sein, um den Anteil der Frauen auf Promotions-
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. Habilitations- und Funktionsstellen zu erhöhen. Dies würde dann auch zu Konsequenzen 
in der Berufungspolitik führen, um die deutliche Erhöhung des Anteils der Professorinnen 
zu erreichen. An den Hochschulen soll Forschung und Lehre im Sinn von "gender 
studies" etabliert werden. Frauenförderprogramme, insbesondere HEP, sind auf spezi­
fische Schwerpunkte der Frauenförderung in den östlichen Bundesländern zu präszisie­
ren und auszubauen. 

Tell C: Neustrukturierung der Berliner Hochschullandschaft: 
Konzeption - Maßnahmen - Umsetzung 

C. I. 1. Beschluß der Gesamtberliner Landesregierung 
Teil der Beschlüsse der Gesamtberliner Landesregierung vom 18. und 22. Dezember 1990 
war die Abwicklung von fünf Kernbereichen der Humboldt-Universität. Wie die Erfahrun­
gen beim Neuaufbau der Bereiche auch im Vergleich zu anderen ostdeutschen Hoch­
schulen zeigen, hat die erfolgreiche Klage der Humboldt-Universität den Neuaufbau 
gefördert. Die Erneuerung war, wie auch der Hochschul-strukturplan bezüglich der 
Rechtswissenschaft indirekt ausführt, dort am erfolgreichsten, wo Angehörige der Hum­
boldt-Universität und Auswärtige gemeinsam und kooperativ gearbeitet haben. 

C.1.6. Hochschulpersonal-Übernahmegesetz 
Angesichts des für FU und TU angesetzten Zeithorizonts von 12 Jahren für den Stellenab­
bau und der Einbeziehung von kw-Stellen in die Sparauflagen werden die Härten des 
Hochschulpersonalübemahmegesetzes für die positiv evaluierten Wissenschaftler der 
Humboldt-Universität besonders deutlich. Eine teilweise Entfristung des Überhangs er­
scheint deshalb notwendig und gerechtfertigt. 

C. Vl.11. Philosophie 
Nach ihrer Tradition ist der Bereich Philosophie für das Profil der Humboldt-Universität von 
besonderer Bedeutung. Es gilt, die bereits angelegten Möglichkeiten zur Bildung mehrerer 
Schwerpunkte (Philosophiegeschichte, Logik. anthropologische Grundlagen des Erken­
nens und Handelns, Wissenschaftstheorie und Wissenschaftsgeschichte in geplanter 
Zusammenarbeit mit einem Max-Planck-Institut, Edition wichtiger Nachlässe) zu entwik­
keln. 

C. Vl.13. Kleine Fächer und Altertumswissenschaften 
Dem Grundkonzept für die Asien- und Afrikawissenschaften kann im großen und ganzen 
zugestimmt werden. Die Humboldt-Universität befürwortet die Vorschläge bezüglich der 
Indologie, der Sinologie, der Japanologie und der Afrikanistik. Bei allen Struktur-entschei­
dungen sollte eine von Humboldt-Universität und FU vereinbarte Fachbereichskommissi­
on Empfehlungen abgeben. Konzentrationen sollten die fächer- und institutsübergreifen­
de Grundversorgung und die Geschlossenheit" bestehender Fächerensembles fördern. 

Die Weiterexistenz der an der Humboldt-Universität betriebenen vorderasiatischen Diszi­
plinen sichert die Komplexität und lnterdisziplinarität des Fachbereiches und setzt bewähr­
te Traditionslinien fort. Die Konz.entration der Mittelasienwissenschaften und der lsraelwis­
senschaiten sowie der Äusbau der Mitteiasienwissenschaiten sollte an der Humboldt­
Universität erfolgen, da für die Mittelasienwissenschaften bereits die Voraussetzungen, 
einschließlich einer Professur, gegeben sind. Auf dem Gebiet der Lehre ist eine enge 
Kooperation zwischen Humboldt-Universität und Freier Universität erforderlich. 
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Die Sudanarchäologie ist ein unverzichtbarer "Markenartlkef' der Humboldt-Universität, 
auf den in dem geplanten großen Afrika-Institut der Humboldt-Universität auf keinen Fall 
verzichtet werden wird. 

Der Studiengang Kulturwissenschaft, realisiert vom Institut für Kulturwissenschaft und vom 
Institut für Asthetik. stellt in der Berliner Hochschullandschaft ein Unikat dar und gehört zum 
Fächerspektrum der Humboldt-Universität. 

Die vorgeschlagene Überführung der Theaterwissenschaft an die FU wird von der 
Humboldt-Universität nicht akzeptiert. Im Unterschied zur Theaterwissenschaft der FU ist 
die Theaterwissenschaft der Humboldt-Universität spezifisch kulturhistorisch und inter­
disziplinär orientiert. Als Bestandteil des FB Kultur- und Kunstwissenschaften behandelt 
sie kulturell-künstlerische Prozesse unter den besonderen Aspekten der Theatralität bzw. 
der Theaterkunst und darstellender Künste. 

Die Humboldt-Universität spricht sich nachdrücklich gegen einen neuen Fachbereich 
Katholische Theologie aus. Die im Hochschulentwicklungsplan angesprochenen dies­
bezüglichen Gespräche wurden ohne Beteiligung der Humboldt-Universität geführt. 

C. Vl.14. Bibliothekswissenschaft 
Die Humboldt-Universität befürwortet die von der LHSK empfohlene Integration der 
Bibliothekswissenschaft an der Humboldt-Universität. Im Gegensatz zu den Empfehlun­
gen derLHSK hält die Humboldt-Universität den Verbleib des Faches Informationswissen­
schaft an der FU für ungünstig und plädiert für eine weitere Verbindung mit der Bibliotheks­
wissenschaft. 

C. Vl.15. Philologien 
Die universitäre Ausbildung von Diplomdolmetschern und Diplom-übersetzern stellt ein 
Spezifikum der philologischen Fachbereiche der Humboldt-Universität dar und soll in 
möglichst großer Breite erhalten werden. 

Die einvernehmlich mit der FU vorgesehene Ver1agerung der Skandinavistik an die 
Humboldt-Universität im Rahmen der Gründung des Nordeuropa-Instituts führt zur Kon­
zentration der Nordistik an der Humboldt-Universität, in die auch die Finnistik und Ballistik 
eingebunden sein soll. 

C. Vl.16. Zentral- und Regionalinstitute 
Das Großbritannien-Zentrum ist ausdrücklich als Gründung an der Humboldt-Universität 
vorzusehen. Es wird offen für Mitglieder anderer Hochschulen sein. 

C. Vl.18 Lehrerausbildung 
Die Lehramtsstudiengänge in der Sonderpädagogik werden an der Humboldt-Universität 
konzentriert. Die Lehrerweiterbildung erhält auch an universitären Einrichtungen zuneh­
mend einen höheren Stellenwert. Ohne Veränderungen der Rahmenbedingungen 
(besonders ohne Anrechnung auf Ausbildungskapazitäten) kann der steigende Bedarf 
berufsbegleitender Weiterbildung in Zukunft nicht mehr annähernd gedeckt werden. 

C.Vl.19. Museum für Naturkunde 
Die Humboldt-Univers~ät hat ihren Willen erklärt, das Museum für Naturkunde bei 
\lJahn;ng größtmöglicher Selbständigke~ als Teil dtn Humboldt-UniveiSttät zu ert.atten. 

C. Vll.1. Fachbereiche, Fakultäten 
Bei den angestrebten Fakultäten handett es sich nicht um eine terminologische Umbe-
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nennung von entsprechend großen Fachbereichen, sondern um die Schaffung von 
fachbereichsübergreifenden Gremien etwa im Sinne der im BerlHG fixierten Gemeinsa­
men Kommissionen. Sie sind in engstem Zusammenhang mit der Neugliederung der 
Fachbereiche zu sehen, die inhaltlich homogener gehalten werden sollen, in den 
Fakultäten jedoch ein Forum für die Diskussion übergreifender und interdisziplinärer 
Probleme erhalten. 

C.Vll.2. Stellung und Funktion der Dekane 
Eine Vollmitgliedschaft der Dekane im Akademischen Senat wird abgelehnt. Aufgaben 
und Stellung der Dekane sind im Berliner Hochschulgesetz ausreichend geregelt. Eine 
Diskussion um die Ausgestaltung der Kompetenz von Organen und Gremien der akade­
mischen Selbstverwaltung muß im Zusammenhang mit der lnfragestellung des Beamten­
status der Professoren geführt werden. 

Um in den Hochschulklinika eine enge Koordination zwischen Lehre und Forschung 
einerseits und Krankenversorgung andererseits zu gewährleisten, ist die stimmberechtigte 
Vollmitgliedschaft des Dekans der einheitlichen Medizinischen Fachbereiche im jeweili­
gen Klinikumsvorstand vorzusehen. 

Tell D: Hochschulmedizin 

Die Humboldt-Universität geht davon aus, daß die Zahnmedizin an der Universität erhalten 
wird. 

( ... ) 

( ... ) 
Tell G: Forschung 

G. II. 4. Integration von Wissenschaftlern der ehemaligen AdW in die Hochschulen 

Die Humboldt-Universität befürwortet das WIP und wird sich gegenüber entsprechenden 
Anträgen aufgeschlossen zeigen. Eine unerläßliche Voraussetzung für die beabsichtigte 
Integration besteht aber darin, die rechtlichen und haushaltsmäßigen Rahmenbedingun­
gen für die Umsetzung des Programms abschließend zu klären. Erst Mitte März 1993 
wurden den Universitäten und Hochschulen wenigstens soweit verbindliche Erklärungen 
übergeben, da0 nun konkrete Schritte der Umsetzung des WIP gemacht werden können. 
Nach der Einrichtung von den für die Integration benötigten Beschäftigungspositionen in 
den Nachtragshaushalt 1993 werden voraussichtlich im Rahmen des WIP zwischen 200 -
220 Personen Beschäftigungsverhältnisse mit der Humboldt-Universität aufnehmen. Die 
Humboldt-Universität versteht diese Integration nicht nur als Übergangsphase zur Verhin­
derung aktueller Arbeitslosigkeit, sondern als Chance für eine weitere wissenschaftliche 
Qualifikation. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 1996 auch ein großer Teil des 
derzeit unbefristeten Mlttelbaus der Humboldt-Universität aus dann befristeten Stellen 
ausscheiden muß. Die Humboldt-Universität fordert ein dem WIP äquivalentes Programm 
für Humboldt-Wissenschaftler. 
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BERICHTE 

Magdeburg: Menschen machen aus Visionen Zukunft 

Eine Einheit ist vollzogen. Ganz akade­
misch feierlich im Kloster Unser Lieben 
Frauen am 31. März 1993 -die Zusammen­
führung von Pädagogischer Hochschule 
und Technischer Universität "Otto von 
Guericke" Magdeburg. fast zeitgleich fand 
selbiges in Halle an der Martin-Luther-Uni­
versität statt. 

Diese Integration bringe Gewinne, sagte 
der Rektor der Pädagogischen Hochschu­
le, Prof. Dr. Winfried Marotzki, auf dem 
akademischen Festakt. Ein Gewinn sei auf 
jeden Fall die Niveausteigerung der aka­
demischen Ausbildung. Die Zusammen­
führung bringe aber auch Verluste. Dabei 
denke er besonders an den Stellenabbau. 
Ihn schmerze der Gedanke, daß der Lehr­
bereich Deutsch als Freumdsprache am 
Institut für Germanistik nur mit Kompromis­
sen weitergeführt werden könne. Prof. 
Marotzki warnte in seiner Rede davor, "daß 
sich solche Kürzungen in nicht ferner Zu­
kunft rächen werden, und zwar für unsere 
Gesellschaft rächen werden. Man wird dann 
wieder schreien und kurzfristige Maßnah­
men treffen, weil langfristige nicht rechtzei­
tig getroffen werden konnten". Er äußerte 
auch Besorgnis über die Profilierung der 
neuen Fakultät der Geistes-, Sozial- und 
Erziehungswissenschaften im Hinblick 
darauf, wie auszubildende Lehrer auf die 
sich verändernden gesellschaftlichen Pro­
bleme, beispielsweise die Gewaltbereit­
schaft an den Schulen, vorbereitet werden 
können. Er stellte in Frage, daß diesem 
Problembereich bislang bei den strukturel-
lon Cntc-,..hoirt11nnon nan,*',nonN D~h", ,nn 
IQt, L-t n.:,"' IQIUUI •~c;, 1 ~· IU~QI IU t 10\,1 U IVI ·~ 

getragen wurde. 

Der Gründungsdekan der neuen Fakultät, 
Prof. Dr. Erhard Fomdran, hob in seiner 
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Rede hervor, daß es beim Aufbau einer 
neustrukturierten leistungsfähigen Univer­
sität mit einem unverwechselbaren Profil 
nicht nur um die Zusammenführung zwei­
er Bildungseinrichtungen gehe. Entstehen 
solle eine Fakultät mit teilweise neuen Fä­
chern und neuen Aufgaben aus alten Tei­
len, aber auch aus neuen Elementen. Eine 
wichtige Aufgabe werde daher die Ausein­
andersetzung mit der Vergangenheit auch 
und vor allem die der Hochschule - ihrer 
Art zu forschen und zu lehren • sein. Prof. 
Fomdran verwies darauf, ein Schwerpunkt 
der Studiengänge werde auf der Lehr­
amtsausbildung liegen. Künftig würden an 
der TU Lehrer für Berufsschulen. Gymnasi­
en, Realschulen und Hauptschulen aus­
gebildet. Für Lehre und Forschung plane 
der Gründungsdekan die Einrichtung von 
Forschungslabors, berufsbegleitenden 
Studiengängen, Aufbaustudiengängen 
und Graduiertenkollegs. Ein zweiter 
Schwerpunkt werde der Magisterstudien­
gang mit seinen vielen Ausbildungsmög­
lichkeiten, auch über die Fakultät hinaus. 
Viel Optimismus, den nicht alle teilen kön­
nen, wie selbst Prof. Fomdran einräumte. 
Die Angst um den Arbeitsplatz überschatte 
die Integration. Jedoch mache das Diktat 
der leeren Kassen weitere Entlassungen 
notwendig. Versprechen konnte der Grün­
dungsdekan nur das Bemühen um rasche 
Entscheidungen bei der Klärung der Ar­
beitsplatzsituation. Ein akademischer Fes­
takt in Moll! 
Prof. Dr. Jürgen Dassow, Rektor der TU, 
stellte fest, daß von der einstiQen Wende­
Euphorie nichts mehr geblieben sei. Erste 
Gespräche betreffs einer Zusammenfüh­
rung der beiden Bildungseinrichtungen 
habe es bereits 1990 gegeben. 
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Damals sah man die Chance eines breiten 
Fächerspektrums und besserer Kombina­
tionsmöglichkeiten. Jetzt zeige sich, daß 
neben der Chance auch eine Fülle von 
Problemen vor der Universität liegen. Sei­
ner Hoffnung auf den Erfolg dieser Integra­
tion verlieh Rektor Dassow mit dem Motto 
der CEBIT 93 "Menschen machen aus 
Visionen Zukunft" Ausdruck. Daran müs­
se gemeinsam gearbeitet werden, begin­
nend Im Sprachgebrauch. So dürfe es 
keine ehemalige PH und keine ehemalige 
Fakultät für Erziehungswissenschaften der 
TU geben, sondern nur noch die Fakultät 
für Geistes-, Sozial- und Erziehungswis­
senschaften. 

Diese neue Fakultät, so der Wunsch aller 
Redner, soll eine Heimat für alle Geistes-, 
Sozial- und Erziehungswissenschaftler an 
der künftigen Otto-von-Guericke-Universi­
tät sein. Ob das gelingt wird die Zukunft 
zeigen. Ein erster Schritt ist getan mit der 
symbolischen Übergabe der PH in die 
Obhut der TU, zu der u.a. Prof. Dr. Hans­
Albert Freye, Staatssekretär im Wissen­
schaftsministerium des Landes, Dr. Klaus 
Keitel, Präsident des Landtages von Sach­
sen-Anhalt, sowie der Oberbürgermeister 
von Magdeburg, Dr. Willi Polle, gekom­
men waren. 

lnesPerl 
(aus: uni - report, TU Magdeburg 4/93) 

Berlin: Zwischen Abwicklung und Neuanfang 
Struktur-und Berufungskommission am Fachbereich 

Erziehungswissenschaften beendet Ihre Arbeit 

Am 23. April beendete die SBK Erziehungs­
wissenschaften offiziell ihre Arbeit an der 
Universität. Der Vorsitzende der Kommissi­
on, Prof. Dr. Volker Lenhart, berichtete auf 
einer feierlichen Veranstaltung über die 
mehr als zweijährige Tätigkeit. 

19 mehrstündige Sitzungen, daneben an 
18 Tagen fächerbezogene Gastvortrags­
termine, 29 förmliche Anhörungen im Rah­
men des Personalübernahmeverfahrens -
das sind nur einige statistische Angaben 
über die umfangreiche Arbeit. Schon in 
den ersten Gesprächen über die Grund­
sätze des Neuaufbaus des Fachbereiches 
Erziehungswissenschaften, so war dem 
Bericht zu entnehmen, waren sich die 
Kommissionsmitglieder einig, Bedürfnisse 
und Interessen der Schüler/innen, die von 
den am Fachbereich ausgebildeten Leh­
rern/innen unterrichtet werden, und die 
Bedürfnisse der Klienten/innen a'!derer 
pädagogischer Institutionen, deren Perso­
nal am Fachbereich studiert, zum Maßstab 
zu nehmen. Das bedeutete die Schaffung 
einer hinsichtlich der pädagogischen Teil-
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disziplinen und Handlungsfelder hinrei­
chend ausdifferenzierten Stellenstruktur, 
ferner die Gewinnung von Personen, die 
in der Lehre den aktuellen internationalen 
Diskussionsstand ihres Teilfaches vertre­
ten konnten, die durch anerkannte For­
schung zu dessen Weiterentwicklung bei­
getragen hatten und künftig beitragen wer­
den. 

Prof. Lenhart berichtete, daß sich bei der 
konkreten Ausformulierung des Struktur­
planes einige Beschränkungen ergaben. 
So wurde mit Rücksicht auf die Aufgaben­
verteilung zwischen den Berliner Universi­
täten an der Humboldt-Universität auf die 
Einrichtung bzw. Fortführung gewerblich­
technisch-agrarbezogen berufspädago­
gischer Studiengänge und damit auf Stel­
len verzichtet. Die Hochschuldidaktik wur­
de als Aufgabe der ganzen Universität an-
nocoho"' 11nrt rl4lchalh im ~altonnl~n cn0-
~"'..,"'' '"""''' .... , ............. .., ....... .., "'' '""""'""'''t-'' .... '' "'t'""' 

zifisch nicht berücksichtigt. Dagegen er­
laubten die Gegebenheiten auch Beson­
derheiten. Es wurde ein Schwerpunkt im 
Bereich Erwachsenenbildung/ Weiterbil-
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dung sowie Wirtschaftspädagogik gelegt. 
Mit der Ausrichtung einer Professur für 
Pädagogik und Informatik soll der wach­
senden Bedeutung der Computertechno­
logie für und in Bildungsprozessen Rech­
nung getragen werden. Die internationale 
Perspektive wurde durch Schaffung zwei­
er Professuren für Vergleichende Erzie­
hungswissenschaft unterstrichen. Eine 
weitere Spezialität. begründet nicht zuletzt 
in der räumlichen Nachbarschaft zur Mu­
seumsinsel, ist eine auf Museumspädago­
gik ausgerichtete Professur. 

Der von der Kommission schließlich ver­
abschiedete Struktur- und Stellenplan um­
faßte 22 Professorenstellen und 38 Stellen 
für wissenschaftliche Mitarbeiter/innen, die 
vier Instituten (Allgemeine Pädagogik, Pä­
dagogische Psychologie, Schulpädagogik, 
Wirtschafts- und Erwachsenenpädagogik) 
zugeordnet waren. 26 Stellen wurden für 
nichtwissenschaftliches Personal vorgese­
hen. 

Nach zweijähriger Kommissionsarbeit er­
innerte Prof. Lenhart an die Anfänge. 

Die ersten Monate standen noch unter 
dem Stichwort "Abwicklung" der alten 
Sektion. Nach der erfolgreichen Klage der 
Humboldt-Universität und dem Inkrafttre­
ten des Ergänzungsgesetzes zum Berliner 
Hochschulgesetz, führte der SBK-Vorsit­
zende aus. hatte auch die Kommissionsar­
beit eine übersichtliche und definierte 
rechtliche Grundlage. Am 15. Februar 
waren 17 Professorenstellen besetzt. Ot; 
wohl mehrere Kollegen/innen aus Ost­
deutschland zweite und dritte Listenplätze 
erhalten haben, sind nur zwei der Neube­
rufenen ehemalige DDR-Wissenschaftler. 
Nach Ansicht der SBK reflektiert dieses 
Ergebnis die besondere Situation von 
Erzlehungswissenschaft!em/irmen in der 
ehemaligen DDR. Sie konnten viel weni­
ger Anschluß an internationale Entwick­
lungen des Faches halten, als dies West-
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deutschen möglich war. Beim Neuaufbau 
eines forschungs- und lehrbezogenen 
akademischen Mittelbaus hatte die Kom­
mission die sozialen Interessen des vor­
handenen Personals zu berücksichtigen. 
"Wenn man bedenkt, daß die alte Sektion 
ca. 70 Stellen dieser Gruppe hatte, der 
neue Stellenplan aber nur 38 Stellen um­
faßt, wird die Größenordnung des Pro­
blems deutlich." Prof. Lenhart weiter: "Die 
Gesprächssituationen, In denen mir 50jäh­
rige Kolleginnen und Kollegen gegenüber­
saßen, denen ich schon aus Haushalts­
gründen keine Hoffnung auf Weiterbeschäf­
tigung machen konnte, gehörten zu den 
am meisten fordernden und bedrückenden 
Erfahrungen, die ich in der Kommissions­
arbeit gemacht habe." Zum 15. Februar 
waren von sieben unbefristeten Mittelbau­
stellen sechs besetzt, fünf mit ostdeutschen 
Kollegen, eine mit einem westdeutschen 
Kollegen. Die Sollzahl der befristeten Stel­
len beträgt 31, davon waren zum Stichtag 
21 besetzt (9 West, 12 Ost), hinzu kommen 
sechs mit ostdeutschen Kollegen/innen 
besetzte Stellen des sogenannten Über­
hangkapitels. 

Ein Problem legte Prof. Lenhart zum Schluß 
seines Berichtes dem Fachbereichsrat ans 
Herz. Ein Problem, das sich in den letzten 
Monaten in den Vordergrund geschoben, 
das aber bei der Stellendefinition noch 
nicht berücksichtigt wurde: Es sind dies die 
Aufgaben einer Migrations- und Interkultu­
rellen Pädagogik, gerade auch gegenüber 
der Mehrheitsbevölkerung. 

Im ganzen aber, so beendete er Vortrag 
und SBK-Arbeit, ist der Fachbereich Erzie­
hungswissenschaften an der Humboldt­
Universität nun ein "Fachbereich, der sich 
nach dem in ihm versammelten For­
schungspotential als einer der ersten Eu­
ropas sehen lassen kann." 

(aus: Humboldt-Universität 7-92/93) 
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Gründungssenat der Viadrina stimmte Start der Kulturwissenschaftlichen 
Fakultät zum kommenden Wintersemester zu 

Gründungsrektor lpsen: Wissenschaftsministerium jetzt in der Pflicht 

Der Gründungssenat der Europa-Univer­
sität stimmte auf seiner 16. Tagung dem 
Start der Kulturwissenschaftlichen Fakultät 
zum Wintersemester 1993/94 grundsätz­
lich zu. Dem vorausgegangen war eine 
ausführliche Erörterung der personellen 
Situation - elf Wissenschaftler für diese Fa­
kultät sind bereits berufen, aber noch nicht 
ernannt - sowie möglicher räumlicher Lö­
sungen zur Durchführung von Vorlesun­
gen und Seminaren. Der Gründungssenat 
erklärte sich bereit, den Studienbetrieb der 
Kulturwissenschaften an der Europa-Uni­
versität im Herbst 1993 aufzunehmen, je­
doch VOfbehaltlich folgender durch das 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kultur in Potsdam zu erbringender 
Leistungen: Der Haushalt muß abgesichert 
sein, die vom Wissenschaftsrat geforder­
ten Auflagen hinsichtlich der bestehenden 
Professuren müssen erfüllt und die Raum­
situation durch Anmietung dringend benö­
tigter Räume geklärt sein. "Von unserer 
Seite wurde alles getan, um pünktlich be­
ginnen zu können, jetzt ist das Ministerium 
in der Pflicht'', unterstrich Gründungsdirek­
tor Prof. Dr. Knut lpsen. 

Die Kulturwissenschaften sollen an derVia­
drina eine Klammerfunktion zwischen den 
Fakultäten als interdisziplinärer Verbund 
von Geistes- und Sozialwissenschaften im 
internationalen Vergleich ausüben. Der 
kulturwissenschaftliche Studiengang glie­
dert sich in drei Optionen - die sozialwis­
senschaftliche, diegeschichtswissenschaft­
liche und die sprach- und literaturwissen­
schaftliche Option - und bitet zudem den 
Studenten der Rechts- und Wirtschaftswis­
senschaften eine Reihe von Lehrangebo­
ten. "Insbesondere widmen sich die Kul­
turwissenschaften in Frankfurt(Oder) den 
Chancen und Risiken des zusammenwach-
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senden Europa an der Nahtstelle zwischen 
Ost und West. Grundlegender Bestandteil 
von Forschung und Lehre ist daher die 
internationale Kooperation", erklärte dazu 
Prof. Dr. Hans N. Weiler von der Stanford 
University (USA), der mit dem Aufbau der 
Kutturwissenschaftlichen Fakultät beauftragt 
ist und jetzt vom Gründungssenat als Kan­
didat für das Rektorenamt bestätigt wurde. 

Die endgültige Wahl des Rektors soll noch 
in diesem Jahr erfolgen, wenn zuvor die 
dazu nötigen Gremien gewählt werden 
können. Dies ist bisher durch die nichtaus­
reichende Zahl ernannter Professoren nicht 
möglich. Der Gründungssenat wird dann 
seine Arbeit einem gewählten Senat der 
Europa-Universität übergeben. 

Die schleppende Ernennung der Profes­
soren durch das PotsdamerWissenschafts­
ministerium - derzeit sind erst sechs Wis­
senschaftler der Wirtschaftsw1ssenschaftli­
chen und Juristischen Fakultät der Viadri­
na ernannt - war ein weiteres Thema der 
Senatssitzung. Die durch fehlende rechtli­
che Instrumentarien entstandenen Hinder­
nisse seien jetzt abgebaut. weitere sieben 
Professoren sollen in den nächsten Wo­
chen ernannt werden, hieß es dazu aus 
dem Ministerium. 

Kritik übten die Mitglieder des Gründungs­
senats an der vorgesehenen Verfahrens­
weise, ausländische Wissenschaftler in 
Brandenburg nur in ein Angestellten-, nicht 
aber Beamtenverhältnis zu übernehmen. 
Dies schaffe gerade an der Viadrina, für die 
ein hoher Ausländeranteil profilbestimmend 
ist. zwei Klassen von Professoren und sei 
unannehmbar. 

Als erfreulich schätzte der Gründungsse­
nat die Tatsache ein, daß die polnischen 
Studenten an der Viadrina in den ersten 
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Hausarbeiten und Klausuren trotz der 
Sprachprobleme sehr gute Leistungen er­
zielten. Auch bei den kommenden Imma­
trikulationen wird ein Drittel der Studenten 
aus dem benachbarten Polen kommen. 

Die Aufnahmeprüfungen dazu finden im 
Juni an den Universitäten Posen und Bres­
lau statt. 

(PI der Europa-Universität Frankfurl/Oder) 

Brücken bllebenerhatten 

Von der DDR übernommene ausländische 
Stipendiaten schließen ihr Studium erfolg­
reich ab. 

Für die Fortführung bzw. Abwicklung der 
früheren DDR-Austauschprogramme hat­
te der DAAD 1990 die Arbeiststelle Berlin­
Mitte eingerichtet, die im Jahr 1992 noch 
4411 Geförderte betreute. Nahezu vollstän­
dig entfallen ist die Förderung ostdeut­
scher und ausländischer Wissenschaftler 
in diesen Programmen: Von 1692 geför­
derten Personen im Jahr 1991 verblieben 
im Jahr 1992 noch 113 in der Förderung. 
Bei den deutschen Graduierten reduzierte 
sich die Zahl der Geförderten im vergange­
nen Jahr von 396 auf 21, so daß insoweit 
von einem Abschluß dieser Austausch­
programme der vonnaligen DDR gespro­
chen werden kann. Alle ostdeutschen Wis­
senschaftler, Graduierten und Studieren­
den können sich seit der deutschen W'te-
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dervereinigung um Stipendien In den 
DAAD-Austauschprogrammen bewerben; 
zusätzlich wurden verschiedene Sonder­
programme eingerichtet. Insgesamt hat der 
DAAD im Jahre 1992 in diesen Program­
men über 3000 ostdeutsche Studenten, 
Graduierte und Wissenschaftler gefördert. 
Dagegen wird das Kernstück der von der 
DDR übernommenen Programme, die 
Förderung ausländischer Jahresstipendia­
ten, noch einige Jahre bis zum vollständi­
gen Abschluß fortbestehen. Von den mehr 
als 7000 ausländischen Studierenden und 
Graduierten zu Beginn des Jahres 1991 
waren ein Jahr später noch 4277 in der 
Förderung; bis zum Jahresende 1992 sank 
die Zahl auf rund 3200 Stipendiaten. Der­
zeit fördert der DAAD über die Arbeitsstelle 
Berlin-Mitte noch rund 2800 ausländische 
Stipendiaten. 

(DAAD-PI) 
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STIPENDIEN 

Hans-BöckJer-Stiftung: 
Promotionsstipendien 

Umbruch in Ostdeutschland - Voraussetzungen und Folgen 

in Kooperation zwischen der Martin-Luther-Universität Halle Wittenberg und der Hum­
boldt-Universität Berlin (Lehrstühle Prof. Dr. Richard Saage, Prof. Dr. Heinz-Hermann 
Krüger, Prof. Dr. Gart-Joachim Glaeßner) werden zehn Promotionsstipendien der Hans­
Böckler-Stiftung vergeben. 

Sie sollen sich mit den bildungspolitischen, ideengeschichtlichen und politisch-soziolo­
gischen Aspekten des Umbruchs in Ostdeutschlan9 befassen. Es handelt sich um 
folgende einzelne Schwerpunkte: 

- Konservatismus und ostdeutscher Transformationsprozeß 
- Utopie und Utopiekritik nach dem Zusammenbruch des real-existierenden Sozialismus 
- ostdeutsche Kindheit im Umbruch 
- ostdeutsche Generationen im biographischen Vergleich 
- alltagsgeschichtliche Aspekte der Pionierleiterausbildung 
- die erweiterte Oberschule der DDR als Instrument der Eliten-Rekrutierung 
- Hochschulpolitik der SED 
- das Ministerium für Staatssicherheit und organisierte Interessenvertretungen im Raum 
Halle 
- Ausbildung und Auswahl von Staats- und Parteifunktionären (SED und Hochschulen) 
- die Rolle der Gesellschaftswissenschaften und der parteieigenen Institute für die 
Legimitation der SED-Herrschaft. 

Die Ausschreibung richtet sich an graduierte aus erziehungs- und sozialwissenschaftli­
chen Studiengängen mit herausragenden theoretischen und methodischen Kompeten­
zen und überdurchschnittlichen Examensnoten. 

Die Förderung erfolgt zu den üblichen Konditionen der Begabtenförderwerke, Bewerber 
aus den ostdeutschen Bundesländern werden bevorzugt. 

Die Bewerbungen sind bis spätestens sechs Wochen nach der Ausschreibung zu richten 
an: 

Hans-Böckler-Stiftung, Bertha-von-Suttner-Platz 3, 40 227 Düsseldorf, Referat 
Bewerberauswahl, Stichwort "Umbruch in Ostdeutschland". 

Außer den üblichen Bewerbungsunterlagen sind der Bewerbung beizufügen: 
- Formloser Antrag auf ein Promotionsstipendium 
- Beschreibung des Promotionsvorhabens, Arbeits- und Zeitplan, Gliederungsentwurf 
- Kurzfassung der Beschreibung des Promotionsvorhabens (2 Seiten) 
- Literaturliste - • • 

Weitere Auskünfte können bei der Hans-Böckler-Stiftung, Referat Bewerberauswahl 
eingeholt werden. 
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Rassismus an den Hochschulen 

AUFPASSEN! 

"KA" (Keine Ausländer) - das Ist Alltag bei Zimmer- und Jobvermlttlungsstel­
len an deutschen Hochschulen. Wo es um nackte ökonomische Interessen 
geht, bieten die Hochschulen ein getreues Splegelblld der Gesamtgesell­
schaft: Deutsche zuerst. 

Hochschulen sind gefordert, Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in dieser 
Gesellschaft zu bekämpfen. Zum einen darf dort selbst keine praktische Diskrimi­
nierung ausländischer Studierender geduldet werden. Wenn das bedeutet, auf 
ein Jobangebot oder eine Zimmervermittlung zu verzichten, mag das im Einzel­
fall hart sein. Es ist aber ein Gebot der Selbstachtung und der eigentlich selbst­
verständlichen Solidarität, "KA"-Vermerke grundsätzlich abzulehnen. Auslän­
der sind keine Belästigung, was man mit diesem Vermerk implizit unterstellt, son­
dern eine Bereicherung des Hochschullebens, auf die nur unter Strafe des Ver­
falls in Provinzialität verzichtet werden könnte. 

Zum anderen werden ausländische Studierende immer wieder durch rassisti­
sche Äußerungen in Lehrveranstaltungen beleidigt. Was es so schwierig macht. 
gegen rassistische Äußerungen vorzugehen, ist, daß'sie meist unterschwellig 
vorgetragen oder ironisch verkleidet werden. Daher ist Aufmerksamkeit geboten. 
Gegen jeden auch nur angedeuteten Rassismus muß lautstark protestiert wer­
den. Nur so läßt er sich eindämmen. Gefährlich wird Rassismus, wenn er sich in 
latente Zustimmung eingebettet fühlen kann. 

Um Rassismus und Fremdenfeindlichkeit entgegenzuwirken, erheben wir, For­
um Buntes Deutschland, zusammen mit der GEW, den evangelischen und 
katholischen Studentengemeinden, UNICUM und dem World University Service 
folgende Forderungen: 

• Ausländerbeauftragte an alle Hochschulen. 
• Gegen jede ausländerfeindliche oder rassistische Äußerung in Lehrveranstal­
tungen lautstark zu protestieren. 
• Ausländische Studierende bevorzugt in Arbeitsgruppen aufzunehmen. 
• Persönlich aufeinander zugehen und das Gespräch zwischen deutschen und 
ausländischen Studierenden suchen. 
• Jede Jobvermittlung ablehnen, wenn die Arbeit nur Deutschen angeboten wird. 
• Jede Zimmervermittlung ablehnen, wenn das Zimmer nur Deutschen angebo­
ten wird. 

Forum Buntes Deutschland e. V. - SOS Rassismus 
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DOKUMENTATION 

Der Fall Bernard und die Universität Leipzig 1993 

Seit dem Mai d.J. beherbergt die Universi­
tät Leipzig mitgliedschaftlich unter anderen 
den sächsischen Landesvorsitzenden der 
Partei Die Republikaner. Günther Bernard 
- früher Außerordentlicher Professor für 
Marxistisch-leninistische Soziologie, heu­
te (bis September 1994) befristeter Lehrbe­
auftragter für Industriesoziologie - ließ sich 
nach zweieinhalbmonatiger Mitgliedschaft 
in der aus den Hinterzimmern drängenden 
Partei (Bernard) in den Landesvorsitz wäh­
len. 

Kolleginnen von Bernard, die Universität­
söffentlichkeit wie die Universitätsleitung 
reagierten verstört, sind betroffen und ent­
setzt. Das ist alles gewiß subjektiv ehrlich 
gemeint. 

Gleichwohl: Von einer Universität sollte et­
was mehr erwartet werden dürfen als sol­
che in ihrer Schlichtheit anrührenden Be­
troffenheitsbekundungen. Betroffenheits­
bekundungen, wie sie ansonsten von ei­
nem Bundeskanzler anläßlich der regel­
mäßigen Verbrennung von Türken in 
Deutschland hervorgebracht werden. Von 
einer Universität wird Reflexion und Selbst­
reflexion erwartet werden dürfen sowie eine 
ganzheitliche Betrachtung, die nicht in plat­
tem Positivismus verharrt. 

Beides darf bisher im Zusammenhang mit 
dem Fall Bernard weitgehend als vennißt 
gelten. Analytische Schwäche wirkt an­
fänglich meist naiv. Wenn sie sich zum 
Dauerzustand verfestigt, kann der Eindruck 
der Verlogenheit entstehen, sofern dem 
analytischen Schwächling - im vorliegen­
den Falle: der Universität - die Schwäche 
nicht zugetraut wird. 

Die zur Auswahl stehenden Varianten für 
die Universität sind also: (a) auf Dauer ei-
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nen verlogenen Eindruck machen, (b) die 
Öffentlichkeit davon überzeugen, daß die 
analytische Schwäche nicht gespielt, son­
dern echt ist oder (c) durch reflektierte, 
mithin universitätsgemäße Äußerungen 
auffallen. 

Einige Anregungen für eine reflektiertere 
Betrachtung des Falles Bernard seien hier­
mit geliefert. 

1. 

Die Universitätsleitung sieht bislang keine 
Handhabe gegen Bernard. Die Republi­
kaner seien eine legale Partei. 

Das ist zum einen richtig, zum anderen 
aber der eigentliche Skandal. 

Wir wollen die Universität Leipzig, die in 
diesem Jahrhundert für alles anfällig war, 
wenn es nur unter ideologischem Zucker­
guß serviert wurde, nicht gleich überfor­
dern: Wir verlangen ja zunächst noch gar 
kein Wort zu dem latenten, aber unter 
multikulturell-migrationstechnologischer 
Rhetorik verborgenen Rassismus, wie er 
mittlerweile in alle Poren dieser Gesell­
schaft gesickert ist. Doch die offene Frem­
denfeindlichkeit der Republikaner dürfte 
auch für eine Leipziger Universität deutlich 
genug sein. Wenn die ethnopluralistischen 
Problemlösungsangebote der Republi­
kaner als Ausweis für das Nichtzutreffen 
des Vorwurfs der Ausländerfeindlichkeit 
angeführt werden, dürfte das selbst Vertre­
tern der Universität Leipzig zu plump und 
durchsichtig sein: Meinen wir annehmen 
7U niir1An. 

Allein: Wo ist die klare Äußerung etwa der 
Universitätsleitung, die deutlich den ei­
gentlichen Skandal benennt - den Skan­
dal, der bspw. nun die unmittelbare Hand-
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lungsunfähigkeit gegenüber G. Bemard 
begründet: daß die Republikaner sich über­
haupt einer legalen Existenz erfreuen, mit­
hin als verfassungsgemäß gelten? 

2. 

G. Bernard stehe nicht für die Unill8rsität 
insgesamt, ist zu vernehmen. 

Fragen wir uns einmal, was jemanden mit 
25jähriger SED-Vergangenheit bewogen 
haben könnte, den Schwenk zu den Re­
publikanern zu vollziehen. 

Den Schlüssel zur Antwort lieferte Bemard 
selbst. Von der Leipziger Morgenpost 
gefragt, wie er das denn hinkriege so hop­
phopp von links nach rechts, fragt er zu­
rück, ob die SED denn eine linke Partei 
gewesen sei. Für ihn war sie wohl keine. 
Da schaut der Soziologe aus der Keßheit. 
Denn gewiß hat Linkssein vom ursprüngli­
chen Anspruch her etwas mit individueller 
und sozialer Emanzipation zu tun. 

Die SED vertrat da eher Gegenteiliges (~ 
mit anderes Wollen Einzelner nicht be­
stritten werden soll): Sie förderte Kollektivis­
mus in Verbindung mit allgemeinem Block­
wartstum und soziale Nivellierung. Die iden­
titätsstiftenden Angebote der SED bestan­
den primär in Dingen wie Führung inner­
halb klar geregelter Hierarchien, also der 
Bedienung autoritärer Fixiertheit, und Ord­
nung innerhalb festgefügter Koordinaten, 
die dem schlichten Gemüt ein verläßliches 
Orientierungsmuster boten. 

Das ist nun plötzlich weg. Die Strukturen 
sind (vergleichsweise) offen, akzeptable 
Autoritäten nicht vorhanden. Allerorten 
herrsche Unordnung, von der sich der ein­
zelne überfordert fühle. Doch die Men­
schen sind die gleichen geblieben. Sie 
finden sich nicht zurecht. Sie suchen sich 
prs::it7WPim OriPnliAr11ng~m11dAr in lcnn­

servativen Ordnungsvorstellungen (etwa 
in Form der Vorliebe für professorale Do­
minanz in inneruniversitären Entschei­
dungsprozessen). Sie zeigen sich vielfach 
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unfähig, demokratische Diskussionen frei 
von einem aus ihrer sozialen Stellung her­
geleiteten Anspruch auf KompetenzfOh­
rerschaft zu realisieren. 

Kurz gesagt: Mental lebt die DDR weiter. in 
ihren vormaligen Bügerlnnen. Auch an 
der Unill8rsität. Widerspruch zu leben wird 
weitgehend nur retrospektiv 118rmocht: in 
bezug auf die DDR, also außerhalb der 
Möglichkeit einer Probe aufs Exempel. 

Lassen wir uns einmal auf ein Gedanken­
experiment ein, und nehmen wir einen 
gerade begangenen Jahrestag zu dessen 
Anlaß: die 25. Wiederkehr des Tages der 
Universitätskirchensprengung. 

Gehen wir (a) zunächst davon aus, daß die 
Universität personell erneuert ist. Stellen 
wiruns (b) sodann vor, diese Universität in 
ihrer personell erneuerten Zusammen­
setzung stünde unter gleichen Bedingun­
gen vor der gleichen Herausforderung wie 
1968. Fragen wir uns (c) schließlich: Wür­
de diese Universität in ihrer personell er­
neuerten Zusammensetzung sich dann 
bezüglich einer drohenden Universitätskir­
chensprengung etwa anders verhalten als 
die seinerzeitige Karl-Marx-Universität? 

Es sei die Süffisanz gestattet, an dieser 
Stelle die vermutende Antwort offen zu 
lassen. 

Statt dessen nur zwei Anmerkungen zu 
einer spezifischen möglichen Variante, auf 
Untragbares zu reagieren - zum Rücktritt: 

Auch wir sehen es so, daß 1968 der Rück­
tritt der Unill8rsitätsleitung eine zwar ohn­
mächtige, jedoch zeichensetzende, auf 
jeden Fall aber angemessene, weil die 
Würde der Universität verteidigende Reak­
tion auf die Unikirchensprengung hätte sein 
können. Zugleich übersehen wir nicht, daß 
rfioc- 11nt.or rfon C!oinor-,o.itinon s::::lo,,l;nn1 n"lnnn 
v,v.:, , ... ll'vl '-'V' 1 ~On IGIL.Qf\l~C:Hf LIOVU ·~"'' •~c• 1 

für den einzelnen eine schwerwiegende, 
möglicherweise folgenreiche Entschei­
dung gewesen wäre. Schließlich schätzen 
wir an den heutigen Verhältnissen, daß 

99 



solche Entscheidungen nunmehr weitaus 
weniger gravierende Folgen für den ein­
zelnen haben würden. 

Doch da ist • unsere erste Anmerkung • 
Frappierendes zur Kenntnis zu nehmen: 
Trotz allem, was in den letzten zweieinhalb 
Jahren der Universität zugemutet worden 
ist, trotz aller z. T. skandalösen Auswirkun­
gen sächsischer Hochschulpolitik auf die 
Universität war nicht Bin einziger Rücktritt 
eines Funktionsinhabers oder einer Funk• 
tionsinhaberin von seinem oder ihrem Amt 
aufgrund der Auswirkungen der sächsi­
schen Hochschulpolitik zu beobachten. 
Dies ist uns Indiz für die Kontinuität, die in 
der gewandelten Universität fortlebt. 

Die zweite Anmerkung. Wir registrieren 
folgendes mit lntere~se: Nur noch wenige 
verharren in ihren Amtem, weil sie dort 
positive gestalterische Möglichkeiten ver­
muten. Dagegen opfern sich viele der un­
sittlichen Anstrengung, Ungewolltes ver­
treten und durchsetzen zu müssen, mit ei­
nem sehr bekannten Argument: um Scha­
den zu begrenzen und Schlimmeres zu 
verhüten. Hier einen mentalen Wandel zu 
erkennen, fällt uns sehr schwer. 

3. 

Die Republikaner bieten einen attraktiven 
Orientierungsrahmen u.a. für den von den 
neuen Verhältnissen nachhaltig verwirrten 
Ex-DDR-Bürger. Klare Hierarchien und 
Autoritäten sowie simple Rezepte zur Be­
seitigung der vermeintlichen Unordnung 
in einer offenen Gesellschaft verbinden sie 
mit sozialer Demagogie, die den der Ver­
sorgungsgesellschaft nachtrauernden 
DDR-Bürgern verspricht, die lebensweltli­
chen Risiken ein für allemal zu beseitigen. 
Manche/r fände sich wohl bereits bei den 
Republikanern, wenn dies nicht • noch! • 
eine gewisse soziale Ächtung zur Folge 
hätte. - -

Inhaltliche Nähe zu Rap-Positionen wird, 
nebenbei bemerkt, in hiesigen Vorlesun­
gen bereits vertreten. 
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Ein Medizinprofessor etwa • der schon 
einmal von sich reden machte dadurch, 
daß er in der Hauptvorlesung im Oktober 
1989 seinen Studierenden befahl, nicht zur 
Montagsdemo zu gehen, um ihnen am 
gleichen Orte im März 1990 die Orientie­
rungshilfe zu geben, die Deutsche Soziale 
Union zu wählen •. dieser Medizinpro­
fessor dilletiert in Soziologie und orientiert 
seine Studentinnen in fakultativen Vorle­
sungen ungebrochen: 

Für mordende Skinheads (sein Ausdruck: 
"pubertierende Jugendliche") müsse man 
Verständnis haben. Die Menschen hätten 
sich lange nach einem einigen Deutsch­
land gesehnt. Nun, da sie es erhalten ha­
ben, seien sie begreiflicherweise ent­
täuscht, daß sie alles gar nicht so richtig in 
Anspruch nehmen könnten, da die so lang 
ersehnte Heimat durch die vielen Einwan­
derer Schritt für Schritt zur Fremde werde. 

Doch der Vorlesende hat einen attraktiven 
Lösungsvorschlag: positive Abgrenzung. 
Der hat auch noch den Vorzug, mehrfach 
verwendbar zu sein: Er taucht gleich noch 
einmal auf als Verhaltensempfehlung für 
die • die Toleranzfähigkeit ihrer Umwelt 
überfordernden - Homosexuellen: positi­
ve Abgeschlossenheit und Geheimhaltung 
wird ihnen anempfohlen. 

Im Unterschied zu Bemard ist dieser origi­
nelle Denker Professor neuen Rechts ge­
worden. Er wird uns also noch länger er­
halten bleiben. 

Der Fall Bernard macht, strukture//betrach­
tet, auf eine Normalität aufmerksam: in ei­
ner • noch - von vielen unerwünschten 
Form. Diese Normalität gilt es zu thema­
tisieren. Andernfalls werden Universitäts­
vertreter künftig sicher noch häufig Gele­
genheit haben, ihre Betroffenheit zu äu­
ßern. 

Leipzig, im Juni 1993 

StudentlnnenRat der 
Universität Leipzig 
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PUBLIKATIONEN 

PARTHIER, BENNO (Hrsg.): Jahrbuch Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldlna 
Halle(Saale) 1992(Leopoldina Reihe 3, Jahrgang 38). Halle/Saale 1993. 367 S. DM 20,-. 
Bestellungen an: Deutsche Akademie der Naturforscher Leopoldina, August-Bebel-Str. 50a, O 
• 401 o Halle/S. oder über den Buchhandel. 

HOCHSCHULREKlORENKONFERENZHAK (Hrsg.): Arbeitsbericht 1992. Bonn 1993. 301 s. Kosten­
frei zu beziehen bei: Hochschulrektorenkonferenz, Ahrstr. 39, W • 5300 Bonn 2. 

FRAUNHOFER·GEsELLSCHAFT (Hrsg.): Die Fraunhofer-Gesellschaft von A -Z lnstitutsproflle, 
Forschungsgebiete, Leistungen, Ansprechpartner, Adressen '93l'94. München 1993. 
240 S. DM 1 o, •. Bestellungen an: Fraunhofer-Gesellschaft, Presse und Öffentlichkeitsarbeit, 
Leonradstr. 54, 80636 München. 

VoLKSWAGEN·ST1FTuNG (Hrsg.): Bericht 1992. Vandenhoeck & Ruprecht, Göttingen 1993. 200 
S. Bezug bei: Volkswagen-Stiftung, Postfach 81 05 09, 30505 Hannover. 

PRESSEREFERAT DER MAx-PLANCK·GEsELLSCHAFT (Hrsg.): MaK-Planck-Gesellschaft. Aktlvltl­
ten in den neuen Bundesländern. Eine Zwischenbilanz. München 1993. 45 S. Kostenlos 
bei: Generalverwaltung der Max-Planck-Gesellschaft, Pressereferat, Hofgartenstr. 2, W -
8000 München 22. 

INFORMATIONSZENTRUM SoZIALWISSENSCHAFTEN, ABT. BE RUN IN DER AUSSENSTELLE DER GESELLSCHAFT 
SOZIALWSISSENSCHAFTSCHAFTLICHER INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN E.V. GESIS (Hrsg.): Sozialfor­
schung in der DDR. Dokumentation unveröffentlichter Forschungsarbeiten ( an notierte 
Bibliographie mit Standortnachweisen]. 
Bd. 1: bearb. von Erika Schwefel und Ute Koch. Berlin 1992. 229 S. 
Bd. 2: bearb. von Erika Schwefel und Christina Otto. Berlin 1992. 231 S. 
Bd. 3: bearbeitet von Erika Schwefel und Wolfgang Mallock. Berlin 1992. 225 S. 
Bd. 4: bearbeitet von Ute Koch und Erika Schwefel. Berlin 1993. 224 S. 
(geplant sind insgesamt 8 bis 10 Bde.) Je Bd. DM 20,·. 
Bestellungen und Informationen bei: Informationszentrum Sozialwissenschaften, Lennestr. 
30, W - 5300 Bonn 1. 

INFOOMATIONSZENTRUM SOZIALWISSENSCHAFTEN, ABT. BERLIN IN DER AusSENSTELLE DER GESELLSCHAFT 
SOZIALWSISSENSCHAFTSCHAFTUCHER INFRASTRUKTUREINRICHTUNGEN E.V. GESIS UNO VASKOVICS, I.Asz• 
Lo A./ S1LBEREISEN, RAINER K. (Hrsg.): Sozialforschung in der DDR. Sonderband. For­
schungsprojektdokumentation "Familie und Jugend". Bonn/Berlin 1993. 158 S. DM 20.­
Bestellungen an: Informationszentrum Sozialwissenschaften, Lennestr. 30, W. 5300 Bonn 1. 

GREVEN, M1cHAEL TH./ KOOP, DIETER (Hrsg.): War der Wissenschaftliche Kommunismus 
eine Wissenschaft? Vom Wissenschaftlichen Kommunismus zur Politikwissenschaft. 
Leske + Budrich, Opladen 1993. DM 28,·. Über den Buchhandel. 

KuczvNsK1, J0RGEN: Frost nach dem Tauwetter. Mein Hlstorlkerstreit. Elephanten Press 
Verlag, Berlin 1993. 133 S. DM 19,90. Über den Buchhandel. 

HENKE, KLAus-D1ETMAR (Hrsg.): Wann bricht schon mal ein Staat zusammen/ Die Debatte 
über die Stasi-Akten 9.uf dem 39. Historikertag 1992. Deutscher Taschenbuch Verlag, 
rv1ünchen 1993. 230 S. über den Buennandei. 

W1EsNER, HERDALO: Zur statistischen Dokumentation der Weiterbildungsleistungen an 
den Universitäten und Hochschulen in der DDR. Auftragsarbeit für die Projektgruppe 
Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. Berlin 1992. 44 S. Nachfragen bei: Projektgruppe 
Hochschulforschung, Aristotelessteig4, 10318 Berlin. 
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BURKHAADT, ANKE: Fachschulabsolventen 1960-1990. Statistischer Überblick. Hrsg. von 
der ProJektgruppe Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. Berlin 1992. 77 S. Bezug über: 
Projektgruppe Hochschulforschung, Aristotelessteig 4, 10318 Berlin. 

STEIN, Rum HE1D1: Absolventen von Hochschulen in der DDR 1970 bis 1990. Statistische 
Anslyse(Projektberichte 1/1993). Hrsg. von der Projektgruppe Hochschulforschung Berlin­
Karlshorst. Berlin 1993. 63(+27) S. Bezug über: Projektgruppe Hochschulforschung, Aristo­
telessteig 4, 10318 Berlin. 

EuROPA-UN1vERs1TAT V1ADRINA FRANKFURT (ODER) (Hrsg.): Reden zur Eröffnung der Europa­
Universität Viadrina Frankfurt (Oder)am 6. September 1991 (Universitätsschriften Bd. 1 ). 
Frankfurt/Oder 1992. 73 S. Kostenlos erhältlich bei: Europa-Universität Viadrina, Große 
Seharmstr. 59, 0 - 1200 Frankfurt/Oder. 

ARBEITSGEMEINSCHAFT KRITISCHE TIERMEDIZIN (Hrsg.): Die Fahrt nach Neu-Fünf-Land[Berichle 
über Exkursion der Arbeitsgemeinschaft in die ostdeutschen Bundesländer mit Besichtigung 
veterinärmedizinischer und landwirtschaftlicher (Forschungs-)Einrichtungen). Göttingen 1993. 
38 S. DM 8,-. Bestellungen an: Arbeitsgemeinschaft Kritische Tiermedizin, c/o Bodo Bertsch, 
An der Luller SO, W - 3400 Göttingen. 

UNDESKONFERENZ DER REKTOREN UND PRÄSIDENTEN DER BERLINER HOCHSCHULEN, ARBEITSGRUPPE 
STUDIENBERATUNG (Hrsg.): Studieren in Berlin und Brandenburg. Berlin 1993. 31 S. Kosten­
los zu beziehen bei: Zentraleinrichtung Studienberatung und Psychologische Beratung der FU 
Berlin, Brümmerstr. 50, W - 1000 Berlin 33. 

ST A nsT1scHES LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN: Studien- und Berufswünsche der Abitu­
rienten im Freistaat Sachsen (Statistische Berichte B 13- j/92). Dresden 1992. 7 S. DM 3, -
Bestellungen an: Statistisches Landesamt Sachsen, Dr.-Otto-Nuschke-Str. 20, O - 8012 
Dresden. 

BLOCK, KLAus-D ./ F ucHs, HANS-W.: The Eastern German Education System in Transition. 
Revised version of paper presented at the 16th Annual Conference of the German 
Studies Association in Minneapolis, Minnesota, Oct. 1-4, 1992 (Beiträge aus dem 
Fachbereich Pädagogik der Universität der Bundeswehr 1 /93). Hrsg. von Lutz R. Reuter und 
Gerhard Strunk. Hamburg 1993. 41 S. Bezug über: Universität der Bundeswehr, Holstenhof­
weg 85, W - 2000 Hamburg 70. 

SENATSVERWAL TUNG FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNOLOGIE BERLIN (Hrsg.): Technologieprogramm 
Frr BERLIN 2001. Maßnahmen, Förderhilfen und Adressen in Berlin. Berlin 1993. 68 S. 
Kostenlos bei: Senatsverwaltung fürWirtschaftund Technologie, Martin-Luther-Sir. 105, W-
1000 Berlin 62. 

BUNDESMINISTER FÜR BILDUNG UND WISSENSCHAFT (Hrsg.): Berufliche Integration und Weiter­
bildung von Ingenieurinnen aus den neuen Ländern. Ergebnisse einer Befragung 
(Bildung Wissenschaft Aktuell 3/93). Bonn 1993. 59 S. Kostenlos zu beziehen über: BMBW, 
Ref. ÖffenUichkeitsarbeit, Postfach 20 01 08, W - 5300 Bonn 2. 

DuRRER, FRANzl HEINE, CHRISTOPH: Ausbildungssituation von Abiturienten aus den neuen 
Ländern. Ergebnisse einer Befragung von Studienberechtigtender Jahre 1990und 1991 
(Bildung Wissenschaft Aktuell Bd. 1/93, hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft). Bonn 1993.55 S. Kostenlos bei: BMBW, Aef. Öffentlichkeitsarbeit, Postfach 
20 01 08, W - 5300 Bonn 2. 

THÜRINGER M~ISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST (Hrsg.): Wissenschaftslandschaft 
Thüringen. Uberblick zur Hochschul- und Forschungslandschaft. Löwe Verlag, Erfurt 
1993. 64 S. Kostenlos bei: Pressestelle des Thüringer Ministeriums für Wissenschaft und 
Kunst, Werner-Seelenbinder-Sir. 1, 0 - 5071 Erfurt. 
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ZUM SCHLUSS 

Schaf und Schäfer 
Die Reize der Lehre im Osten 

Wahrscheinlich verkündet der Rektor al­
len, die aus seiner Hand ihre Ernennungs­
urkunde empfangen, daß der Entschluß, in 
Leipzig "etwas aufzubauen'-♦ vorbildlichen 
Idealismus verrate. Das klingt nach Opfer­
bereitschaft, hohem Mut, Pioniergeist, und 
so ist es wohl auch gemeint. Doch etwas 
fehlt dabei. Idealist, sagt das Lexikon, ist 
einer, "der selbstlos, dabei abet auch die 
Wirklichkeit etwas außer acht lassend, 
nach der Verwirklichung bestimmter Ideale 
strebt". AJso jemand, dessen eigentümliches 
Engagement dazu führt, daß Enttäuschun­
gen vorprogrammiert sind - mit offenem 
Ausgang für ihn und andere. 

Auf den ersten Blick scheint das Risiko 
gering. Frontberichte, von vorgeschobenen 
Beobachtern in die akademische Heimat 
vmnittelt, tönen häufig wie direkte Um­
kehrungen dessen, was zu Hause an schlim­
men Erfahrungen anfällt. Da machen unre• 
gierbare Massen dem 5';hönen Geist zu 
schaffen - wohin er schweben will, drücken 
ihn große Mengen nieder, und zu~tzlich 
schnüren ihm knappe Ressourcen die Le­
bensluft ab. Dies hat spürbare Folgen: Ver­
wahrlosung zi~ht ein. Infantilismus macht 
sich breit - vom Katheder herab werden 
anspruchslose Hirne mit leicht ver~auhcher 
Kost mißmutig abgespeist; redUZJerte A~­
sprüche auf allen Seiten halten den Schem 
funktionierender Betriebsabläufe aufrecht 
So sieht es jedenfalls der „ wandernde" 
Idealismus und hofft, die schlechte Wirk­
lichkeit hinter sich lassen zu können. Auf 
jungfräulichem Boden soll „d~be~" die 
derangierte Wissenschaft, den historischen 
Augenblick nutzend, ihre Wiedergeburt als 
hehrer Berur• (Max Weber) erleben. Eine 
vernünftige Erwartung oder - eben ideaii­
stische Überspanntheit? 

Für eine Antwort ist es natürlich zu früh. 
Aber erste Eindrücke stellen sich ein, Leip­
ziger Impressionen gewissermaßen. 

Ein '!Aufstand der Massen" - die verhee-
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rende Überflutung des Bildungsbetriebs -
findet einstweilen nicht statt. Seminare blei­
ben klein oder winzig. Einführungskurse 
sind überschaubar, selbst Vorlesungen mit 
attraktiven Themen ziehen keine unüber• 
sichtlichen Mengen an. Damit entfällt im 
Prinzip auch jener Binnendruck, der Stu­
denten bis zur Anonymität nivelliert: wo 
man -dann einfäch dasitzt, still zuhört und 
brav mitschreibt; wo niemand was sagt und 
keiner sich traut; wo vorne am Pult Ratlo­
sigkeit einzieht, während in hinteren Rei­
hen klammheimlich der Motivationsverfall 
fortschreitet; wo schließlich kein didakti­
scher Winkelzug mehr hilft, aus den Teilen 
ein Ganzes ZU machen. 

Trotzdem: Diese Tendenz zu verwahrlo­
senden Sitten, versetzt mit infantilen Ge­
sten, hat anscheinend euch Leipzigs akade­
misches Terrain erfaßt; small ist offenbar 
nicht automatisch bcautiful. Manche Erleb­
nisse sprechen sogar dafür, daß das _Pend_el 
noch stärker nach der falschen Seite hm 
ausschlägt. Vielleicht macht sich da das be­
sondere Aussehen einer "zivilisatorischen 
Lücke" bemerkbar: Den Wegfall äußerer 
Zwänge kompensiert einstweilen kein Auf­
bau selbstgcsteuertcr Disziplin - von deren 
Resten westliche" Studenten vielleicht 
noch zch"ren. Sie fransen schließlich nur 
verdeckt aus, im Schutz der Masse, wäh­
rend ihre neuen Kommilitonen, weil sie das 
Problem nicht einmal erkennen, sich ganz 
ungeniert daneben benehmen._ Wie s~mst 
kann es passieren, daß Semmar-Grupp­
chen, dem „lehrenden" Blick ungeschützt 
ausgesetzt, intensiv einen anderen Kurs 
präparieren? 

Eine· andere Episode bestätigt den Ver­
dacht der „ziviiisatorischen Lücke" auf 
neue Weise, mit gegenläufigem Effekt. Wo 
immer, wie bei Tests und Prüfungen aller 
Art, äußere Pressionen weiter wirken, über­
steigen die Leistungen „westliche" Stan­
dards. Es wird noch richtig gelernt - ·wenn 
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es sein muß, eben in einer Veranstaltung 
für die andere (was auch insofern respekta­
bel ist, als die Studenten sich ein immens 
hohes Kurspensum auferlegen, also wenig 
freie Zeit haben). Schriftliche Arbeiten ge­
raten ausführlich, sind gut vorbereitet, ver­
raten fonnale Schulung, werden sorgfältig 
angefertigt und pünktlich abgeliefert. Kurz­
um, der „strafbewehrte" Olctroi des akade­
mischen Komments funlctionien, präzise 
Befehle produzieren zivilen Gehorsam. 

Weil das Modernitätsdefizit diese Zerris­
senheit - hier Anomie, dort Disziplin - er­
heblich zuspitzt, nervt sie besonders: allen 
voran jenen idealistischen Hirten, der in 
stiller Erwartung schönerer Zeiten mit en­
thusiastischen Schafen einen "verrüclcten 
Augenblick" erleben will, in dem der aka­
demische Betrieb seiner wahren Bestim­
mung nahe lcommt. Ihm ist die Anomie zu 
chaotisch, die Disziplin zu mechanisch -
Verwahrlosungs-Verdilcte und Infantilitäts­
Vorwürfe gehen dem Enttäuschten dann 
leicht von den Lippen. Um so mehr überra­
schen Diagnosen, deren Tenor lautet, daß 
das ostdeutsche Abenteuer kurz vor seinem 
glücklichen Abschluß stehe - und dieser die 
vollbrachte Angleichung an westdeutJChe 
Normalverhältnisse sei. 
. Der widersprüchliche Eindruck blamiert 
keine Seite per se, weil sich fachliche Lagen 
nicht über einen Kamm scheren lassen. Die 
Sache bestimmt den Sinn, dieser das Klima 
- und da hakt es häufig schon ganz am An· 
fang. Wer etwa Politilc als Wissenschaft be­
treibt, wird schnell merken: Selbst sonnen­
klare Ideen wie unser geschätzter Pluralis­
mus samt seinen vertrauten Derivaten 
(Konkum:nz, Kompromiß, Koalition) wol­
len in „gewendete„ Köpfe kaum hinein; 
Folgeeinsichten fallen dann natürlich auf 
'Völlig unfruchtbaren Boden. Die zivilisato. 
rische Lücke wirlct hinter dem Rücken ihrer 
Opfer weiter - sie wissen gar nicht, daß sie 
nichts wissen, und kommen daher zu faJ. 
sehen Urteilen. Andererseits: Wo (Rechts-) 
Paragraphen oder (Bctricbs-)Ka!ku!ationen 
die ganz.e Lern-Welt füllen, erleichtert der 
,.Schleier des Nichtwissens .. (John Rawls) 
den Durchblick eher. 

Idealistische Erwartungen werden um so 
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leichter enttäuscht, je härter sie auf alte 
Denkschichten stoßen. Ideale Verhältnisse 
erwarten heißt nämlich ganz platt: Fortset­
zung der eigenen Routine im Vertrauen auf 
neue Resonanz - so als ob rückständige 
Adressaten eine Nachhol-Ekstase beweisen 
und genau daran austoben müßten, was ih­
nen vorgesetzt wird (es reisen genügend 
Missionare an, die ihre eigenen Schriften 
den Eingeborenen als heilige offerieren). 
Doch so ausgewaschen, daß jeder beliebige 
Sinn, einem Passepartout gleich, Eingang 
in ihre Kammern finden würde, sind diese 
verunsicherten Gehirne zu lceiner Wende­
zeit je gewesen. Alle leiden unter Bewußts­
einsablagerungen, einzig opportunistische 
Geister kommen einfach darüber hinweg. 

Was geschieht mit den übrigen? Ihnen 
blüht wohl eins von zwei ähnlich tristen 
Schicksalen: entweder Befriedung (nach 
altwestlichem Massenmodell) oder Aus­
schluß (im Zuge neuöstlicher Elitebil­
dung), je nach dem Kurvenverlauf des 
professoralen Elans. Falls er, wie manch­
mal schon spürbar, unter dem Gewicht 
seiner Bürde nachläßt, werden die wenigen 
behandelt, als ob sie viele wären; routi­
niert, schematisiert, indifferent und so to­
lerant, daß der Friedhof ruhig bleibt. Wo 
aber weiterhin schwungvoll gehobelt wird 
(auch dafür gibt es Exempel), da werden 
Späne fallen - wer dem gewählten Tempo 
und fixierten Kurs nicht folgt, fällt heraus„ 
eine Altlast mehr. • 

Man sieht: Mit dem Idealismus, den aus 
gegebenem Anlaß Leipzigs Rekto~ be­
schwört und beglaubigt, hat es so seine Be• 
wandtnis. Weil zum Ideal notwendig die Il­
lusion gehört, hängt alles davon ab, wie 
enttäuschte Erwartungen verarbeitet wer• 
den. Da freilich eher ein Kamel durch ein 
Nadelöhr geht als der ordentliche Professor 
in sich, steht den studentischen Nutznie­
ßern des gelehrten Opfergangs nach Leipzig 
(oder anderswohin) kein leichtes Schicksal 
bevor - zumal sie, dank ihres zivilisatori­
schen Handicaps, Techniken intelligenter 
Gegenwehr erst noch lernen müssen. Ande­
res natürlich auch. WOLFGANG FACH 
Der Au1or lehrt Poil~ Wissenschaft an der Univcr• 
lillt Lcipzla-
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Schafherden und Schäferhunde 
Die Reize der Belehrung Im Osten 

wer die Wahrheit sagt. wird früher oder genmodeme" (Ulrich Beck) Im hslbmo­
später dabei ertappt. Oscar Wilde demen Westen aus den Augen verlie­

rend, sollte eigentlich die vormodem-ost­
zonele Schafherde von schwäbischen und 
anderen Gelehrten In den sicheren Hafen 
·sonnenklarer Ideen" (Wolfgang Fach, 
F.AZ, 16.6.1993) geführt werden. So zu­
mindest die Absicht des ideafistischen Hir• • 
ten, der, mit dem euch In der Schachtheo­
rie ambivalent bewerteten Eröffnungszug 
c2·o4, sich in froher Erwartung besserer 
Zeiten auf den jungfräulichen Boden der 
östlichen Kulturwüste begab. 

Was immer Sozialwissenschaftler unter 
moclem und Modeme verstehen, zumeist 
gehört Individualisierung zu den Essen­
tials in diesem Diskurs. Gemeint ist jener 
Prozeß der allmählichen HerauslOSung in­
dividueller Lebensläufe, persönlicher 
Schicksale aus klassengebundenen, stän­
dischen, familiären und obrigkeitsstaatli­
chen Schicksalsvorgaben. Die staatlich 
okkupierten und kollektivierten Ostlebens­
läufe wir1<en auch im vierten Jahr nach 
dem big bang eher blaß, zumindest ~ 
nicht zivilisatorisch up to date. Gerade die 
Renner der westlichen Kulturindustrie als 
Ausweis von lndividualltätsentfaltung sind 
im biederen Osten vorzugsweise laden· • 
hüter. Skilehrer, Tauchklubs und Aerobic­
besessene fristen eine ebenso karge Ext­
stanz im Osten wie der bockwurstmeiden· 
de Gourmet. 

lustvoll zelebrieren nun einige Sozialwis­
senschaftler im Gefolge ihrer Bemfung en 
ostdeutsche Hochschulen die vielzitierte 
Differenz zwischen dem modernen W~ 
sten und dem vormodernen Osten. Den 
"Widerspruch zwischen Modeme und G~ 

hochschule ost jull 1993 

Die Em0chterung: Die Schafherde verfällt 
einer "Tendenz zur Verwahrlosung der 
Sitten" (Fach). Der Idealistische Herden­
lenker auf dem Weg zu sonnenklaren Ufern 
beweist dabei seinen hochgradigen Plura­
lismus. Auf der Flucht von anything goes 
zu nothing goes bleiben als Tusculum nur 
die Inseln eidgenOSSischer Gastronomie 
im stampfenden Meer der Anomie. Erste 
Zweifel: Hätte es nicht ein anderes, wenig­
stens exotisches Entwicklungsland mit den 
sehnsuchts\'Olt erv.,art8ten 8nthusiasti• 
sehen Schafen sein können? Die sittenlo­
sen Schafe haben in ihrer geduckten Hai· 
tung eben vom naiven Kult des Aufrecht­
seins endgültig genug. Die unzeitig-vormo-
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deme Verschrobenheit der Erzeugung 
verrückter Augenblicke in einer entzau­
berten Berufs-ausbildungsanstalt erscheint 
dem Kalkül der Herde eher wie ein schwä­
bischer Ladenhüter. Adornos vielzitierte, 
kurz vor seinem Tode im Jahr 1969 geäu­
ßerte Bemerkung: "Als ich mein theoreti­
sches Modell entwickelte, konnte ich nicht 
ahnen, daß man versuchen würde, es mit 
Molotow-Cocktails zu verwirklichen", kon­
trastiert die Erfahrung von vorlesenden 
Westhirten im Osten Deutschlands. Sie 
hätten sich gewiß zumindest eine ordentli­
che Kissenschlacht der ostdeutschen Gei­
ster gewünscht. Es bleibt lediglich ein stö­
rendes Rauschen für die Gähnenden. 
Glücklicher Adorno? 

Die Schäfer haben dabei jedoch gegen­
über der Herde ein grundlegendes Defizit 
(ohne ihnen hier daraus einen Vorwurf 
machen zu wollen): Sie kennen nur eine 
Weide, ein politisches System, in dem sie, 
nun ja, zu Hausa waren und sind. Die Ein­
geborenen dagegen beherbergen die Er­
fahrung zweier Systeme inklusive des Struk­
turbruchs vom einen zum anderen. Dumpf 
spüren die in den Osten Verschlagenen 
ihr Defizit, ohne daß es ihnen schon be­
wußt wäre. Besonders zu schaffen macht 
ihnen eine gleichfalls noch im vorbewuß­
ten Raume verweilende, doch sich zaghaft 
ankündigende Erkenntnis: Dieses Defizit 
ist unaufholbar. Der Sturz der politischen 
Ordnung in der Bundesrepublik unter Aus­
schluß der Ostdeutschen wäre die - dop­
pelt unwahrscheinlich scheinende • Vor­
aussetzung. 

Solche noch nicht ins Bewußtsein gelas­
senen Erkenntnisse verlangen zur Bewäl­
tigung des zwänglichen Vorgangs nach 
Kompensation. Das läßt sich nicht ohne 
Amüsement studieren: Besonders augen­
fallig n~tiirlim ~n rlAn l lnivArsit:!itAn, --. niA 

Exhibitionisten der Kognition gehäuft auftre­
ten. Aber genau dort wecken die ange­
wandten Kompensationsstrategien freilich 
auch Besorgnisse. Zumindest bei den 
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Schafen, die bereits das zweite von Übeln 
beladene System hautnah erleben dürfen, 
und die nun ob der Erfahrungslücke um 
die Widerstandsfähigkeit ihrer von spezifi­
schen "Erlebnismilieus" (Gerhard Schul­
ze) geprägten Herdenlenker und verhin­
derten Dissidenten bangen müssen. Den 
Kurvenverlauf des professoralen Elans in 
den Seminaren und Vorlesungen mit Sor­
ge beobachtend, möchte man ihnen zuru­
fen: keep your options open! Legt euch 
nicht fest bei der Flucht in das erste baye­
rische Milieulokal inmitten der sächsischen 
Kulturwüstel 

Was geschieht mit den resistenteren Im­
porten? Sie sprinten bereits kurz nach ihrer 
Ankunft in die Bibliothek und schauen im 
Katalog, ob ihre epochalen Werke den 
Vermerk libri sept. f trugen, folglich bis 
1989 nur gegen Giftschein-Vorlage zu er­
halten, mithin als systemgefährend einge­
stuft waren, und sie also im nachhinein 
stolzvermittelnd sind. Natürlich erzählen nur 
diejenigen von ihrer Recherche, deren 
Bücher tatsächlich für den Durchschnittsle­
ser gesperrt waren. Von den anderen er­
fährt man es erst auf Nachfrage. Und dann 
schwingt abgrundtiefe Enttäuschung mit. 
Wer könnte das nicht nachempfinden. 

Viele möchten sich auch äußern zu dem 
Unglaublichen, an dem sie teilhaben dür­
fen. Allerdings meist ohne sich der Mühe 
unterziehen zu müssen, ein Buch zu schrei­
ben. Also geben sie exzessiv Sammelbän­
de heraus: Nur nicht die Druckkostenzu­
schüsse verpassen, solange die für dies 
Thema noch zu haben sind. Die ethnologi­
sche Neugier privilegierter Beobachter, die 
die Unterwerfungsrituale aussterbender 
Stämme in der westsibirischen Tundra mit 
ihrem Kaffeehausblick analysieren, feiert 
dabei fröhliche Urzustände. 

RAmArknnswArt ::111r.h· K::111m Ain Sr.häfAr 

im Osten, der sich nicht seine Lieblingsalt­
last hielte. Meist ein frisch promoviertes 
hoffnungsvolles Schaf, das doch nichts 
dafür könne, auf der falschen Seite gebo-
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ren worden zu sein. Ihm gedeiht umfas­
sende Förderung an. Schließlich gehöre 
es nicht zu den Inkarnationen des zivilisato­
rischen Lochs, die gar nicht wissen, daß 
sie nichts wissen. Zu jenen allerdings, die 
sich ob dieses Befundes nicht mehr sicher 
sind, zählen diese Vorzeige-Zuchtschafe 
auch nicht. Stipendien werden vermittelt. 
Artikel von ihnen werden in die wichtige­
ren Zeitschriften lanciert. Das kann den 
talentefördernden Hirten schmücken. Es 
ist Ausweis für Liberalität und Verständnis­
sinnigkeit. Der verrückte Augenblicke anti­
zipierende Denker, der die Gegenstände 
seiner Erörterungen in Vorlesungen und 
Seminaren wie Himbeer- und Schokola­
deneis behandelt, wird nicht erst dabei •so 
tolerant, daß der Friedhof ruhig bleibt" 
(Fach). Eine Toleranz allerdings, die so 
schief ist wie das Komma zwischen Ja und 
Aber. 

Eine der weniger selten auftretenden Stra­
tegien bleibt hierbei die beschriebene Ei­
genwahrnehmung als Hirte, welcher die 
(naturgemäß unselbständigen) Schafe 
nicht nur regelmäßig zur Schur treibt. Son· 
dem der ihnen unterwegs auch noch bei· 
bringen will, wie in gemeinsamer Anstren­
gung die "zivilisatorische Lücke" (Wolf­
gang Engler) zwischen Schaf und Schä­
fern zu überwinden sei. So begrüßenswert 
das emanzipationspädagogische Anliegen 
scheint: Die Enttäuschungen sind vorpro­
grammiert. Schon allein die Evolution vom 
Vierbeiner zum Zweibeiner dürfte erfah­
rungsgemäß den Horizont einzelner Men­
schenleben überschreiten. Und der artifizi­
elle Trick des Hirten, sich, den Schäfer­
hund mimend, auf alle vier Pfoten fallen zu 
lassen, verfängt ja leider auch nicht. 

Aufschlußreicherweise beschreibt bereits 
das Bild des Hirten im Alten Testament 
eine völlig unidyllische, schwere und ver­
antwortliche Tätigkert (1 Mo 31, 38-40). Der 
"gelehrte Opfergang nach Leipzig" (Fach) 
reproduziert das alttestamentarische Bild. 
Gerade idealistische Hirten hätten dabei 
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viel zu tun, schließlich ist eine Herde ohne 
Hirt verlassen (Hesek. 34, 5). Jedoch ma­
chen einige der einfliegenden Hirten an 
ostdeutschen Universitäten eher die Erfah· 
rung, daß diese Herde nicht die ersehnte 
ist: Keineswegs die Herde, sondern sie 
finden sich verlassen und entzaubert. Der 
"kognitive Kynismus" (Peter Sloterdijk) 
kann daher auch als eine Antwort des 
Hirtenwillens auf das angesehen werden, 
was die vom transitorischen hsngover 
paralysierten Schafe dem Idealisten ange­
tan haben. 

Wenn das jedoch so weitergeht, flüchten 
über kurz oder lang alle sympathischen 
Westhirten wieder: Und wir stehen erneut 
allein da mit unseren (meist) einerseits lar­
moyanten, anderererseils geckenhaft ordi­
narialen Zonenhirten. Ergänzt nur um die 
anpassungsfähigen, mithin uninteressan­
ten West-Importe: Also jene, die etwa gleich 
nach der Ankunft gelernt hatten, daß aus 
traditionellen Gründen der ostdeutsche 
Kellner eine Respektsperson ist, dessen 
geneigte Aufmerksamkeit zu erlangen Bot­
mäßigkeit und schleimiges Timbre in die 
Stimme zu legen sich anempfiehlt. 

Durchaus gegen, wir gestehen es, unsere 
anfängliche Vermutung hat es ja nicht nur 
solches Personal in den Osten verschla­
gen. Uns war seinerzeit zunächst eines 
nicht bewußt: Daß beim Abstecken von 
Claims auch die eher linkshändigen Büffel­
jäger die einschlägigen Techniken beherr­
schen. Zudem mußten wir erst lernen, daß 
es vor allem Richtiges im Falschen gibt. 
Dann erst konnten wir verstehen: Etwa wa­
rum jemand einen Prozeß mitgestaltet, des­
sen Rahmenbedingungen er so nicht ak­
zeptiert. 

Da saß also In Leipzig bspw. plötzlich eine 
Kommission, die wir in dieser Zusammen­
setzung nicht erwartet hatten. Ihre Mitglie­
der waren fast alle freudig besorgt über 
den Gang der politischen Ereignisse. Doch 
sie taten das Richtige im Falschen und 
gründeten ein Institut für Politikwissenschaft 
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und beriefen die richtigen Leute in die fal­
schen Strukturen, und wir müssen uns kor­
rigieren: Im konkreten Falle wurde aus der 
roten Sektion kein schwaues Institut. Aber 
das bringt auch so seine Probleme mit 
sich. 

Was soll's. Immerhin unterhaltsam ist da 
doch die gelehrte Rede über Befindlich­
keiten. Die zu organisieren, drängt es heftig 
insbesondere das bürgerliche Feuilleton, 
und seine Autoren tragen ihm ausführlich 
zu. Die kulturellen Konflikte zu beleuchten, 
die sich auftun, wenn die westlich gestylten 
Denker auf die westsibirische Population 
treffen, paßt viel besser. Einer verkündete 
gar unlängst, daß wir Vorsokratiker garnicht 
wissen, was wir alles nicht wissen. Recht 
hat er ja, obwohl wir nicht mal das genau 
wissen. 

Die Stimmungsbilder sind allesamt geprägt 
vom Faszinosum des verrückten Augen­
blicks und davon, daß dieser zum einen 
nicht so schön und zum anderen viel schö­
ner ist als erwartet. Doch die sich zum The­
ma Äußernden sind so unterschiedlich, 
wie ihre Methoden der "Verzierung von 
Torten" (Richard Rorty) verschieden sind. 
Warum nur hält sich trotzdem die Projek­
tion Hirt und Herde (vulgo: Wessi und Os­
si), an sich furchtbar billig, so hartnäckig? 
Können sie vielleicht doch ausgemacht 
werden: der ideelle Gesamthirte und das 
ideelle Gesamtschaf? Die Hirtenpose er­
schöpft sich ja nicht in jener biblischen Rol­
le. Im ostdeutschen Transformationsthea­
ter erscheint der Hirte womöglich als eine 
reizvolle Rolle des politischen Theaters, 
die es dem Spieler zumindest erlaubt, die 
aufzehrende Haltung bloß missionarischer 
Geister zu vermeiden. 

Der bereits mehrfach zitierte Beitrag etwa 
verrät die vom Autor im emanzipatorischen 
Lehrstück eingenommene Rolle bereits im 
Titel, ohne die Westsozialisierung zu ver­
leugnen: "Schaf und Schäfer. Die Reize 
der Lehre im Osten". Objekt und Subjekt 
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grinsen uns schon an dieser Stelle entge­
gen. Die sokratische Auffassung geht da­
bei davon aus, daß jeder, der auf die Ver­
nunft des idealistischen Hirten zu hören 
bereit ist, von der Wahrheit sonnenklarer 
Ideen zu profitieren vermag. Im Jahr der 
"Silberhochzeit von Apo und Staat• (kon­
kret) wird beklagt, daß sich die Ost-Stu­
denten "ganz ungeniert daneben beneh­
men" (Fach). Da ist das Ganze wieder das 
Wahre, und der Hirt verkommt zum erfolg­
losen Missionar. Die Klage führt sinnfällig 
vor, wie die Revolte die Republik verändert 
hat. Der zur Redundanz der Klage postmo­
derner Hirten sicher nicht qualifizierte Ul­
bricht nahm freilich einst schon die Quint­
essenz vorweg: "Du sollst sauber und an­
ständig leben", forderte er in seiner vormo­
dernen Direktheit bereits auf dem V. SED­
Parteitag von den ihm durch die ordnungs­
politischen Präferenzen der Besatzungs­
macht anvertrauten Schafen. 

Nun finden sich bisher kaum Klagen über 
den Geruchspegel und die Kleiderordnung 
der ostdeutschen Studierenden. Vielleicht 
sind sie ja auch sauber. Doch die Unge­
niertheit ihres Danebenbenehmens ist aus 
verschiedener Perspektive dann eben un­
anständig. Auch wir finden dies nicht fein 
(um an dieser Stelle nur ja falsche Solidari­
sierungen und also Mißverständnisse zu 
vermeiden). Allein: Sind solche Wurfaktio­
nen im ostdeutschen Glashaus ob ihrer 
nichtintendierten Folgen für die Drinsitzen­
den, auch wenn sie nur wochentags ein­
fliegen, nicht ein wenig unüberlegt? 

Sei's drum. Umzugehen mit ihrem dauer­
haften Defizit, lediglich ein einziges gesell­
schaftliches System kennengelernt zu ha­
ben, das müssen die einfliegenden Hirten 
im Osten trotz allem erst noch lernen. An­
deres natürlich auch. 

Frank Geißler/ Peer Pasternack 

(Die Autoren studieren Politikwissen­
schaft an der Universität Leipzig) 
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